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Proteste gegen 
Verschleppung 

paraguayischer Patrioten 

Am 30. Oktober entführten in Buenos Aires Agenlen der argent inischen Militä rj unta, offen· 
sich tl ich in Gemeinschafts.arbeit mit der par.lguayisehen Gehcimp-oli:tei Stroessners, Alfredo 
Alcorta, stellvertre tender Sekretär der KP Paraguays (PKP). Bereits am 27. August 1980 
waren an gleichem Ort der Erste Sekretär der PKP, Antonio Maidana. und der Arbeiter· 
ruhrer Emilio Roa in den Straßen der argentinischen Hauputadt verschlepp ' worden. A. 
Maidana und A. Alcorla hallen bis Februar 1977 beide 19 Jahre in den Kerke rn des 
faschistischen Snoessner·Regimes zugebracht. Die argentinische Videla·Ju nta äußerte sich 
trotz weltweiter Prote.te bisla,\g nicht zu den Vorfallen. Ebenfalls in Schweigen hüllt sich 
die Regierung Pa.-aguays. Es steht zu befürchten. daß A. Maidana, E. Roa und A. Alcorta 
bereln an die Stroessner·Diktatur ausgeliefert wurden und in höchster Lebensgefahr 
schweben. 
Die j üngsten Verschlcppungen reihen sich in einen Plan ein. der im Jahre 1979 "om Inter­
amerikanischen Verleidigungsrat in Bogota unler dcm Decknamen "Operation Condor" 
beschlossen wurde. Er zielt darauf ab, die foruchriulichen und demokratischen Kräfte 
physisch zu vernichten. Patrioten. die gegen die Iwlitischen Repressionen der Stroessner­
Dik tatur und den wirtschaftlichen Ausverkauf des Landes. vor allem an USo und BRD· 
Konzerne, kämpfen, werden Opfer von Verschleppung, Folter und Mord. Besonders seit 
dem Altental ~uf den nikaraguanischen E"dik cator Somoza (am 17.9.1 980) im paraguayi· 
schen E"il verschärfte Sirousner die Repressionswelle in Paraguay, das ohnehin seit 26 
Jahren die elementarsten Menschenrechte mit den Füßen tritt (siehe AlB 3 und 10/1978 
und 11-12/1980). 
Internationale ProtCSte können ~ur Aufklärung des Schicksals der Verschwundenen und zu 
ihrer Freilassung beitragen. Schicken Sie deshalb Postka rtcn, Briefe oder Telegramme mit 
der Aufforderung, Antonio Maidana, Emil io Roa, Alfredo Aleorla sowie aUe anderen ,·er· 
schleppten Patrioten Paraguays unverLÜglich freizul assen an: Bot IIChart der Republik Para· 
guay. Plitteudorfer SIr. 121,5300 Bonn 2. 



AlB-Aktuell: ... und ietzt komlTit Ronald Reagan 
Wenn der neu gewählte US·Präsident Ronald Reagan am 20. Januar 
dJ. sein Amt antritt, werden mit diesem Vorgang unterschiedliche 
Erwartungen verknüpft sein. Bereits das von ihm im Wahlkampf ver­
fochtene Programm und mehr noch sein als "Erdrutsch" IU:l.dch­
nettr Sieg gegen den bisherigen Präsidenten Jimmy Gatter am <1. 
November 1980 haben unterschiedlichste Reaktionen ausgdöst. 
Ober ,Jubel in Prcloria" und beim Begin-Regime Israels wußte die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung zu berichten, als das Ergebnis be­
kannt wurde. Boliviens gerade eben w die Macht gepulsch'tet Dik­
tator Mcu bescheinigte dem US·Wählervolk, mit seiner Entsdlddung 
einen "Akt der Reife" begangen zu haben. Und das MiLilälT~,gimc in 
Guatemala ließ gar Stralknfcstc anordnen, um das Wahlcrgt:bnil zu 
feiern. 
Was bei den "ereinigten Reaktionären so viel Frohlocken auslöst, 
kann für die Völker nicht l gutes bedeuten. Gewiß kann man I"icht so 
ohne weiteres davon ausgehen, daß alles das, was Reagan und seine 
Mannschaft sich während des Wahlkampfes an Kraftworten, Q,auvi­
nismus und aggressiven Obertönen ~ur Mobilisierong einer rechten 
Wählerbasis einfallen ließen, jet~t in politische Praltis wird umgesetzt 
werden können. Dennoch stellt der Machtantritt des von Reagan 
reprihentierten ugen in der US-amerikanischen Politik ein Alarm· 
signal enter Ordnung dar. 
Reagans Wahlsieg signalisiert nicht mehr und nicht weniger ah eine 
seit geraumer Zeit vorbereitete und von der Carter·Administration 
mitgemachte Rechtsverschiebung im !)Olitisch·so~ialen System der 
USA. Innenpolitisch ist der Wahlausgang in hohem Maße Ausdrock 
der Unzufriedenheit breiter Bevölkerungsschichten angesichts einer 
wachsenden wirtschaftlichen und so~ialen Krise. Eine Innationsrate 
von 14%, ein über 18'" hinausgehendes Zinsniveau. MiUionen Ar­
beitslose und keine ernsthafte Aussicht auf eine Verbesserung der 
Lebensbedingungen rolr die Mehrheit der Bevölkerung markierten ~u­
letzt den vollständigen Bankrott jenes wiruchafllich-sozialen Re­
formprogramms, mit dem die Regierung Garler 1977 angetreten war. 
Sicher verfUgt auch der neue Präsident lediglich über einen Wähler­
anhang, der nur bei etwas über 25% der insgesamt Wahlbere.chtigten 
liegt (bei einer Wahlbeteiligung, die in den USA seit den 60er Jahren 
traditionell um 50% beträgt). Bemerkenswert in jedoch der Einbruch 
der Republikaner in das traditionelle Stammwählerpotential der 
Demokraten (gewerhchaftlich Organisierte, rassische Mindc·rheiten, 
bürgerliche Liberale, Intellektuelle, Juden usw.). Ebenso bemerkeru­
wert und alarmierend scheint die Tatsache, daß es Reagan @:e[ungen 
i$t, ein ~wi$chenzeitlich dHaktiviertes rechtes und faschistoides 
Spektrum, das von den Itrikt antikommunistischen chrilstlichen 
Fundamentalisten bis ~u dem wiedererstarkenden Ku Klux Klan 
reicht, ~u mobilisieren. 

AJarmsignale erster Ordnung 

Reagans außenpolitischer Kun, seine korueptioneUen VOllt,~llungcn 
über die Beziehungen der USA zur Dritten Welt, lassen sich c,hcr und 
schärfer aus den Ansichten seiner Berater und Hintermällnelf als aus 
seiner eigenen Wahlkampfrhetorik herausfiltern. Reagan repriisentiert 
hier nur (und das mit durchaus bemerkenswertem schauspiek:rischem 
Geschick!) jenen nwkonse .... ·ativ ausgerichteten Block, dessen Leit· 
vorstellungen - im Kern die Restauration der einstigen hegemonialen 
Stärkeposition der USA auf allen Gebieten - sich in den letZien flinf 
bis se<::h, Jahren innerhalb des amerikanischen Enablishmemts mehr 
und mehr durch~usetzen vermochten. Es geht diesen eng mit dem 
militärisch·industriellen Komplex verbundenen Kräften um die 
Durch5etzung einH langfristigen Krisenprogramms, mit denen Hilfe 
die strategischen Niederlagen und Posilions~rluste des US·:Imperia­
lismw im letzten Jahrzehnt wieder riickgängig gemacht werden sol· 
len. Und dessen zugrundeliegende Prämissen lassen sich ""ie folgt 
zusammenfassen: 
Aufrüstung und Krieg werden als wichtigstes Mittel von Diplomatie 
und Außenpolitik begriffen, und ~war nicht zur Drohung ,~nd Ab· 
schreckung, sondern als prinzipiell mögliche Praxis. Die ~ahlrcichen 
Plädoyen dafür, da6 selbst der Atomkrieg ein Mittel sei, das die 
politische führung SIelS bereit sein müsse anzuwenden, sprechen hier 
Bände. Damit einher geht die offene Zurückweisung der in den 60er 
und 70er Jahren erreichten militärischen Parität und po:litischen 
Gleichberechtigung ~wischen West und Ost, ~rbunden mit dem er· 
klärten Ziel, die militärische überlegenheit über das $OziaJi$tische 
Lager wiedererlangen zu wollen. 
Soziale Veriinderungsprozesse in den Entwicklungsländern werden 
als prinzipiell im wHtlichen Interesse kanalisierbar, so~ialn:~volutio· 
näre Umwäl~ungen sleu für ein Ergebnis sowjetischer "Subversion" 
angesehen, wobei auch hier der militätische Faktor in Gestllt emer 
stell ~ur dirckten Intervention entschlossenen Politik als l:enlrales 

Minel ~ur Durchset~ung des imperialistischen Ziels begriffen wird. 
Es in klar, da6 diHes Programm eine unverhohlc:ne Aufkündigung 
nicht nur des Entspannungsprozesses zwischen Ost und West dar­
stellt, sondern im Endeffekt ;tuch auf die Absage jeglicher Koexi· 
sterubereitschaft mit eigenständigen Entwicklungen in der Dritten 
Welt hinausläuft und auch dort den Übergang zur Konfrontation in 
Aussicht stellt. Unübersehbar ist auch, da6 der damit neuange­
meldete Führungsanspruch innerhalb des imperialistischen ugen in 
Zukunft ~u verstärkten Konnikten insbesondere mit dem westeuro· 
!)äischen Unten:entrum führen muß. Auch das anlä61ich des Besuchs 
von Bundeskan~lc:r H. Schmidt in Washington (den Reagan als ersten 
ausländischen Staatsmann entgegen amerikaniseher Tradition vor 
5einem Amtsantritt empfangen hat) gezeichnete "Eitel·Sonnen· 
schein·Bild" kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß hier tiefe In­
teresS<'!nunterschiede zu Westeuropa. etwa in der frage der Ostpolitik 
und des Ost·West·Handels, aufgerissen worden sind. 
Es ist gleichwohl auch klar, da6 der neue Konfrontationskucs berein 
durch die Carter-Administration bestens vorbereitet wurde (siehe 
AlB 3 und 7.811980), so da6 die Reagan·Administration nur ~r­
stärkend daran anzuknüpfen braucht. 
Was die Völker der Dritten Welt von dem neuen Mann in Washington 
zu erwarten haben, hat Fidel Castro bereits nach der Nominierung 
Reagaru auf den Begriff gebracht: "Wenn eine Plattfonn dieser Art 
in die Praxis umgesetzt wird, dann gibt es Krieg ~wischen den USA 
und den Völkern uteinamerikas, denn es ist unmöglich, diesen 
Kontinent in die Zeit des großen Knüppels zuriick7.u\·ersetzen" 
(Castro-Rede in AlB 11-12/ 1980, S. 66·67). Diese Kriegsvision be­
~eht sich nicht nur auf die mit dem Reagan-Sieg schlagartig gewach­
sene Gefahr einer US-lntervention in Millelamerika, wo das Aus· 
löschen der Revolution in Nikaragua und der Volksoffensive in EI 
Salvador zu den erklärten Zielen der neuen Administration gehört. 
Verstärkt 1011 aueh das Instroment der Auslands· und Militärhilfe, 
wie es sowohl im Wahlprogramm der Republikaner als auch in den 
ersten Äußerungen wichtiger Reagan·Berater heißt, wieder zur 
Stützung reaktionärer und faschistischer Regimes bzw. ~ur ökono· 
mischen und militärischen Erpressung (zur "Durchscu:ung amerika­
nischer InteresS<'!n") eingesetzt werden. 
In der Nahostpolitik des neuen Präsidenten wird es offensichtlich in 
Anknüpfung an d ie Camp-David-Politik J. Carters zu einer stärkeren 
Akzentuierung des Ziels kommen, die PLO um jeden Preis auszu· 
schalten bei gleich~eitiger Sanktionierung der Begin'JChen Siedlungs· 
!)Olitik auf dem Westjordanufer. In Afrika schließlich wird man mit 
einer stärkeren - auch militärischen - Untentützung solcher Stell· 
vertretermichte wie der Zaires oder Marokkol rechnen müssen, nicht 
~uletzt auch mit einer engeren Zusammenarbeit ~wi,chen Washing· 
ton und dem Rauistenregime in Pretoria, getreu dcr Derue, daß "die 
Freunde der USA" an der Macht gehalten werden müssen. 
Was sich von den neuartikulierten aggressiven Absichten der USA 
hingegen verwirklichen lassen, was an den objektiven Grenzen, die 
diesem KUili gesetzt sind, scheitern wird. i$t eine ganz andere Frage. 
Auch hier droht Reagan in Garters Fußtapfen zu neten. 
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EI Salvador 

Doris Mies 

"Direkte US-Militärintervention 
nicht auszuschließen" 

• • • 

Das was US-Botscha fter Robert White fla ch dem hinterhäl­
tigen Mord an sechs Führern der Demokrat is<:: h-Revolutio­
nären Front (FDR) verharmlosend als "totale Anarchie"l 
bezeichnet. auf die EI Salvador künftig zusteuern würde, ist 
nichts anderes als nackter Völkermord. Gesteuert und finan­
ziert wird e r mit Krediten, Waffen und US- Beratern von 
\Vashington aus. 
Die USA !a.'lsen keinen Zweifel daran, daß sie an den Schalt­
hebeln der Macht in EI Salvador sitzen und die feder bei der 
brutalen Unterdrückung des demokratischen Widerstandes 
flihren. Das Haup lziel der christdemokratischen J unta hat 
R. White kurz vor der US-Präsidentschaftswahl nochmals 
klar und deutlich formul ie rt : Den linken Kräften - sprich: 
dem gesamten Volk - eine Niederlage zu bereiten. Die 
Junta könne auch künftig mit uneingeschränkter Unterstüt· 
zung der USA rechnen. 2 Und der Beweis in Form einer 
9.5-Mio-Dollar-Anleihe und der Zusage Washingtons. b is 
Dezember 1980 Waffen im Wert von 5,7 Mio Do llar zu lie­
fern, lag wenige Tage später dann auch auf dem Tisch. 

Feuertaufe" der Farabundo-Marti-Front 

Der Mord an den sechs FDR·Führern ist zwe ifellos e in Ver­
lust für die revolutionäre Bewegung in dem mitteiamerika­
nischen Lande, werden jedoch die Widerstandskräfte ver­
stär kt mobi lisieren. Wenn sich die revolutionären Kräfte in 
EI Salvador heute t ro tz des brutalen Tcrrors se itens der 
Regie rungsjunta und der permanenten lnterventionsdrohun· 

4 

gen aus Washington optimistisch im Hinb lick auf einen bal­
digen Sieg der Revolution zeigen. so schätzen sie durchaus 
realistisch ihre politischen und mili tär ischen Potenzen ein. 
Ein bedeutender Schritt zur verstärkten Aktionseinhei t der 
bewaffneten revolutionären Volksbewegung - Un terp fand 
für den Sieg der Revolution - ist die Gründung der Nat io­
nalen Befreiungsfront Farabundo Marti (FM LN) durch d ie 
Volksbdreiungskräfte (FPL), das Revolut ionäre Volksheer 
(ERP) und die KP EI Salvadors. Die Geburtsstunde der 
FMLN fi el in die Oktobertage 1980, in denen die Junta. 
Armee eine "Säuberungsaktion" in der von den Befreiungs. 
kräften größtenteils kontrollierten Provinz Morazan startete. 
Die Rechnung der Junta, den Bdrtiungskräften und der mit 
ihnen sympathisierenden Bevölkerung einen entscheidenden 
Schlag zu versetzen, ging nicht auf: "Es scheint, a ls ob die 
revolutionären Kräfte in die Phase eines offenen Krieges 
ge treten sind, die durch die von der J u nta Anfang der ersten 
Novemberwoche eingestandene Niederlage der Militärs be­
günstigt wurde. "3 Die FMLN hat mit der erfolgreichen Zu-

- , 

I 
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ruckschlagung der Junta-Offensive sozusagen ihre "Feuer­
taufe" erlebt. Wenige Tage später gab sie die Crundun.g einer 
Revolutionären Regierung in Waffen in der Provinz Morazan 
bekannt, deren Existenz die Junta offen eingestehen mußte 
Der politische und militärische Einigungsprozeß der revolu­
tionären Kräfte EI Salvadors ist durchaus kein geradliniger 
Weg und frei von Meinungsverschiedenheiten und unter­
schiedlichen Positionen in der einen oder ander~n stra· 
tegischen Frage. Deutlich wurde das in dem Mitte Septem­
ber 1980 angekündigten Austritt des Nationalen Wider· 
stands (FARN) aus dem Revolutionären Oberkommando 
(DRU), von dem die neugeschaffene Farabundo·Marti·Front 
(FM LN) politisch und militärisch geleitet wird. Wenige Tage 
nach der Gründung der FMLN kündigte die FARN jedoch 
die Rückgängigmachung ihres Schrittes an und integrierte 
sich in die FMLN mit der überzeugung: "Um die herrschen­
de Klasse ein für allemal zu besiegen, ist die stärkst mögliche 
Einheit des Volkes und seiner Organisationen dringende 
Notwendigkeit.'·4 

Nachdem es der christdemokratischen Militärjunta in EI Sal­
vador offensichtlich nicht gelingt, d ie Einheit der opposi­
tionellen Kräfte aufzuweichen, versucht sie ihr angeschla­
genes Image im Ausland aufzupolieren. 

Reagan droht mit US·Militärintervention 

So hoffte man im Pentagon, mit der Unterzeichnung des 
"Allgemeinen Friedensvcrtrages" zwischen Honduras und 
EI-Salvador die außenpolitische Isolierung der salvadloriani­
sehen Junta durchbrechen zu können. Am 30. Oktober 
1980 wurde im Eilverfahren _ nach vierjährigen Vt:rhand­
lungen - ein Schlußstrich unter den 1969 ausgebro.: henen 
"Fußball krieg" gezogen. Damals halle sich EI Salv~~or in 
einem 100.Stunden-Krieg, der über die tiefe innenpollitische 
und winschaftliche Krise in beiden Ländern hinwegtäuschen 
sollte. über 400 qkm hondurensischen Territoriums b,~mäch · 

tigt. Dieses Grenzgebiet stand fortan als entmilitarisierte 
Zone unter Aufsicht der Organisation Amerikanischc:r Staa· 
ten (OAS) und wurde durch den "Friedensvertrag" o,ffiziell 
an EI Salvador abgetfCten. 
Warum konnte es Washington nicht erwarten. diesen Ver· 
trag, von der Demokratisch-Revolutionären Front als "All· 
gemeiner Kriegsvertrag gegen das salvadorianische Volk" 
bezeichnet, schnellstens unter Dach und Fach zu briingen? 
Nach Einschätzung der Demokratisch-Revolutionären. Front 
(Dokument siehe nebenstehend) verfolgen die USA und die 
beiden Unterzeichner· Regimes das politische Ziel, "die 
unzureichend informierte internationale Gemeinseh.aft zu 
beeindrucken" und das Prestige der Junta aufzupolieren. 
Westliche Beobachter sehen darin ferner die Chance rur die 
salvadorianische Junta "die schwer angeschlagenen Gueril· 
lero-Verbände endgültig zu besiegen". So die Sicht der 
Frankfurter Allgemeinen, die selbst drei Tage vor der Unter­
zeichnung des Vertrages berichtet hatte: "Die offizidl noch 
unter Oberaufsicht der ÜAS stehende drei Kilometer' breite 
entmilitarisierte Zone ist in ein Gebiet der verbrannten Erde 
verwandelt worden. "5 

Ober 50.000 Salvadorianer, die in diesem Grenzgebiet und 
im Nachbarland Honduras vor dem Junta-Terror Zunucht 
genommen haben, werden jetzt dem Vertrag gemäß offiziell 
von Honduras an die Junta EI Salvadors ausgeliefert und 
damit dieser als Freiwild zur Ausrottung freigegeben .. Nicht 
zuletzt auch soll dieser "Friedensvertrag" die Interve:ntions· 
absichten Washingtons in EI Salvador effektiver vorbereiten. 
In seinen Wahlreden hat der künftige Präsident der USA 
Ronald Reagan keinen Zweifel daran gelassen, daß die USA 
in EI Salvador künftig eine noch härtere Gangart fahren 

Mord an FDR·Führern 

• -
E"""""'er I'DR·rra.idtn, E. Alva.-e. Cordova 

Am 27.11 1980 wurden sechs Mitglieder der Demokr .. tisch-Revolu· 
tionmn Front (FDR) EI SaJvador~ entfuhrt und später enchossen 
aufgefunden. 
Es handelt sich um Juan Chacon, Führer des Revolutionären Volks­
blocks (BPR); Humbcrto Mendou, Füllrer der Volksbdreiungs­
kräfte (FPL); Eorique Esoobar, Führer der Nationalrevolutionären 
Ikwegung (MNR); Ooroteo Hernandu, Generalsekretär der Volks· 
ligen 28. Februar (LP·28); Manuel Franeo. Führer der National­
demokratischen Union (UDN) und um den ehemaligen Landwirt­
schaftsminister und FDR·Prlisidenten Enrique Alv:uez CordOv:l. 
Zu den Morden bekannte sich eine ultrarechte Terrororganisation 
mit Nam~ Maximiliano Hemandez Martinez, benannt nach dem 
Präsidenten EI Salvadors (1931 . 1944), der 193230.000 Bauern 
niederschießen ließ, als sie eine Agrarreform erzwingen woUten. 
Trotz aller Dementis seitens der militlirisch·christdemokratischen 
Junta EI Salvadors, irgcndclwas mit den Morden Zu tun haben, 
liegen inzwischen hinreichende Indi1:ien datlir vor, daß sie den 
Tätern direkte Beihilfe geleistet hat. 

wollen. Mit dem Wink auf EI Salvador will R. Reagan "den 
Umständen entsprechend die Möglichkeit einer direkten 
militärischen Intervention in Mittelamerika nicht auszu­
schließen".6 Daß Honduras in diesen Interventionsplänen 
ein wichtiges Glied ist, ist kein Geheimnis: Zahlreiche US­
Ausbildungslager befinden sich in Honduras und honduren­
sische Militärs $lehen der Junta EI Salvadors in ihrem Aus· 
rottungskrieg gegen das salvadorianische Volk tatkräftig zur 
Seite. 
Anmerkungen: 
I) Frankfuner Allgemeine Zeitung (F AZ), 1.12. 1980 
2) Granma Weekly, Havanna, 2.11.1980 
3) L'Humanite, Paris, 10.11.1980 
4) Gr.mma Weekly, 2.11.1980 
5) FAZ, 27.10.1980 
6) Boletin Farabundo Marti (FPL), Nr. 11/15.-21.9. 1980 
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Demokratisch-Revolutionäre Front (FDR) 

Der "Friedensvertrag" mit 
Honduras .- ein Kriegsvertrag 

Die Vertretung der Demokrati~ch-Revotutionärcn Front E,] Salvadors 
(FDR) in Lirna wendet sich gegen die Unleruichnung ,ies "Allge. 
meinen Friedensvertrags" durch die völkermörderische d\ristdcmo­
knuiKhc Militärjunta EI Salvadors und die MilitäTrcgilenmg von 
Hondur;u, 
Trotz größten Interesses und äußerster Bemühungen seiteru EI SaI· 
vadon und der Nordamerikaner, sie zu verschleiern, seu:! sich eine 
Wlbeureilbarc Wahrheit in der Weh durch: Ocr rcchtmäflige Kampf 
des Volkes von EI Salvador um seine endgültige Befreiung haI jetzt 
seine härteste und cnuchiedcndstc Fonn angenommen, die des Kric· 
",.. 
Die von der Junta und den Nordamerikanern verbreitete Version von 
der Existenz einer "Regierung de r Mitte" in EI Salvador, die sich im 
Kampf zwischen extremen Gruppen gefangen sicht, ist unler der Lasl 
der abscheulichen Verbrechen ihrer Urheber, durch die Entwicklung 
des Krieges allmählich >:usammengebrochen. 
Nach einem halben Jahrhunderl heldenhafter Bemühu~:o:n hat die 
Einheit al ler forlSchrinlichen Kräfte des Landes, der demokratischen 
uod n:volutionären Kräfte, d ie FDR und ihre Vomut, d~: Nationale 
Befreiungsfront Farabundo Marti, >:u einer realen Ahelmative zur 
herrschenden Macht gemacht; sie gab ihr militärisch und im natio­
nalen wie in ternat ionalen Rahmen politisch die Kraft, die Diktatur 
zu stürzen, die sich hcule als demokratisch und chrinlich ausgibt; sie 
hat sie auch technisch und adminiurativ in Stand gesetzt, die deo 
mokratisch·revolutionäre Regierung, die Volksregierung >:u errich ten. 
Daß ihre Bildung bevonteht, wurde vor kUl'"lem bekanntgt:geben. 
Diese bedrohliche, für das Bündnis von Imperialismus undl Oligarchie 
tödliche Wirklichkeit zwingt dessen Werk>:eug, die christdemokrati· 
s.che MilitäJjunta, ihr polit isches Instrumentarium im Krieg zu ver· 
feinem. So gesehen kann d ie plötzlich geäuBerte BereitliChaft und die 
Leichtfertigkeit, mit der sich die Vertragsparteien zur l)n teT5chrift 
entschlossen, nicht übemt5chen; ih re Einigung ist mÖßlich, weil 
wenigsteM zeitweise die Ursachen des Konflikts nicht mehr vor· 
handen sind: Der Streit um die Beherrschung der I\lärkte zwiliChen 
den Unternehmern von ~I Salvarlor und Uonduras und der Kampf 
um den Boden zwischen den GroBgrundlM:sitzern und den Bauern 
von Honduras. 
Mehr noch, eine Einigung zwischen den Parteien wurde notwendig, 
um die revolutionäre Kri$ .. üherst .. hen zu können, die durch den 
gerechten Kampf des Volkes von EI Salvador entstanden war. Was 
die beiden Seiten un{(TZeichnet haben, ist daher i.iber den Vertrags· 

J .. I1alruppeR im "'ne. lOBen .,.. v"n, 
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text hinaus der "Allgemeine Kriegsvertrag gegen das Volk von EI 
Salvador", 
Mit der förmlichen Regelung des Konflikts verfolgen die Unter· 
zeichner und die Regierung der Vereinigten Staaten ab politisch 
Verantwortliche nebst ihren entsprechenden drei Anneen mehrere 
Ziele: Politi5ch wollen sie die unzureichend informierte interna· 
t ionale Gemdl'L'lchaft beeindrucken, indem die Regierung als zivil, 
zivilisiert und >:um Dialog bereit dargestellt wird, die in der Lag<: i$t 
- sogar - ih re äußeren Konflikte auf friedlichem Weg zu bereinigen. 
Militärisch in man kun:fristig brstrebt, die "BoI50nes", d.h. die 
umstrittenen entmilitarisierten Gebie te, zu beseitigen und damit den 
Streitkräften den freien Zugang zur Kontrolle diese r Gebiete zu 
verschaffen; längerfristig wird man durch Verstärkung der Aggreuion 
gegen Nikaragua versuchen, d reisei tige Konflikte zu provozieren, die 
das Eingreifen des zentralamerikanischen Verteidigungsrates 
CONDECA oder über den Intel'1lmerikanischen Vertrag für Gegen· 
$eitige Hilfe (TIAR) die direk te oder indirckte Intervention der 
Amerikaner zu "rechtfertigen", 
Abgesehen davon, daB wir es hier nicht mit eincm wirk lichen Frie­
densvertrag zu tun haben, sondern mit einem Übereinkommen zur 
Lösung des Gren>:streits in einem Zeitraum von!) Jahren - was nur 
bestät igt, daß der Vertrag in Wirklichkeit ande re Ziele bezweckt -, 
wird die christdemokl'1ltische Militäljunta auch genau zu e inem Zeit· 
punkt als Regierung tätig, wO sie objektiv aufgehört hat , noch länger 
Regierung zu sein; wo sie die Kontrolle über weite GrellZgebiete 
verloren hat; wO das Volk ihr täglich empfindlichere Niederlagen 
rufligt und ihre Armee sich nur mehr in ihren Kasernen oder im 
Schutz der Dunkelheit sicherflihlen kann, wähn:nd ihre Soldaten in 
Zivil der Aufgabe nachkommen, wehrlose Menschen zu unter· 
drucken, 
Aus all diesen Grunden stellt die Handlungsweise der christdemokra· 
tischen ~Iilitäljun ta einen Akt äußeT5ter poli tischer VC1"3.ntwortungs· 
losigkcil dar, ein .. n Betrug gegenüber der internationalen Gemein· 
schaft und all denen, die lange Zeit in gutem Glaubcn, allerdings 
W'lter anderen Bedingungen, all ihre Bemühungen dem Dienst an den 
betroffenen Völkern gewidmet haIM:n, Die Völker von EI Salvador 
und Honduras, Bll.Idervölker, die ihre harmonischen Beziehungen 
durch einen Krieg zwischen Oligarchien und i\lililärdiktaturen gestört 
sahen, haben ihre Eintracht schon vor Jahren im Feuer des Kampfes 
gegen ihre gemeinsamen Feinde wiederhergestellt. 
Schließlich möchten wir vor der intemationakn Gemcil'L'lchaft und 
der Welt nochmals die Gll.Indsätze der Plattform flir die Außenpolitik 
der demokratisch·revolutionären Regierung bekräftigen, in denen es 
heißt: "Aufgaben und Zide der Re~olution: 9) Die Außenpolitik 
Wld die intunationalen Beziehungen unseres Landes nach den Prin· 
zipien d .. r Unabhängigkeit und der SdbstbestimmWlg, dcr Solida· 
rität, der friedlichen Koexistenz, der Gleichberechtigung und de r 
gegenseitigen Achtung unter den Staaten auszurichten." 
Die Demokra tisch· Revolutionärr Regierung wird diplomatische und 
wirtschaftl iche Deziehungen zu anderen Läodem aufllchmcn, unge' 
achtet des Bestehens un terschiedlicher Gesellschaftsordnungen und 
auf der Grundlage der Gleichberechtigung, der KoexistellZ und der 
Achtung vOr dem Recht auf Selbstbestimmung. 
Besoodere Aufmerk'l&nlkeit soll der Entwicklung freundschaftlicher 
Beziehungen >:u anderen Ländern Mittelamerikas (einschließlich 
Panamas und Bclizes) gelten, di", eine Politik der Fricdcnssicherung 
und der Beach tung des Prinzips der Nidlte irunischungverfolgell. 8e· 
sonders solkn die bruderl ichen Beziehungen zu Nikaragua als Aus­
druck der Gemeinschaft der Ideale und Interesscn zwischen unserer 
Revolution und der sandinistischen Revolution enger gestaltet wer­
d,~ 

Unser Land wird sich der Bcwegung der nichtpaktgcbuodenen 
Länder als Mitglied ansch ließen und eine Politik verfolgen, die un° 
beugsam Ilir die Sicherung des Weltfriedens und ftirdie Entspannung 
eintritt." 
Durch d ie Einheit zum Sieg 
Lima, den 30, Oktober 1980 

(QueUe: EI diario marka, Lima, 3 1, I 0. 1980) 



Bolivien 
Ulrich Rupp 

Putschistlen im Zugzwang 
Die Konzeption der bolivianischen Putschisten des 17. Juli 
1980 1 , dem "Krebsgeschwür des Marxismus" ein Ende set­
zen zu wollen, schlägt sich seitdem in einer hemmungslosen 
Verfolgung alles Progressiven nieder: 3.000 Tote und 5.000 
Verhaftete wurden bis Anfang November 1980 gezältih. Mit 
dem Versuch, die demokratischen Volksorganisationen zu 
zerschlagen. geht die Gleichschaltung der Universitäten und 
der Gewerkschaftszentrale COß einher. 
Innenminister Oberst Lu!! Ara Gomez kündigte an, alle 
Gegner der Junta kaltstellen zu wollen, falls sie nicht ihre 
Loyalität zur Junta bekundeten. Ein Erlaß der Diktatur, die 
Todesstrafe bereits bei Anklage wegen extremistisch.er Agi­
tation verhängen zu lassen, soll zu einer gänzlichen Ein­
schüchterung der Bevölkerung führen. Die ersten Kon.zentra­
tionslager entstehen. 

J untasuche nach dem "Arbeitsfrieden " 

Auf der anderen Seile versucht die Junta aber auch, die 
Bevölkerung zu desorientieren und auf ihre Seile zu ziehen. 
So verkündete sie einen Preisstopp und erklärte sie ,der Ar­
beitslosigkeit, Spekulation und Inflation den Krieg. 
Doch sind diese Ankündigungen sozialer Verbesserun.gen für 
die Massen Seifenblasen, d ie schnell zerplatzten. In der Sau­
wirtschaft ist die Hälfte der 60.000 Bauarbeiter arbeitslos 
geworden, die Inflation wird sich durch verschiedene Maß­
nahmen der Junta, wie die "Normalisierung" des Preisge­
fUges auch für Güter des täglichen Bedarfs, weiter erhöhen. 
Die Tarife der öffentlichen Verkehrsmittel sollen na>eh dem 
Willen der Junta 5leigen. 2 

Als weiteres Projekt, die Arbeiter zu ködern, entlarvt sich 
die Einsetzung eines Beratergremiums der Junta aus 10 Zi­
vilisten und 12 Militärs, welches neben der Ausarbeitung 
einer neuen Verfassung die Aufgabe haben soll, einen neuen 
"Arbeitsfrieden" zu schaffen. Unter Beibehaltung des 
Streikverbotes sollen die Arbei ter mit den Unternehmern in 
die Leitung der Betriebe berufen werden. 
Mehrere Gründe waren ausschlaggebend für die Machtüber­
nahme der faschistischen Militärs. 
Zum einen drohte nach dem Wahlsieg der Demokratischen 
Volksunion (UDP) vom 29.6.1980 die Regierungsübemah­
me fortschrittlicher Kräfte und die Durchsetzung eines anti­
imperialistisch-demokratischen Prozesses. Zum anderen soll­
te der Putsch die ökonomische Macht der Militärs im Ko­
kainschmuggel, der jährlich zwischen 400 und 900 Mio Dol­
lar abwirft, und bei dubiosen Zwischengeschäften dauerhaft 
sichern. So verfügt beispielsweise Innenminister Arte Gomez 
über mehrere F1ug-leuge, die das Rauschgift nach Kolumbien 
schaffen. Von dort findet es seinen Weg nach den USA. So 
enthüllte US·Senator Dennis DeConcini, daß General Garcia 
Meza persönlich "größere Summen von einem bekannten 
Rauschgifthändler namens Abraham Baptista erhielt".3 
Zum dritten wurden, vergleichbar mit Chile, zu den Opera­
tionen der Juntamilitärs die Sturmabteilungen der im 
Dienste der Landoligarchie stehenden faschistisch~!n Par­
teien herangezogen: Was in Chile 1973 die Orga.nisation Pa-

Jul, 1980: l'an .... urm.""h ,n L,o Pa> 

tria y Libertad (Vaterland oder Freiheit) war, ist heute in 
Bolivien die sog. Sozialistische Phalange-Partei. Hier wie 
dort versicherten sich die Putschisten des "Rates" altge­
dienter Hitlerfaschisten. In Chile drillte der 55-Offizier Wal­
ter Rauf, in Bolivien war es der in frankreich zum Tode 
verurteilte GEST APO-Chef von Lyon, Klaus Bamie alias 
Altmann. 
Während die Carter-Regierung zum Putsch Zurückhaltung 
demonstrierte und die US-Wirtschafts- und r-.-lilitärhilfe in 
Höhe von 250 Mio Dollar für die nächsten dreijahre sperr­
te, stieß er in Argentinien auf unverhohlene Sympathie. 4 

Ein "neues Kuba" in der Nachbarschaft sei verhindert wor­
den, bedeutete Argentiniens Juntachef Videla und langsam 
scheint sich herauszuschälen, um was es ihm weiter ging, 
nämlich "gleich Südafrika zu versuchen, einen cordon sani­
laire (Ring abhängiger Staaten; d. Verf.) zwischen sich und 
dem nördlichen Südamerika zu ziehen, wo sich zwei Länder 
- Peru und Ekuador - als Demokratien Kolumbien und 
Venezuela hinzugesellt haben". 5 
Prompt ist Bolivien nach dem Putsch wieder kreditwürdig 
geworden. Nachdem schon die Weltbank sofort 50 r-.·tio Dol­
lar locker machte und ausländische Privatbanken einen Zah­
lungsaufschub in Höhe von 172 Mio Dollar bis zum Jahres­
ende 1980 gewährten, stehen nach Verhandlungen mit dem 
Internationalen Währungsfonds (IMF) und inländischen 
privaten Banken zwischen 200 und 300 Mio Dollar l.U er­
warten. 6 Was zu erwarten ist? Höhere Auslandsverschul­
dung als die schon vorhandene in Höhe von 3,5 Mrd Dollar. 
Darüber hinaus Streichung der öffenllichen Subventionen 
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Siles Zuazo Die Meza-Junta isolieren! 
All Sius z .. azo, Prlisidcnt du D, molt,aluchn. VolAln.onion Bo­
liviens ( UPD). El1dc juni 1980 auch GIIS dem driUen Wtlf.:lgaflg :U' 

Pr;utdcntscMft als ubc.-IcgcnCl' Sieger h~oorgcgflllgt:n um,. schien. 
sn~ Ente ... /I ... ' d .. ,dl dlls P",u.meHl "ur noch ri~ F('rm$IJchc. 
Der MiUta'P"t,d 110m /7. l",li 1980 tOll," dem ~IIVO'. Hell/e Jun­
giert Siks ZIlQ~Q 1111 Exil als I'Tlimtmt der demohatisclu", Gegen­
regierung. 
In dielt, Funlltu>1I , ... hm er im O.tobcr 1980 auch "n der UN-VoU­
IIlT .... mmtJ.ng teil und go.b er der Inlcrpre$l-Agrntu, in NfrW Yo,*­
MS erste E;.)lIusil1inlnvicw stil dem P .. tsch.. 

FRAGE: Ilal die UDP den Puw:h vorau'gesehen? 
11. SILES ZUAZO: Wahrend der ganzen Periode der d,emokrati· 
sehen Of~nung (begonnen 1978; d. Red.) war das GcS;pcnst des 
Slaatsstrclchs immer gegenwärt ig. EI war eine unaus"'cichl;chc 
Folge des militäruchcn Druckt gegen die UDP, die a ... f d,cr Grund· 
lage der Nationalin'Jchen Revol ... tionliren Bewegung d{~r Linken 
(MN RJ), der größten Manellpartei dei Landes. als eilnigc reale 
Alternative demokratiKher Macht auft .... t. 

Der Putsch traf uns nicht pn", unvorbereitet 

E$ war gerade der drohende P ... tsch, der uns veranlaßte, uns dara ... f 
vol'1:ubereiten. Zweifellos ge lang keine: totale Einstellung dara ... f, 
den Puu<:h unmittelbar z ... '~rhlndern. Trotz der angeführten 
Schwierigkeiten in e. dem Volk.widerst;rnd jedoch gelu,ngen, die 
Diktat ... r .owohl auf politischer als a ... ch auf gewerksehaftlicher 
Ebene von jeglicher :tiviler UnterUützung il'U isolieren. ' 
FRAGE~ EI wurde berichtet, daS alle politiKhen Kräfte auSerder 
Banu .. , an der Untttgrundregterung beteiligt sind. Auch Vietor 
paz EuelUloro? 
H. SILES ZUAZO: Auch wenn wir keinerlei direkten lV:mtilkt zU 
Pu. Enenuoro gehabt haben, haben die Leiter seiner Partei in fast 
allen Orten des Landes ihrer Bereitschaft Ausdruck gegt:bcn, sich 
arn Kampf :tu beteiligen, cbeß$(l w~ d~ verantwortlichen Krähe 
der Linken und anderer demoknltischer Parteien. 
FRAGE: Welche Maßnahmen waren hinsichtlich eines Militär· 
putsches getroffen worden? 
11. S ILES ZUAZO~ Ab Antwort auf dcn Putschvenucb. von N .... 
tU$(h im November 1979 (er be:tieht ,ich auf General Alberto 
Natusch Busch), w ... rden im Land die Komitees zur Verteidigung 
der Ikmokratie (CONADE) organisiert, die zwei Losungc,n hatten: 
den General$trcik und die Blockade von StmSen. 
Auf diese beiden Maßnahmen, die in den ersten Tagen dC'!; Putsches 
durehgerlihrt wurden, antworteten die Militärs mit einer bis dahin 
in der Geschichte dei Landes nie dagewesencn Brutalität. Ange­
lichts der Straßcnblockade haben sie die in der Nähe liegenden 
Siedlungen zcntört, beispiclsweiK die von Caracoles, wo 900 Men­
schen verschwanden. Tote und Verha!!ete aUlammengerechnet. Im 
Zusammenhang mit dem Generalstreik wurden aUe Arbeiter. die 
nicht aur Arbeit kamen. verhaftet. 
Von diesem Moment an nimmt nach und TW:h der Widel"Stand die 
Form deJ organi5icrten :tivilen Ungchonaml ..... EI wird deutlieh, 
daS CI unmöglich ist. ein land :tu reg;cren. wenn man die gesamte 
Bevölkerung gegen lich hat. 

FRAGE: Wie funktioniert eine Untergrundregierung, bei der weder 
der Präsident noch der Vittprisident im Land sind? Haben Sie die 
Absicht zurücbukehren? 
H. SII..ES ZUAZO: Wir lind a ... sgerein nach einem einheitlichen 
Beschluß der Leitung der UDP, um im Ausland eine !leihe von 
Aufg;aben ~u erfiillen. die in Zusammenhang mit der Konsolidie­
rung und Organilierung der Regieru", der nationakn Einheit 
stehen, wobei wir die Leitung der Regierung den wichtigst.en Panci· 
führem übertragen h llbcn, die lich fast aUe im Land befinden. 
Sobald diese Aufgaben erfüllt $in<!, werden wir an uJ'lSl:re Plätzc 
zuruckkdlrcn. Wu den ViaeprlUidenten Jaime Pa'!' Zamom anbe­
trifft, 10 befindct er lich noch in intlicher Behandlung il1fol~ dei 
AlIenlaU, das im J ... ni dJ. gegen ihn verübt wurde. 
FRAGE: Diejunta hat ICheinbar ihre anfängliche Absicht, sich von 
der Andengruppc '!'u trennen und einem Pilkt des Südke~:el s beiz ... · 
treten, revidiert. Welche Folgen kann das haben und wie wollen Sie 
dem entgegenwirken? 
1-1. SILES ZUAZO: Die Haltung der Junta gegenüber dem Anden­
pilkt war eine Erpressung mit dem Ziel, die Regierungen die Mit. 
glieder deI Paktel lind. unter Druck au tctacn. Aber du:.ch einen 
Aunrill aus seinem hiliOrischen und natürlichen Z .... ammenhang 

hat Bolivien weil mehr zu ....:rlieren all die anderen Mitglieder, denn 
es ill zweifeUos ein Andenland, obwohl es auch Verbindungen zum 
Amuonas ... nd :turn La-Plata-Bccken hat. Diese El'pfelJung halle 
jedoch keinen Erfolg, denn die im September 1980 in Riobamba 
unterzeichnete VerhaltenlCharta bewies den WiUen der Bolivar·N .... 
lianen, lieh inric:rhalb eine, demokratischen RahmeOl zu regieren, 
was als Grundaspekt ihrer Entwicklung angesehen wird. 
Was den Pakt dei Siidkcgels arlbetrifft. so ist dies eine weitere 
Initiative der PUlschmilitirs gewesen, die von den Lindern, die 
~nneinllieh in dieses Abkommen einbezogen sind, insbesondere 
Brasilien, gering geschitzt wurde. 
FRAGE: E. hat bisher keinen internen Gcgcnputsch gegeben und 
Banzer hat beschlossen, Garcia Meaa au ... nterstütacn. Damit hltte 
die Junta einen gcwiuen Spielraum gewonnen und eJ belieht die 
Möglichkcit, daS lie sich konsolidiert. Welche Folgen wird du auf 
internationaler Ebene haben? 
H. SILES ZUAZO: Wir glauben nich t, daß dic Junta sich stabili· 
sierL Im Gegenteil, immer häufiger wird über ihre internen Pro­
bleme berichtet, sowohl a ... f wirtschaftlicher Ebene, wo die KrUc 
ein unerträgliches Ausmaß errcicht, als auch a ... f innenpolitischer 
und auf milit!l.rischer Ebene. Diesbezüglich gibt CI in La Pu. häufig 
PutKhgerüchte, und bald werden die Militärs damit beginnen, an 
die Türen der Zivilisten au klopfen, wie es in ähnlichen Situationen 
bisher immer der Fall wu. 
Die Regierung ventärkt erneut die Reprcuion. denn der aivile 
Widerstand nimmt ltändig zu in dem Maße, wie wir die orpnisa­
torischen Schritte t ... n. die z ... m Zeitpunkt dei Putsches noch uner· 
ledigt waren_ 
Wu General Banacr betrifft, 10 hat dic,e;r von Anfang an mitge· 
spielt, lieh aber im Schallen gehalten, nicht nur wegen seiner Ver­
bindungen aur KokainmaIna - man darf niebt vergessen, daß dicsc 
umer seiner Regierung das gegenwärtige Opc: ... tionsnlveau erreich· 
te - , sondern wegen seiner Verbindung 'I'" den konservativIten 
Kreisen der argentinUchcn Militin, den wahren Hirnen des Fa· 
IChismul in Lateinamerika. In dieser Hinsicht ist CI symptomatisch. 
daS Banzcr seine: Untcrsti!l:tung yon Buenos Ail't'l a .... bekanntgab. 
FRAGE: Die meinen Linder haben ihre Beziehungen zu Bolivien 
eingefroren. sie haben lie aber :t ... r verfa.ssungsmäßigen Regierung 
weder abgebrochen noch diese anerkannt. Verfolgen Sie das Ziel, 
daS ihre Regierung ofrUliell anerkannt wird. Wenn die. nicht so in. 
für welche Alternative sprechen Sie sich aus? 
H. SILES ZUAZO: Die off~ieUe Anerkenn ... ng ilt eine interne 
Angelegenheit eines jeden Landel und entspricht scinen eigenen 
Bedürfnisscn oder der Richtung seiner Außenpolitik. 
Das wichtigste iJl, daß alle diese Länder den Putsch verurteilt 
haben und ihre Solidarität ausdruckten mit dem Kampf dei boli· 
vianiJChen Volkes, das sein Recht zuriickerobern will. in einem 
demokratisehen Regimc mit wahre r sozialer Ger«htigkeit und 
volluändiger Achtung der Menschenwürde zu leben_ 
Diese Solidaritlit hat lich belonden in der wirtschaftlichen 
Blockade gaeigt. Und CI ist gerade diese Maßnahme, mit der sie 
effektiv duu beitragen, die KOOlolidicrung des Regimes dicscr 
Gruppe ... nwürdiger MilitäR, die in Bolivien die Macht an sich ge' 
rissen haben, zu verhindern. 
(Quelle: EI Nacional. Catacu, 18.10.1980) 
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Gespräch mit 
bolivianischen Minenarbeitern 

fRAGE: Wird der Widerstand der bolivianischen Bergarbei­
ter weitergehen. trotz der Toten und der Gewalt? 
ANTWORT: Wir denken ja. Nach dem, was in San Jose 
passiert ist, denken wir, daß die: Lösung auf nalionaler 
Ebene gefunden werden muß und nicht auf Distriktcbcnc: 
oder gar von Bergwerk Zu Bergwerk. Man muß einen Dialog 
auf nationaler Ebene mit nationalen Rc:prä.5entamc:n organi. 
sieren. 
Nur so können wir einen wirklich respektierten Vertrag 
schließen, wohingegen in San Jose der Generalsekretär ein 
Papier unterschrieb und anschließend während der Nacht 
erschouen wurde. 

FRAGE: Hat der Staatsstreich die Bergarbeiter überrascht? 
ANTWORT: Ja! Wir waren auf dem Laufenden, da das ge­
samte bolivianische Volk wußte, daß ein Staatsstreich 
kommen würde. Trotzdem widmeten wir uns voll der Pro· 
duktion; denn das, was uni interessiert, ist, immer mehr zu 
produzieren und bessere Lebensbedingungen rtir die Arbei­
ter und das bolivianische Volk zu schaffen. 
Scheinbar war das WlSer "Vergehen", denn gegenwärtig wer· 
den wir unterdrückt und ermordet. 
FRAGE: War die Erstürmung der COB eine Uberraschung? 
ht das der Grund dafUr, daß es keinen größeren Widerstand, 
zum Beispiel in La Paz, gab? 
ANTWORT: Ja! All das war wirklich eine überraschung. 
Eine Falle, in die die nationalen Führer tappten. Sie ver· 
sammelten sieh zu einem Zeitpunkt an einem Ort, wo sie es 
nicht hätten tun dürfen. 
FRAGE: Wißt Ihr, wicviel Gewerkschafter sich gegenwärtig 
im Gerangnis befinden? 

ANTWORT: Nicht genau. Offiziell wissen wir nicht, wievicl 
Leute verhaftet wurden. Wir wisstn nur, daß der Genosse 
Lechin, der Genosse ReyC$ und viele andere fUhrende Ge­
nossen der Bergarbeitergewerk5chaft und der COB im Ge­
rangnis sind, aber wir wissen nicht, ob sie noch leben. 

(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nr. 222/15.9.1980, S. 51-52) 

sowie die hemmungslose Privatisierung von Staatsbetrieben, 
deren "enuiuschende Leistung" der IM F wiederholt kriti­
sierte. 7 Vorprogrammiert sind damit eine weitgehende Aus­

landsölrnung und Auslandsabhängigkeit. 

Die bolivianische Bevölkerung will sich aber nicht mit der 
Diktatur abfinden. Die Gewerkschaftszentrale COB rief 
nach dem Putsch einen Generalstreik aus. Die Bergarbeiter 
griffen zu den Waffen und führen offenbar diverse andere 
Formen des Widerstandes weiter. Schließlich gründete sich 
Anfang August 1980 eine Gegenregierung der Nationalen 
Einheit unter Vorsitz des Präsidenten der UOP, Siles Zuazo 
(siehe Kasten). Protest erhebt auch die Kirche in Bolivien, 
die die Gründung einer Gefangenenhilfsorganisation be­
kanntgab. 
Alles spricht heute dartir, daß die Machtübernahme der Mili­
tärs die demokratische Bewegung trotz aller Vorwarnungen 
und einzelner Präventivmaßnahmen für den Fall eines Put· 
sches doch überraschten. Nur so ist es zu erklären, daß am 
17.7.1980 innerhalb von Minuten die gesamte Gewerk­
schafuspitze aus einer Sitzung heraus in ihrem Gewerk­
Khaftshaus \'erhahet werden konnte. Wie bolivianische 
Bergarbeiter-Vertreter schätzten (siehe nebenstehenden 
Kasten), gehörte es erst einmal zu den vordringlichsten Zie-

Icn der illegalisierten revolutionären Gewerkschafubcwe· 
gung, die weitgehend zerstörten Komrnunikalionsstrukturen 
wiederhen.u.stellen, sich :r.u reorganisieren sowie die Be­
freiung ihrer verschleppten und mißhandelten FUhrer zu er­
kämpfen. Sie tat dies nicht ohne Erfolg, wie die Freisetl.ung 
der COB-Führer Simon Reyes und Juan Lechin im Novem­
ber 1980 anzeigte: beide wurden ins französische Exil ent­
lassen. 
Wichtig fur die Bewertung, ob sich das Regime unter Gareia 
Meza wird hallen können, ist die Loyalität des Offiziers· 
korps und der Mannschaften. Die Äußerungen Mezas, wie 
sein Vorbild Pinochet 20 Jahre an der Macht bleiben zu 
wollen, treffen nicht auf durchgdngige Zustimmung. Die 
Fälle von Gehorsamsverweigerung haufen sich. Grund genug 
ftir die Militärjunta, den Sicherheitsdienst des Regimes mit 
der Säuberung des Militärs zu beauftr.lgen. Offenbar aber 
sind die antifaschistischen Strömungen in der Armee noch 
nicht bezwungen. Zunehmend orientiert deshalb die Op­
position auf ein Bündnis mit nationalprogressiven Militärs. 8 

Boliviens Junta ist derleil international isoliert. Kaum 15 
Staaten haben das neue Regime anerkannt, darunter al1e 
lateinamerikanischen Diktaturen, Israel und Südafrika. Man 
mag dies als Erfolg der verstarkten AuslandSlätigkeit der 
Gegenregierung werten, deren Repräsentanten im Ausland 
fUf einen vollen politischen und wirtschaftlichen Boykoll 
werben. Der Putsch, erklärte richtigerweise Antonio Arani· 
bar Quiroga als Vertreter seines Landes bei der Tagung der 
Interparlamentarischen Union (IPU) im September 1980 in 
Berlin, sei "für den Faschismus ein militärischer Sieg, aber 
kein politischer".9 

Anmerkungen: 
I) Siehe dazu: AlB 911980, S. 8-9 
2) Frankfurter Allgemeine: ZeItung (F AZ), 5.11.1980 
') Tbe Ecooomist, London, 23.8.1980 
4) Intern:.tional Her.Ud Tribune, Zürich, 7.8.1980 
5) The Eeonomiu, 25.8.1980 
6) Allgemeiner Deutscher Nac:hriehtendienll (adn), 8.8.1980~ FAZ, 

5.11.1980; Latin Ameriea Weeldy Report (l.AWR), Loodon, 
10.10.1980 

7) l.AWR,10.IO.1980 
8) Vgl. auch: Fdipe Rodriguez, FaschiJmIlS - letzte Hoffnung der 

Militärs, in: Probleme dei Friedens und dei Sozialismus, Prag. Nr. 
10/1980, S. 1!192 - 1!196 

9) Süddeutsche Zeitung, 27./28.9.1980 
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Kuba 

Rede Fidel Castros (3. Teil) 

Dank dem 
Internationalismus ... 

Wenn wir von den Anstrengungen un5crc:r Arbeiter in den 
letzten Monaten sprechen, dann muß man an einem Tag wie 
diesem voll Anerkennung an Zehntausende unserer lands­
leute erinnern, die in verschiedenen Teilen der Welt als 
Arbeiter, Techniker, Arzte und Kämpfer tätig sind. 
Im Moment gibt es in mehr als 30 Ländern kubanische 
Ärzte und technisches Personal. Darum schämen wir uns 
nicht, daß bei uns noch ein bißchen Schmutz herumliegt, 
den wir aber gewiß au fregen und auf den Müllhaufen be­
fördern werden, wenn mehr als 50.000 aufopferungsvolle 
und prächtige Kubaner den Namen unseres Heimatlands 
erhöhen und in einer Reihe von Bruderländern vorbildliche 
Arbeit leisten. Diese und andere Beispiele zeigen. was unser 
Land ist, was unsere Revolution hervorgebracht hatl 
Als Nikaragua uns um Lehrer bat. Lehrer m it langjähriger 
Erfahrung, gab es 29.500 Freiwillige; während der inter· 
nationalen Missionen in Angola und Athiopien meldeten 
sich Hunderttausende von Mitgliedern unserer Streitkräfte 
und Reservisten freiwillig. Wenn wir eine Gruppe von Bau· 
arbeitern, gleich wohin, in welchen Teil der Weh, senden 
wollen, finden sich immer mehr als gentigend Kubaner be· 
reit, die Mission anzunehmen. 
In Ni karagua hatte ich Gelegenheit. die Arbeit der kubani· 
sehen Arzte, Schwestern und Gesundheitsfürsorger zu sehen. 
In weniger als einem jahr haben sie viele Tausende von 
Operationen durchgeführt und mehr als 1 Mio Patienten uno 
tersucht. Mehr als 1 Miol So kann man sich eine Vorstellung 
davon machen, was eine Handvoll unserer Landsleute, eine 
Handvoll revolutionärer Techniker leisten kann. 
Ich hatte auch Gelegenheit, die Arbeit der Lehrer zu wür· 
digen. stellte aufgrund der Informationen, die ich sammeln 
konnte, fest. wie sie vielen Zehntausenden lIon nikaraguani. 
sehen Kindern und Erwachsenen Lesen und Schreiben bei· 
brachten. Natürlich. ich vergaß zu erwähnen, daß die Alpha· 
betisierungskampagne ein grolkr Erfolg ist. und in einem 
J ahr - innerhalb eines Jahres! - werden sie das Analpha. 
betentum, das fast bei 60% lag, nahezu ausgerottet haben. 
Ich fand dor t drüben in abgelegenen Gegenden viele junge 
nikaraguanische Mitglieder von Alphabetisierungsbrigaden, 
die mit einem Enthusiasmus arbeiteten, der uns an die Mit· 
gl ieder unserer Alphabetisierungsbrigaden von 1961 erin· 
nerte. Unsere Lehrer haben sich in einige der abgelegendsten 
Dschungel· und Berggegenden begeben. Im September kehrt 
dieses Kontingent nach Nikaragua zurück; aber diesmal wird 
es in Nikaragua statt 1200 kubanischen Lehrern 2000 
geben. Und bei uns wird es trotzdem keinen Lehrermangel 
geben. ( ... ) 
Und Ärzte? Wißt Ihr noch, wie von den 6000 Änten 3000 
das Land verließen? Nun, jetzt gibt es bei uns mehr als 
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15.000 Ärzte, und zwar gute! jedes J ahr kommen mehr als 
4000 Studenten zum Medizinstudium auf die Universität, 
und wir bauen in a llen Provinzen Ausbildungsstätten für 
Ärzte. Abgesehen davon, daß wir unter den unterentwickel· 
ten Ländern in der Welt, oder den Ländern , die als Dritte 
Welt bekannt sind, im Gesundheitsbereich an erster Stelle 
stehen; und bei uns gibt es auch das höchste AUSbildungs. 
niveau. 
jetzt ernten wir die Fruchte unserer Bemühungen der ver· 
gangenen Jahre. Mit Stolz nehmen wir zur Kenntnis, daß es 
bei uns auf 750 Einwohner einen Arzt gibt. Und dabei si· 
ehern wir nicht nur die ärztliche Versorgung unserer eigenen 
Bevölkerung. 
Es gibt Länder in der Welt, da gibt es einen Arzt auf 
300.000 Einwohner. So gibt es zum Beispiel in Äthiopien 
125 Ärzte für 34 Mio Einwohner; wir haben aber Ärzte nach 
Äthiopien geschickt, ungefähr 150 Ärzte. Mehr als 1500 
kubanische Ärzte und Zahnärue arbeiten im Ausland. So 
können wir nicht nur unsere eigene Gesundheit sichern und 
das höchste Gesundheitsniveau in der Dritten Welt beibe· 
halten, sondern wir können noch anderen Ländern helfen. 
Außerdem müssen wir daran denken , daß, sobald die Revo· 
lutionen in EI Salvador und Guatemala und anderen Län· 
dern siegreich sind - denn tatsächlich werden sie siegen - , 
sie mehr internationalistische Arzte und mehr internationa· 
listische Lehrer und mehr internationalistische Techniker 
brauchen werden. 

Große Schätze an Menschen 

Ich glaube, ich gebe die Gefühle unseres Volkes wieder. 
wenn ich sage, daß dies unser Bewußtsein und unser Ibn· 
dein bestimmen soll te, ohne Chauvinismus, ohne jeden na­
tionalen Eigennutz. 
Es ist richtig, daß wir jetzt und weiterhin für unseren Wohl· 
stand arbeiten. es ist r ichtig, daß wir jetzt und weiterhin für 
einen besseren Lebensstandard arbeiten, um viele von den 
Problemen zu lösen, die es bei uns noch gibt; aber einen Teil 
der Früchte unserer Bemühungen und unserer Revolution 
können wir mit anderen teilen. 
Wie ich einm al gesagt habe, Internationalist zu sein heißt, 
unsere Schuld der Menschheit gegenüber abzutragen, denn 
andere Länder, andere Völker haben uns sehr geholfen und 
tun dies weiterhin. 
Der sowjetische Arbeiter, der in der Ukraine Weizen anbaut 
oder in Sibirien 01 fördert und diese Erzeugnisse nach den 
Häfen befördert und lIon dort nach Kuba, leistete uns ge· 
"-altige Hilfe. So auch Techniker aus der Sowjet union und 



anderen sozialistischen Ländern, und die Waffen, die man 
uns geliefert hat, damit wir uns verteidigen können, so daß 
wir uns heute sicher fühlen können und vor niemandem 
Angst zu haben brauchen - einschließlich Reagan oder King 
Kong, wenn er Präsident der Vereinigten Staaten wäre. 
Dank dem Internationalismus kann sich unser Land sicher 
fUhlen, ist unsere Versorgung mit Energie und vielen Roh· 
stoffen gesichert, und wir können uns auf stabile und faire 
Handelsbeziehungen verlassen. Wir besitzen keine großen 
Bodenschätze. aber wir besitzen große Schätze an Menschen 
- unsere Ärzte gehören dazu, unsere Lehrer gehören dazu, 
unsere Techniker, unsere Bauarbeiter gehören dazu. Dies 
haben wir, und zwar in hervorragender Qualität! 
Universitäten mit mehr als 150.000 Studenten, Zehntausen· 
de von Arbeitern, die höhere Schulen besuchen, Zehntau­
sende von Arbeitern, die bereits d ie 9. Klasse abschließen. 
Fast alle unsere Arbeiter haben wenigstens sechs Klassen 
abgeschlossen. Das sind wirklich beeindruckende Fortschrit· 
te. Und ich meine, wir werden noch mehr erreichen, denn 
die Organisationen der Arbeiter haben bereits vorgeschlagen, 
den Besuch von neun Klassen für alle Arbeiter zur Pflicht zu 
machen. Und die beiden Völker Lateinamerikas, die das 
Analphabetentum als erste beseitigen, das sind zuerst Kuba, 
und jetzt Nikaragua - das heißt Revolution, dazu ist die 
Revolution imstande. 
Wir müssen uns also weiterhin vorbereiten und an der Ent· 
wicklung unseres Landes arbeiten und außerdem soviel wie 
möglich zur Entwicklung und zum Fortschritt anderer 
Völker beitragen. 

Offen und ehrlich aus Fehlern lernen 

Wenn wir nun vom heutigen Tag sprechen, von den Män· 
nern, die an diesem Tag starben, den Märtyrern der Revo· 
lution, von denen, die an einem Tag wie heute, der symbo. 
Iisch für andere Tage steht, ihr Blut vergossen, Symbol für 
die , die danach starben, im illegalen Kampf, ein Symbol rur 
die, die bei der Landung der Granma starben, oder in den 
östlichen Bergen oder den Bergen von Escambray, oder im 
Kampf gegen Saboteure und Konterrevolutionäre an wel· 
eher Front auch immer, oder in Erfüllung internationalisti· 
scher Missionen - so glaube ich, daß all diese Märmer und 
Frauen über den heutigen Zustand dieses Landes glücklich 
sein würden, über seine Würde, über dieses Volk. 
Nichts hätte sie stolzer gemacht als der Gedanke, daß das 
Volk, das vor 27 jahren in finsterster, gemeinster Unter· 
drückung lebte, das wurde, was es heute ist; daß diese Revo­
hltion das wurde, was sie heute ist. Darum sagte ich zu 
Beginn, daß wir kliiger sind, weil wir in diesen 27 jahren vic:l 
gelernt haben. 
Wir haben durch Erfahrungen gc:lernt, wir haben aus Fehlern 
gc:lernt. Wir waren immer offen und ehrlich, bereit, uns zu 
verbessern, wo es notwendig war. Wer sagt, daß er klug ge­
boren wurde, ist ein Lügner. Wer sagt, daß er alles weiß, ist 
ein Egoist, der nichts weiß. Es gibt keinen besseren Lehrer 
als die Revolution sc:lbst, und wir korrigieren unsere Fehler, 
sobald wir sie erkennen. 
Ich glaube ehrlich, daß unser revolutionärer Prouß heute 
stärker als je zuvor ist ! Ich glaube wir haben genügend 
Grund optimistisch zu sein. Wir haben genügend Grund die­
sen 26. juli (1953, Sturm der Guerilleros um Fidc:l Castro 
auf die Moncada·Kaserne; d. Red.) voll Stolz zu feiern. 
Was haben wir im Vergleich mit jenem 26. juli vor 27 jah­
ren gewonnen? Zunächst, eine große Partei mit Hundert­
tausenden von kommunistischen Mitgliedern aus dem Her­
zen des Volkes. Wir besitzen mächtige Massenorganisatio­
nen, denen die überwältigende Mehrheit unserer Bevölke­
rung angehört - die Gewerkschaften, die CDR (Komitees 

zur Verteidigung der Revolution), die kubanische Frauen­
föderation, die Vereinigungen der Bauern, der Studenten 
und der Pioniere. Zur Heranbildung neuer Parleimilglieder 
gibt es die mächtige Organisation der Liga junger Kommu­
nisten. Wir haben den sozialistischen Staat und die Volks· 
macht. Wir haben unsere ruhmreichen revolutionären Streit· 
kräfte und die Mitglieder unseres Innenministeriums. Wir 
haben überall Zehntausende von Veteranen und erfahrenen 
Kadern - in der Partei, den Massenorganisationen und den 
staatlichen Organen. 
Wir sollten ohne Furcht in die Zukunft blicken, gleich wie 
die Aussichten sind. Wir hoffen weiter auf eine Welt des 
Friedens, eine Wc:lt der Zusammenarbeit zwischen den 
Völkern ohne Rücksicht auf politische Systeme. Wir sind 
bereit, die Aufgabe der Weiterentwicklung zu übernehmen, 
für langfristige Pläne zu arbeiten, an das jahr 1985, dasjahr 
1990 und an dasjahr 2000 zu denken. ( ... ) 
Wenn ich mich selbst frage, was ein Kommunist ist, dann 
denke ich an e ine Ärztin in Campos Azules, eine Frau, die 
verheiratet ist und Kinder hat und trotzdem imstande ist, 
ihre Familie zu verlassen, um tausende von Meilen von zu 
Hause Menschenleben zu retten. Ich denke an einen Lehrer 
in einem abgelegenen Winkel der Wc:lt; ich denke an einen 
kubanischen Kämpfer, der bereit ist, in einem fremden Land 
zu sterben und tausende von Meilen von zu Hause eine ge­
rechte Sache zu verteidigen. Und ich sage mir: Hier sind 
kommunistische Männer und Frauen. 
Ich denke an einen dieser Hc:lden der Arbeit: ich denke an 
einen von den Zuckerrohrschneidem, die monatc:lang 10, 12 
oder sogar 14 Stunden am Tag arbeiten, um unsere Ernte 
einzubringen; ich denke an die Hunderttausende von treuen 
Landsleuten - manuell und geistig Tätige - die ihr Leben 
ihrer Arbeit und der PflichterfUllung widmen und dank 
derer es unser Land und die Revolution gibt. 

Nicht nur in unserer Partei gibt es Hunderttausende von 
Kommunisten, sondern im Herzen unseres Volkes gibt es 
Millionen von KommWlisten. 
Ich glaube, wir haben reichlich Grund, optimistisch zu sein, 
wir haben reichlich Grund, diesen 26. juli voll Stolz zu 
feiern als eine Bestätigung. daß das Blut, das vor 27 jahren 
vergossen wurde und das Blut, das während dieser 27 jahre 
vergossen wurde, nicht umsonst geflossen ist! 
Patria 0 muerte (Vaterland oder Tod)! 
Venceremos (Wir werden siegen)! 
Schluß 
(Quelle: Granma. Weekly Review, Havanna, 3.8.1980) 

rote-b lälter -Abon nente n ••• 

• erhllilen Analysen und Re- • 
portagen über die Interna­
'Ionale anUimperialistische 
Bewl!9ung. 

werden :'::'~"~;~~:~~~~~I uber die 
derungen 
bewl!9ung Informiert. 

Erhiltllch In allen COIlI!tCÜV-Buchhandlunliilen. Bestellunliil"" an 

rote blätter, Weltkreis-Verlags-GmbH, 
Postfach 789, 4600 Donmund 

11 



Jamaika 

Jürgen Ostrowsky Auf dem Weg zurück 
Von einer venneintlichcn Niederlage des .,Sozialismus" war 
hienulande die Rede, als am 30. Oktober 1980 die reaktio­
näre Partei des Oppositionskandidaten Edward Seaga. die 
unter dem falschen Etikett Arbeiter-Partei Jamaikas OLP) 
[irmiert, die Parlamentswahlcn gegen die bisherige Regie­
rung Michael Manleys und seine Nationale Volkspartei 
(PNP) gewann und als erstes die Ausweisung des kuhani­
sehen Botschafters verfUgte. Dem von der ehemaligen Kolo­
nialmacht Großbritannien übernommenen Mehrheitswahl­
recht verdankt Seaga eine Sitlvertcilung von 51 Sitzen ge­
genüber 9 der PNP, und das bei einer Stimmenverteilung von 
57% fUt die J LP und 43% fUT die PNP. 
1972 übernahm Manleys PNP ab Wahlsiegerin die Regierung 
von eben jener jLP, die seit der Unabhängigkeit 1962 die 
Ministerpräsidenten gestellt haue. Die 1938 gegründete PNP 
vereinigte ein widersprüchliches Spektrum politischer 
Kräfte: konservative Nationalisten, Sozialdemokraten, eine 
Minderheit von Marxisten (die obendrein 1952 auf Druck 
der Rechten ausgeschlossen worden waren und erst 1972 
wieder Zugang fanden). Ihre politische Philosophie ähnelt 
derjenigen der britischen Labour Party; ManJeys persönliche 
Neigungen orientierten sich an Ländern wie Tansania und 
Schweden ("demokratischer Sozialismus"), wirtschaftspoli· 
tisch bevor,mgt er ein ,,gemischtes System". 
Manleys Regierung trat in einem Land an, dessen wirtschaft· 
liche Grundlagen günstig erscheinen, das jedoch zugleich ein 
Musterbeispiel für neo koloniale Abhängigkeit darstellt: 
,Jamaikas Wirtschaft zeichnet sich dadurch aus, daß sie 
produziert, was sie nicht konsumiert, und konsumiert, was 
sie nicht produziert ", formulierte l\lanley Anfang 1977. 
Das bedeutet: jamaika verfUgt zwar über reiche Boden· 
schätze - vor allem Bauxit und Aluminiumoxyd (und ist 
damit nach Australien der zweitgrößte Produzent mit etwa 
25% der Wehvorräte) - sowic über tropische Landwirt· 
sehaftsprodukte - namentlich Zuckerrohr, Bananen, Obst, 
Kokospalmen. Gering oder gar nicht entwickelt sind indes· 
sen die Industrie und der Anbau von Grundnahrungsmitteln. 

Destabil isierung a la "Werwolf" 

Was an landwirtschaftlichen Produkten oder Bodenschätzen 
erarbeitet wird, wird exportiert: Zucker, Bananen, Frucht· 
konserven, Kopra, Rum bzw. ßauxit/Aluminiumoxyd. 
Gewinner sind jedoch in der Landwirtschaft britische und 
US·amerikanische Großpnanzer und Konzerne (daruner die 
unvermeidliche Uni ted Brands, früher United Fruit Co.), 
während etwa 80% der Bevölkerung zu Beginn der 70er 
jahre über nur 25% des Bodens verfUgten. 
Waren b is in die 60er jahre agrarische Produkte Hauptex. 
portgüter und ·einnahmequellen, so ist es sei ther der Bauxit· 
export mit nahezu 70% des Gesamtexporterlöses. Doch die 
Bauxitgruben befanden sich ausnahmslos in nordamerika­
nischer Hand: ALCOA, Reynolds und vor allem Kaiser 
Aluminium aus den USA und ALCAN aus Kanada (mit der 
ALCOA verflochten). Mit der Umstruk turierung des Ex­
ports verschob sich auch dessen geographi$che Richtung, 
und zwar von Großbritannien zu den USA, Hauptabnehmer 
des Bauxits; noch krasser entwickelte sich die Abhängigkeit 
von den USA bei den Importen. 
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Die unter der jLP.Regierung völlige Freiheit, Gewinne zu 
transferieren, und die für die genannten Rohnoffexporte 
typischen Weh m ark t preissch wan k ungen ve rsehlech terten 
jamaikas außenwirLSchaftliche Lage zunehmend, daran 
konnten auch die aus dem Tourismus stammcnden Ein· 
nahmen (dic drittgrößtc Einnahmequclle) nur wenig ändern. 
Nach zehn jahren jLP.Regierung hatte sich die Arbeitslosig' 
keit auf etwa 22 bis 25% verdoppelt; die Leuenshaltungs· 
kosten betrugen das Doppelte derjenigen in F.ngland, wäh· 
rend die Löhne sich zwischen 20 und 50% der britischen 
bewegten (beides Gründe rur die starke Emigrationsuewe· 
gung nach Großbritannien). Der Finanzminister eines der 
jLP.Kabinette hieß: Edward Seaga. 

Die Regierung Manley trat mit einem sozial reformerischen 
Programm an: Etwa 25.000 Bauern erhichen erstmals eige­
nen Boden, Zuckerrohrarbeiter-Kooperativen wurden ge· 
bildet und einige Staatsfarmen; der Export wurde teilweise 
in Staatsregie überfUhrt; der Staat übernahm ab 1974 51% 
der Anteile der Bauxitförderer und erlegte ihnen höhere 
Steuern auf, die zunächst die StaalSeinkünfte um 60% an· 
steigen ließen. Gesetze erzwangen die Anerkennung der 
Gewerkschaften durch die Betriebe, verbesserten die Kündi· 
gungsbedingungen und verhängten Strafen für Aussperrun· 
gen. 
Vor al1em aber im Bildungsbereich wurden beträchtliche 
Erfolge erzielt, u.a. durch die Erweiterung der kostenlosen 
Schulbildung im Sekundarstufellbereich. Auf diesem Sektor 
erwies sich auch die Zusammenarbeit mit Kuba als erfolg­
reich. Nachdem Jamaika 1974 \'olle diplomatische Bezie­
hungen aufgenommen (abgebrochen worden waren sic nie) 
und ein Kooperationsabkommen abgeschlossen hatte, ent­
sandte Kuba über 200 Experten - Ärzte, Ingenieure, Leh­
rer, Techniker - , während jamaikaner ihrerseits zu Hunder­
ten auf Kuba eine Ausbildung erhielten und dort Erfahrun· 
gen sammeln konnten, weshalb Kuba anders als ihre Heimat 
die Folgen der Unterentwicklung weitgehend zu überwinden 
vermocht hatte. 
Diese Reformpolitik erregte den Zorn der USA und der 
betroffenen Konzerne. Hauplfaktor der erbitterten politi· 
schen Feindschaft war jedoch die Anlehnung an Kuba, die 
von Seagas jLP als Ausverkauf an Kuba demagogisch be· 
kämpft wurde. 1974 setzte die gezielte Destabilisierungs· 
politik gegen die Manlcy-Regierung ein, wobei man die 
Auswirkungen der kapitalistischen Krise seit 1973/14 ruf 
sich nutzbar zu machen suchte. 
Demonstrationen seitens der jLP endeten vielfach in 
Schlägereien und Morden, die von Provokateuren angezet· 
telt wurden. Seagas Haßt iraden bildeten den Hintergrund 
der Zuspit;>.:ung des politischen Klimas. Eine wesentliche 
Rolle spielten jedoch Terrorgruppen, hinter denen sich die 
CIA verbarg. Ihnen war es zu verdanken, daß politiSChe 
Kriminalität zur Massenerscheinung wurde. 
Bei einem jLP.Mitglied wurden Unterlagen entdeckt, die auf 
einen Putschplan hinwiesen, der vor allem von zwei Unter· 
grundorganisationen mit den Namen "Antikommunistische 
Liga" sowie "Werwolf"(!) inszeniert werden sollte; weiter· 
hin gaben die Dokumente Aufschluß über umfangreiche 
Waffenlager. Der ehemalige CIA·Agent Philip Agee unter­
suchte im Herbst 1976 die CIA.Tätigkeit auf der Insel und 
identifizierte sowohl deren Leiter als auch zehn weitere 



Agenten. I 
Parallel hierzu wurde der Wirtschaftskrieg gegen Jamaika 
entfesselt. Im Dezember 1975 hatte US·Außenrninistcf 
Henry Kissinger der Regierung Man\cy Wirtschaftshilfe ver· 
sprochen für den Fall, daß sie die MPLA-Regierung in An· 
gola nicht anerkennen werden. Als Manley im Gegen.teil das 
EingTeifen Kubas im Angolakrieg ausdrücklich g:uthieß, 
wurden bilaterale Kredite verweigert und eine Nahrungs­
mittelhi lfe von 2,5 Mio Dollar gestrichen, außerdem die 
ImpoTtzölle auf Zucker erheblich angehoben - ZUI einem 
Zeitpunkt , als im übrigen die Weltmarktpreise gefallen 
waren. Zugleich wurde die Zahl der Arbeitslosen draSlisch 
durch Produktionseinschränkungen der US-Aluminium­
konzerne erhöht, die stattdessen ihre Produktion in Austra· 
lien steigerten. 
Ein weiterer Faktor wurde die Sabotagepolitik der einhei­
mischen Reichen und Kapitalbesitzer, der Stützen der jLP. 
Unter Ausnu tzung bestimmter Importrestriktionen gingen 
zahlreiche Unternehmer dazu über, die Produktionl einzu­
schränken, keine neuen Investitionen zu tätigen und Fabri­
ken zu schließen; allein in der ersten jahreshälfte I!H6 sol· 
len an die 200 Mio Dollar illegal aus dem Land geschmuggelt 
worden sein. Die internationale Presse, vor allem in den 

USA, stimmte konzertiert in Horrorberichte über Jamaika 
als ein Land ein, in welchem man aufgrund des t~;glichen 

Terrors seines Lebens nicht mehr sicher sei. 
Allerdings waren die Maßnahmen der PNP·Regierun.g nicht 
ohne Fehler gewesen. Die reine Orientierung auf eine Um­
verteilung erwirtschafteter Gewinne zugwlsten fraglos 
wichtiger und zukunftsweisender Projekte mußte Enttäu­
schungen bei ökonomischen Rückschlägen bewirk~'n, weil 
sie nicht verbunden war mit einer gesellschaftlichen Planung 
und politischen Orientierung der Massen. überdies vertrie­
ben zu hohe Steuersätze (70 bis 80% rur Einkomimen ab 
20.000 jamaikanische Dollar im Jahr) etwa 150.00el Ärzte, 
Ingenieure, Architekten, Techniker und Landwirtschafts­
fachleute in die USA. 
Trotzdem errang Manleys PNP 1976 einen hohen Wahlsieg 
mit 48 von 60 Parlamentssitzen. In den im März 1977 fol­
genden Gemeinderatswahlen festigte sie diesen mit 67,5% 
aller abgegebenen Stimmen und der Kontrolle über alle 13 
Gemeinderäte. Auf der anderen Seite venchärften :!ich die 
wirtschaftlichen Probleme. Verfall der Preise fu.- die eigenen 
Exporte bei steige.nden Importgülerpreisen, Rückgänge im 
Bauxitexport, im Touristikgeschäft, in der Zuckerrohrpro. 
duktion - von rund 370.000 Tonnen im preisgünstig:en Jahr 
1974 auf 145.000 im jahre 1978 - , vor allem a'ber der 
rapide Anstieg der Ölprcise führten zur Erschöpflmg der 
Devisenreserven und zu einem wachsenden Zahlungsbilanz· 

defizit. 
Den wachsenden ökonomischen Problemen versuchte Man­
ley durch einen politischen Kurs zu entgehen, der von der 
Linken innerhalb der PNP heftig kritisiert wurde. Sie 
drängte vor allem darauf, andere Finanzierungsquellen als 
etwa den Internationalen Währungsfonds (IMF) zu finden. 
Im Februar 1977 unternahm die Regierung eine diploma­
tische Offerte in Richtung USA, die zur Einrichtung einer 
gemeinsamen "technischen Kommission" zur Untersuchung 
der wirtschaftlichen Probleme jamaikas und zur Erstellung 
von Empfehlungen führte. Gleichzeitig wurde bekannt, daß 
ein Kreditangebot Bulgariens von jamaika abgelehnt worden 
war. 2 

Ein anschließend vorgestellter Wirtschaftsplan fiel entgegen 
ursprünglichen Ankündigungen wesentlich "moderater" aus 
als die Parteilinke gefordert und vorgeschlagen hatte. Bei 
grundsätzlichem Festhalten an den bisherigen Zielsetzungen 
wies Manley Forderungen zurück wie die nach erhöhter 
Besteuerung von Unternehmen und einer umfassenderen 
Landreform einschließlich der möglichen Verstaatlichung 
großer Farmen und Plantagen. 
Ebenfalls entgegen den Ansichten der Parteilinken wandte 
sich die Regierung an den Währungsfonds und die Weltbank 
um Finanzhilfe. Sie kam, offenbar aufgrund der vorherigen 
Annäherung an die USA, bereits im Juli 1977 zwtande. 
jamaika erhielt 74 Mio Dollar Kredite seitens des IMF und 
68 Mio seitens der Weltbank - gegen die bekannten wirt­
schaftspoli tischen Aunagen: Abwertung der Währung (sie 
belief sich bis Ende 1977 auf insgesamt 40%!); strikte Lohn­
kontrollen (also Lohnstopp) bei Aufhebung von Preiskon­
trollen; Einschränkung der Auslandsausgaben. Der Effekt 
dieses Programms: Sprunghafter Anstieg der Innation, also 
enorme Kaufkraftverluste der niedrigen Einkommen; zwar 
wurden die Exporte durch die Abwertung billiger, Importe 
aber noch teurer - mithin ein wirtschaftlicher Würgegriff, 
der ausschließlich auf Kosten der ohnehin Armen und wenig 
Verdienenden ging und die Auslandsabhängigkeit eher ver­
schärfte dcnn sie zu verringern. 
Die Aunagen des ll\tF bezüglich des Defizits der Awlands· 
Währungsreserven vermochte jamaika nicht zu erfüllen. Die 
Folge waren noch härtere Bedingungen des IMF bei der 
Aushandlung eines zweiten Abkommens 1978. Doch auch 
dieser neue 11\IF-Kredit konnte die Außenhandelsbilanz 
jamaikas angesichts der Weltmarktpreisentwicklungen nicht 
aufuessem, im Gegenteil. überdies: Eine Anzahl sozialer 
Programme brach aus Mangel an Geld zusammen. Bei rasant 
steigenden Reallohnverlusten stieg die Arbeitslosigkeit auf 
etwa 30% der Erwerbsfahigen, e ine Zahl von rund 300.000 
bei einer Bevölkerung von 2,1 Mio Menschen. 
Als der IMF gegenüber eincm erneuten Gesuch Jamaikas 
wiederum verschärfte Bedingungen stellte - darunter dies­
mal Punkte wie eine Kürzung der Staatsausgaben um 150 
Mio jamaikanische Dollar, Dirigierung von Devisen in den 
privaten Geschäftssektor, Entlassung von rund 11.000 
Regierungsangestcllten und Kürzungen von Sozialprogram­
men wie kostenlose Schulernährung auf der Primarstufe 
oder die erfolgreiche Alphabetisierungskampagne Hir Er­
wachsene - , brach Manley die Verhandlungen Anfang 1980 

"'-Was darauf folgte. umschrieb die Frankfurter Allgemeine 
(FAZ) am 1. November 1980 so; "Der Bruch mit dem 
Währungsfonds hat Manley eine erhöhte Arbeitslosigkeit bis 
zu 40% (eine offenkundig bewußt überhöhte Zahl;j.O.), ein 
Außenhandelsdefizit von 1,4 Milliarden Dollar, einen 
Rückgang der Bauxitförderung durch die amerikanischen 
Aluminium-Konzerne. eine In nation von 30% sowie eine 
Lebensmittel-Verknappung und eine beispiellose Terror· 
welle eingebracht (1), die bis zum Wahltag fast 700 Tote 
gekostet hat." Offener wurde selten formuliert, was es ei-
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Jamaika-Daten 
Territorium: 11.525 qkm (20. Vgl.: Rheinland·Pfaiz 19.839 qkm). 
Hauputac:lI: Kingston (ca. 700.000 Ew.). 
Bevölkerung: Die Gesamtbevölkerung zählt etwa 2,2, Mio. Davon 
sind Afro-Amerikaner 77%, Mischlinge (Mulatlcn) 19'rO. wei terhin 
indische, chinesische und europäische Minderllcitcn (ca .. 12.500 
Europäer). 
Religion: 75'" der Bevölkerung gellen als Protestanten, 8% ab 
kathol isch. 
Sprache: Amtssprache ist Engl isch. 
Ge,o;hich te: 
Ab ca.900u.Z. Einwanderung karibischer Arawak·StäJnm(:r, die der 
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JAMAIKA 

Insel den Namen Xaymaca ('" Jamaika), d.h., "die 
gut Bewässerte" gaben 
Kolumbus entdeckt Jamaika auf se iner zweiten Fahrt 
und erklärt sile zur spanischen Kolonie. 
Eroberung Jamaikas durch England. Jamaika wird 
Hauptumschlagsplatz für Sklaven 
Abschaffung der Sklaverei im britischen Empire 
Zulassung von Parteien und Gewerkschaften 
Nach MasscndemonstratiQrn:n und Streiks Erteilung 
des allgemeinen Wahlrechts 
Bildung einer autonomen Regierung 
J amaika wird Zentrum der sog. WestindiscJtten Föde· 
ration aus den britischen Kolonien in d(:r Karibik 
Nach Austritt aus der Föderation Proklamation der 
Unabhängigkeit 

'nem "ungehorsamen" unterentwickelten Land "einbringt", 
wenn es gegen den Willen des internationalen Kapitals ver· 
stößt. 
Die "beispiellose Terrorwelle" hatte jedoch ihre Draht· 
zieher; sie war die "verbesserte" Neuauflage der Destabilisie· 
rungspolitik von 1976. Dem US·Senatsmitglied Fred Landes 
fie len bei einem Besuch "befremdliche Ähnlichkeiten in den 
Techniken des psychologischen Krieges" gegen Salvador 
Allende in Chile und jetzt gegen Michael Manl.!y auf. 3 

Rechte Sturmtrupps verwickelten ,Anhänger der PNP in 
blutige Straßenschlachten , Attentate auf PNP·Politiker häuf· 
ten sieh. Die Tageszeitung Cleaner, im Besitz eiines JLP. 
Finanziers, publizierte einen Artikel. in dem es hieß: "In 
zahlreichen anderen Ländern hätte jemand, der hlinter sich 
eine Truppe diszipliniener Männer wüßte, die Regierung 
längst gestürzt. ... wären unsere Minister, unsere politischen 
Führer, unsere höheren Funktionäre zu diesem Zeitpunkt 
im Exil oder in einem Massengrab bestattet."4 
Dem offenen Aufruf zum Sturz der Regierung fo lg·te am 22. 
Juni 1980 der (gescheiter te) Versuch; rein zufällig befand 
sich J LP.Führer Seaga in den USA. Bereits im Mai hLa tten die 
Hafenbehörden von Kingston eine Ladung von 200.000 
Patronen beschlagnahmt, Herkunftso rt: Miami, USA. Was 
die sonstige AusrUstung der Banden in Diensten der CTA und 
der jLP be trifft, so bestand sie aus M·16 Gewehren (USA) 
und westeuropäischen 9·mm Maschinenpistolen. 
Die Eskalat ion des Terrors mit dem Ziel, um jeden Preis 
Seagas JLP an die Macht :t;U bringen, erklärt sieh aus den 
Entwicklungen im karibischen Raum während der vergan· 
genen zwei j ahre. Nach der Revolution in Nikaragua und 
der Linkswende auf Grenada sind die USA fester denn je 
entschlossen, in ihrem traditionellen "Hinterhof" jegliche 
revolutionäre oder progressive Entwicklung zu unt.!rbinden. 
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Der Wahlsieg Seagas stellt mitnichten ein Votum gegen eine 
derartige progressive Entwicklung dar. Er ist das Resultat 
der geziehen Destabilisierung der Wirtschaft j amaikas und 
die unmittelbare Reaktion auf die ökonomische Kata· 
strophe, in welcher sich das Land befindet. Daß diese Reak· 
tion offenkundig auch viele ehemalige Manley.Anhänger ver· 
unsicherte und der Demagogie Seagas folgen ließ, hat seine 
Ursachen fre il ich auch in der zaudernden und schwanken· 
den Wirtschaftspolitik der Manley·Regierung, in der man­
gelnden Konsequem der Reformpolit ik, bestimmt vor allem 
durch die Parteirechte, sowie in einem "naiven" Verhältnis 
zum Charakter des politischen Gegners . 

Für die Interessen der USA is t Seaga der richtige Mann. "Die 
erste Priorität", äußer te er kurz nach der Wahl, ist "das 
Vertrauen in J amaika als eine stabile prowestliche Nation 
wiederherzustellen". Dabei verläßt sich Seaga auf die Unter­
stützung durch die USA: "Die Vereinigten Staaten müssen 
uns helfen, den Kapitalismus in Gang zu bringen:' 5 Ange· 
sichts der Art und Weise, wie dieser in den USA selbst funk­
tioniert - mit ca. 13 Mio Arbeitslosen - läßt dies flir 
Jamaika einiges erwarten. Was die von der FAZ am 1. No­
vember gefeierte "Rückkehr zu Amerika" betrifft. so liest 
sich das an anderer Stelle differenzierter: Seagas Dreijahres· 
plan "verlangt umfangreiche ausländische Investitionen und 
wird den Inselstaat vor allem in starke Abhängigkeit von den 
Vereinigten Staaten bringen " 6 - also dorthin zurück, wo 
sich Jamaika schon einmal befunden hatte: zu Regierungs· 
zeiten der JLP bis 1972. 
Der IMF und US-Banken reagierten rasch mit Kreditofferten 
an jamaika - Seaga diente zeitweilig als Beamter der Welt· 
bank, der Interamerikanischen Entwicklungsbank sowie des 
IMF. Er ist mithin der rechte Mann, um die Richtlinien des 
IMF gegenüber einer Bevölkerung durchzusetzen, die unter 
ihnen noch stärker zu leiden haben wird. 
Doch auch der Stil, den Seagas JLP in ihren Wahlkämpfen 
begründet hat, soll anscheinend fortgeführt werden. In einer 
Warnung an die PNP-Opposition äußerte Seaga, diese stehe 
vor der Entscheidung, eine "gemäßigte" Linie einzuschlagen 
oder weiter in Richtung Marxismus zu gehen. In letzterem 
Falle "könnte das Zwei·Parteien·System Jamaikas in Gefahr 
geraten". Für Marxisten sei kein Platz in J amaika. 7 

Anmerkungen: 
1) Nach: Africa, London, Nr. 621 Oktober 1976, S. 137 /38, und Nr. 

65/Januar 1977, S. 86 /87 
2) Nach: Africa, London, Nr. 76( Deumber 1977, S. 90/9 1 
3) Nach: Le Monde Diplomatique, Paris, Oktober 1980 
4) Nach: Afrique-AJie, Paris, NT. 224 /13. 10.1980. S. 50 
5) Nach: U.S. New$ & World Report, Washington, 17.11.1980, S. 

80/82 
6) Blick durch die Winschaft, 20.11 1980 
7) Vorwärts, 6.11.1980 
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Das brachte 
die AIB-Leserumfrage 

Aus Anlaß seines zehnjährigen Jubiläums führte das AlB 
im Oktober/November 1980 eine Leserumfrage durch 
(siehe AlB 10/1980, Heftmiue). Bei der Formulierung der 
Fragen wurde besonders auf die eigenständige Formulie­
rung von Kritikpunkttn, Anregungen und Wünschen durch 
die Leser abgehoben. 
Die Resonanz überraschte angenehm: Vorschläge und 
Kritik zeugen von großem Engagement. das sich nicht :w­
letzt in ausführlichen. teils mehrseitigen Antworten nieder­
schlug. Die Redaktion des AlB möchte dafUr allen an der 
Leserumfrage Beteiligten recht herztich danken! 

Breite Zustimmung zur AlB-Konzeption 

Gewiß läßt du relativ geringe Rücklauf von knapp 5% (ge­
messen an der Gc:samtabonnentcnzahl von ca. 4.000 und 
einer Standardauflage von 5.000·7.000 Ende 1980) keine 
präzise Aussage etwa über die AIB·Leserstruktur zu. Dies 
war auch nicht der Anspruch der Umfrage. Sie dürfte aber 
die generelle lIaltung unter dem aktivsten Teil unserer 
Leserschaft widerspiegeln. 

Auffallend ist die breite Zustimmtmg für die derzeitige 
Konzeption des AlB. 9 von 10 Lesern bescheinigten dem 
AlB eine ausreichende AklUalität. 8 von 10 Lesern 
wünschten die Beibehaltung des bisherigen Verhältnisses 
von Eigenbeiträgen und Dokumenten, von Themen(fheo­
rien zu Länderbeiträgen. Von 10 Lesern fanden den AIB­
Stil 4 gut und 5 akzeptabel. 
Gelesen wird vom AlB zuerst das Kurze und Aktuelle, 
insbesondere die Kurzinformationen, für deren Erweite­
rung in zahlreichen Fragebogen plädiert wurde_ Mehrfach 
laut wurden Forderungen nach mehr Beiträgen über Län­
der, die nicht gerade im Brennpunkt stehen, und nach Ver­
änderungen zugunsten kürzerer Beiträge und gestalterischer 
Auflockerung (mehr Bilder, Kästen, Tabellen usw.). Wir 
verstehen dies als eine Tendenz zugunsten leicht lesbarer, 
aufgc:lockerter Artikel von stärkerer themen- und länder­
bezogener Streubreite als bisher. 
Die in den Fragebogen vereinzelt vorgetragene inhaltliche 
Krilik an der Argumentation und Herangehensweise des 
AlB (Afghanistan, Kampuchea) verweist darauf, daß das 
AI B auch in Leserkreisen verbreitet ist, die den politischen 
Standpunkt der Redaktion nicht in allen Fragen te ilen, 
ihn aller dennoch respektieren. Nimmt man dies mit der 
Forderung nach mehr streitbarer Auseinandersetzung (u.a. 
auch mit bürgerlichen Medien) zusammen. dann wird ein 
Leserwunsch nach offensiver und differenzierter Diskus· 
sion über politisch brisante Fragen deutlich. 
Für notwendig befunden wurde eine eher stärkere histori· 
sche und sozialö konomische Fundierung der Beiträge, uno 
ter Berücksichtigung auch ethnischer und kultureller Eigen· 
heiten. Ebenso wünschten etliche Leser mehr theoretische 
Beiträge, elwa zu Stratcgiefragen des antiimperialislischen 

Befreiungskampfes in der Dritten Wc:lt und der Weltpoli­
tik{\Vel t wi rtschafl. 
Stark verlangt wurden auch Themenkomplexe wie Kultur, 
Verhältnis sozialistisches Lager - Dritte Welt sowit Soli­
daritätsbewegung dtr B RD. 

Werden die zahlreichen Leservorschläge nun in dit AlB· 
Planung Eingang finden und auch Realität werden? 
Was die Konzeption angeh t , sind sie großteils in den drei 
weiterhin prinzipieUen Orientierungen des AlB enthalten: 
- Dokumenlierung der Befreiungsbewegungen bzw. revo­
lutionärer Organisationen der Dritten Weh, 
- Hintergrundinformation und aktuelle Einschätzungen zu 
den Solidaritäuschwerpunkten (Südliches Afrika, Chile, 
Palästina) und revolutionären Konzentrationspunkten 
(Mittelamerika, Mittlerer Osten), sowie 

Untersuchung der neokolonialistischen Politik des 
Imperialismm, speziell der USA und BRD. 
Dabei soll mit Hinlergrundinformationen rasch auf B~nn· 
punkte und Krisenszenarien (wie 1980 etwa Afghanistan, 
Salvador, Türkei) reagiert, sollen die weltpolitischen Be­
zugspunkte der Dritte-Welt-Themen herausgearbeitet und 
die Problematik des Friedenskampfes (u.a. 1981 Beiträge 
zum Waffen· und Militärexport der USA, BRD, Frank­
reichs) stärker berücksichtigt werden. 

Wo landen LeserwÜllsche? 

Konkret fanden die Leservorschläge Eingang in die AIB­
jahresplanung für 1981, die Ende November 1980 von der 
Arbeitskonferenz verabschiedet wurde. Dazu zählen neben 
den Schwerpunktthemen zahlreiche Länderneuvorstellun­
gen (Bahrein, Kamerun, Elfenbeinküsle, Kostarika, 
"Frankreichs" Uberseegebiete, Mongolei usw.) und länder· 
übergreifende Themen (Sozialistische Internationale, Dril­
te·Welt·Politik japans, Frankreichs und der USA, Rüstung 
und Ulllerentwicklung, Indianerfrage u.a.). Neu aufge­
nommen werden 5011 das Thema Kultur. 1981 soll schließ· 
lich das "heiße Eisen" Verhältnis sozialistischer Länder 
und Drine Welt mit einem AIB·Seminar und dessen an­
schließender Auswertung im AlB angegangen werden. 
Ein jahrzehnt Al B ist nun vorüber. Unsere Bilanz kann 
sich sehen lassen. Im deutschsprachigen Raum ist unser 
Bulletin heute die stärkste Monatszeiuchrift zum Problem­
kreis Dritte Welt und antiimperialisl ische Bewegung. Der 
Rekordzuwachs 1980 (von 3.000 auf 4.000 Abonnenten) 
und die breite Zustimmung dieser Leserumfrage sind 
Zeichen dafür, daß das AlB hoffnungsvoll in sein 2.jahr­
zehnt gehen kann. "W ir haben durch Erfahrung gelernt, 
wir haben am Fehlern gelernt. Wir waren immer offen und 
ehrlich, bereit uns zu verbessern, wo es notwendig war. Wir 
werden bereit sein, unsere Fehler zu korrigieren, sobald wir 
sie erkennen." Diese Devise Fidel Castros und ein kon­
sequenter Antiimperialismm empfehlen sich dabei als 
Orien t ierungshilfen. 
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Persischer Golf 

Wolfram Brönner Gefahren des 
Krieges Irak-Iran 

Nahezu drei Monate nach Ausbruch des irakisch-iranischen 
Krieges zeichnete sich noch immer keine Verhandlungs< 
lösung des Konfliktes am Persischen Golf ab. Diverse Ver­
mittlungsvenuche Aigeriens, einer Nichtpaktgcbundenen­
Komm ission (zusammengesetzt aus Vertretern Kubas, 
Jugoslawiens, Indiens, Pakistans und der Palästinensisehen 
Befrciungsorganisation - PLO) und des UN-Beauftragten 
Olof Palme im November f'980 endeten ohne Resultat. Es 
scheint, als sollte PLO-Führer Abu Iyad recht behalten, als 
er Mitte Oktober 1980 prognostizierte, weder der Irak noch 
der Iran seien in der Lage die Gegenseite zu besiegen. Sie 
drohten sich vielmehr gegenseitig selbst zu zerreiben. 1 

In der Tat ist der Siegermythos, der unmittelbar nach dem 
22. September 1980 von der irakisehen Propaganda über 
den sog. "Befreiungsheros" Saddam Hussein 2 errichtet 
wurde, angeschlagen, seitdem sieh die Anfangsoffensive des 
irakisehen Invasionsheeres in Khuzistan und Kermanshar 
faktisch festfuhr. 

Husseins "Arabisierung" - auf wessen Kosten? 

Anstelle des der eigenen Bevölkerung verheißenen irakisehen 
Triumphzuges ist e in beiderseits verlustreicher Stellungs. 
und Bombenkrieg getreten. Sein Zerstörungswerk konzen· 
triert sich beiderseits auf die Säulen der unterentwickelten 
Wirtschaft, au f die nationalisierten Olanlagen und Industrie· 
komplexe, sowie zunehmend auch gegen die Zivilbevölke· 
rung. Die Materialschäden wurden bereits zu Anfang No· 
vember 1980 auf über 9 Mrd Dollar beziffert. 3 
Doch es sind beileibe nicht nur die Abertausenden von 
Todesopfern oder die Nachwehen der gegenseitigen Dezi· 
mieTung der wirtschaftlichen Grundlagen dieser beiden 
führenden Olexportländer. also die Lebensinteressen beider 
Völker, die eine schnellstmögliche Beilegung dieses Krieges 
am Persischen Golf dringend gebieten. Hinzu kommen wei·, 

tere t rifftige Gründe, die auf eine unverzügliche Feuerein· 
stellung und erste Verhandlungsschritte hindrängen: 
Da wäre zum einen die von der Arabischen Slandhaft igkeiu· 
front (Syrien, PLO, Libyen, Südjemen, Algerien) zurecht 
reklamierte Schwächung des antiisraelischen Gegenpoten· 
tials in ihrem Kampf um ei ne gerechte Lösung der Palästina· 
frage und um die Abwehr der mit Camp David 1978 einge· 
leiteten Verschwörung der USA, Israels und Ägyptens gegen 
den palästinensischen Widerstand. überdies verhalf das 
Kriegsszenario am Persischen Golf dem israelischen Begin. 
Regime, das gerade wegen seiner j erusalem·Annexion Ouli 
1980) unter vehementen internationalen Druck geraten 
wa~, zu einer unverhofften Atempause. Wie der syrisch· 
jordanische Konflikt und der 11. Gipfel der Arabischen Liga 
in Amman Ende November 1980 veranschaulichten, hat der 
Krieg am Persischen Golf die arabische Weh wieder einmal 
in zwei Lager gespalten, ein geschlossenes Vorgehen in 
Sachen Nahostkonflikt verunmöglicht . Daher und wegen 
ihrer Opposition gegen eine arabische Parteinahme für S. 
Hussein im Krieg Irak-Iran boykottier ten die ant iimperia­
Iistischen Alliierten der Standhaft igkeitsfront und der 
Libanon die Konferenz von Amman. 
Tatsächlich machte diese sich auf Betreiben der Monarchen 
j ordaniens und Saudi Arabiens den Standpunkt Bagdads zu 
eigen, indem sie dem Irak "legitime Rechte auf seine Ter­
ritorien und Wasserläufe" zusprach. Das Schlußkommu· 
nique des Arabischen Gipfels plädierte zwar zugleieh für 
"eine sofortige FeuereinsteIlung und eine Konfliktbeilegung 
mit friedl ichen Mitteln", aber wohlgemerkt unter den Vor­
zeichen der irakilehen Vorbedingungen. Und Präsident 
Saddam Hussein ließ persönlich keine Zweifel daran auf­
kommen, daß diese seine zu Kriegsbeginn verkündeten Ge­
biets- und Vormachtansprüche (irakisehe Aneignung des 
gesamten Shatt a1-Arab, der iranischen Nachbarprovinz Khu­
zistan alias "Arabistan" und Räumung der drei "arabischen 

,Inseln im Arabischen Golf (Großer und Kleiner Tumb und 

S.<I<tam I lyssc:on (I ) und scin Au6tmn ini<lcr Hammadi auf dem Arabischen G;pfel in Am..,.n, i",ki..,he An"e,f., in Kh="o" 
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Abu Musa)") unverändert gelten: Auf dem Arabi5chen Gip­
fel in Amman bekräftigte er, der Irak würde sich nicht von 
den besetzten iranischen Gebieten zurückziehen, solange 
Teheran nicht allen seinen territorialen Ansprücher.1 statt­
gäbe. 5 

Vereint unter dem Nebelvorhang des arabisch-antiper!:ischen 
Chauvinismus streiten 50 der lrak, j ordanien, Saudi A.rabien 
Wld andere erzreaktionäre arabische Regimes anstalt für die 
Befreiung Palästinas für die "Arabisierung" des Per!dschen 
GolfC$. Dahinter aber verbergen sich in Wirklichkeit iraki­
sehe Expansionsgelüste und eine gemeinsame gegen:revolu­
tionäre Blockbildung zur Niederwerfung der iranischen Re­
volution und der BefreiWlgsbewegungen der Golfregi()n und 
der Arabischen Halbinsel (Saudi Arabien, Oman, Eiahrein 
und jemen). Der Sieg der Revolution im Iran vom Februar 
1979 hatte den antidiktatorischen Volkswiderstand in der 
Golfregion, voran im Irak und Saudi Arabien, sti muliert. 

US·Kapazitäten zum "raschen Zuschlagen" vorort 

Der Kreuzzug gegen den Iran und der begleitend entfachte 
arabische Chauvinismus sollen so zum zweiten den inlternen 
Konfliktstoff entschärfen helfen, während d ie gegenrevolu­
lionäre BlockbildWlg (Achse Saudi Arabien, jordanien, 
Irak) gegen die Befreiungsbewegungen und progressiven 
Regimes der gesamten Region unter der Hand vorangetrie­
ben wird. 
Eine unverzügliche Beendigung des Krieges erscheint zum 
dritten deshalb geboten, weil er den USA bzw. NATO­
Mächten den ersehnten Vorwand liefen, unter dem Deck­
mantel des "Schutzes" des Olzunusses aus dieser w ichtig­
sten Olregion die eigene Militärpräsenz in der Gesamltregion 
Wld die VorbereitWlgen für eine direkte NATQ.lnten·ention 
zu forcieren. 
Seit dem 22. September 1980 hat der militärisch,e Auf­
marsch der USA, Frankreichs, Großbritanniens und Austra­
liens am Persischen Golf jedenfalls eine dramatische Aus­
weitung erfahren (siehe auch die nachstehende Studie des 
Arabischen Volkskongresses). Nahe der Straße von Hormu;z; 
kreu;z;te im Oktober/November 1980 mit über 90 westlichen 
Kriegsschiffen bzw. Flugzeugträgern, Hunderten Kampfnug­
uugen, Atomraketen und Tausenden Marineinfanteristen 
ausgerüstet, die größte Armada Wld damit auch das größte 
Drohpotential aller Zeiten im Arabischen Meer und im Colf 
von Oman. 
Washingtons Stationierung von Uberwachungsflugzeugen 
des Typs A WACS auf saudiarabischem Boden und die Ab-

haltung des ersten gemeinschaftlichen Auslandsmanövers 
der amerikanischen Schnellen Eingre:iftruppe (1.4<l0 Mann) 
im November 1980 mit der ägyptischen Armee in Kairo­
West (Operation "Heller Stern") sind zusätzliche Schritte 
zur Erhöhung der imperialistischen Interventionskapazität. 

Mehr noch, Washington beabsichtigt nun die ursprünglich 
auf 110.000 Mann veranschlagte US-Eingreiftruppe (RDF) 
auf 200.000 bis 300.000 Mann auhustocken, um der Fähig­
keit zum "raschen Zuschlagen" in der Dritten Weit Wld 
speziell am Persischen Colf willen. Die flir die erhöhte Mo­
bilität dieser Invasions- bzw. Olkriegstruppe erforderlichen 
neuen militärischen Nutzungsrechte und StUapunkte vorort 
werden derzeit u.a. in Oman, Saudi Arabien, Somalia, Israel 
und Ägypten installiert. Britischen Quellen zufo1ge soll 
Sadats Bereitstellung der Militäreintichtungen im ägypti­
schen Ras Banas "etwa 400 Mio Dollar kosten und sie in­
standsetzen, US-Flug;z;euge und eine volle Division (18.000 
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Erklärung Mohammad Ali RSljais 
vor dem UN-Sicherheitsl'al 

Im Namen des barmherzigen und gnädigen Gones. 
Wir kommen hierher, während un§cr Land in dem von der volks­
feindlichen irakisehen Baath-Regierung entzündeten Kriegsfeu<:r 
brennt und unser Volk und Imam Khomeini über das Erdbeben in 
A1geri<:n betroffen sind. ( ... ) 
Wir bekunden in aller Offenhei t, daß unsere Nation enuchlom:n 
ist, einen langwierigen, vom Volke getragenen Krieg LI\ Kauf zu 
nehmen, um damit die Aggressoren in ihr<: Schranken zu verweisen, 
der islamischen Brudernation von Irak das Wesen des 1Io1ksfeind­
lichen und abhängigen Saddarn.Regimes in verstärktem Mafk vor 
Augen zu ruhten, und dem amerikani$Chen Imperialismus, der 
direkt oder indirekt das irakischc Baath-Regime untentützt, eine 
niederschmetternde Antwort Zu geben. Dur.;h ihre in Saudi Ara­
bien stationierten AWACS-Flugzeuge registrieren die USA die 
Truppenbewegungen der iranischen Armee Wld leiten ihre Infor­
mationen an den Irak weiter. D ... rch Ablenkung der Radarsysleme 
leiten sie ... nsere FI ... gze ... ge a ... f falsche Ziele. (h') 
Die Vorwände des willenlosen Saddam-Regimes für die militärische 
Aggression gegen die Islamische Rep ... blik Iran: 
Saddam, der Söldner der arroganten Weltmächte, ben ... tue die an· 
gebliche Nichteinhaltung des Vertrages und der Übereinkünfte von 
1975 als Vorwand rur diese offene Aggression; so gibt er zu, den 
militärischen Angriff gegen die territo riale Integrität der islami­
schen Republik Iran begonnen 20 ... haben_ 
Es sollte noch erläutert werden, daß nach der beiderseitigen Über­
einkunft während der Konferenz der erdölexport ierenden Länder 
in A1gerien die Verträge über die Landesgr<:nzen und gutnaehb3.f­
lichen Beziehungen zwischen dem 4. und 6. Män: 1975 rUifiziert, 3 
ergänzende Protokolle am 30. Juni 1975 unterzeichnet, 4 zusätz· 
liche, ergänzende schriftliche Übereinkommen &In 26. Dezember 
1975 getroffen sowie ein Dokument als vollständige und endgültige 
Entscheidung aller noch offenen Forderungen Wld Fragen ebt.nfalls 
an diesem Tag ausgestellt wurden. Alle Dokumente und Verträge 
wurden im Sekretariat der Vereinten Nationen unter der N ... mmer 
14906 registriert. 
Diese Dokumente betegen, daß das absolutistische irak ische Regime 
keinerlei Anspruch mehr hatte, keines seiner Rechte y,:rletzt sah 
und alle Streitfragen als erledigt betrachtete. 
Alle Entrechte ten der Welt sollen wissen : Seit dem Siege der Revo­
l ... tion (im Febn.l3.f 1979; d. Red.) hat die Regierung der islami­
schen Republik Iran zu keiner Zeit die oben erwähntei] Verträge 
verletzt, obwohl sie jederzeit die Überpriifung aller Verträge hätte 
beantragen können. Hierbei ist bemerkenswert, daß delr Vertrags­
bruch von Seiten deljenigen begangen wurde, die schon bei der 
Ausarbeitung der Verträge über das unterdruck te i .... kische Volk 
regierten und die Abkommen unten:eichnet hatten. Obwohl Mittel 
und Wege zur friedlichen Beilegung der Streitigkeiten in den Ver­
trägen vorgesehen sind, wird der Vertragsbruch von ihnen began-
gen. ( ... ) 
Angenommen, es gib t territoriale Streitfragen: 
Wie kommt es, daß das irakische Baath·Regime das Hoheitsgebiet 
der Islamischen Rep ... blik Iran plötzlich aus der IAift , zu Land und 
zur See angreift, anstalt sich an die a1gerische Regierull8, die gemäß 
bilateraler Verträge schiedsrichterliche Aufgaben übemoimmen hat, 
zu wenden? 
Wie kommt es, daß parallel zu dieser Aggression der Söldner Dakh­
tiar (letzter Premier des Schah-Regimes; d. Red.) in derl Irak kam 
und der inneren Konterrevolution (in den vom Irak ol,kupicrten 
iranischen Gebieten; d. Red.) die Anweis ... ng e rtei lte, d ie Schulen 
im Iran zu schließen? 
Wie kommt es, daß die Aggression des irakischen Baath·Regimes 
wer die angeblichen GrenzkolTekturen hinausgeht und zur Beset­
zung unserer Provinzen, insbesondere der Erdölprovinz Khuzistan 
führt? 
Wie kommt es, daß gleichzeitig mit dem Angriff Saddam Husseins 
auf iranischen Boden die USA dies als gutes Omen zur Frei lassull8 
der als Geiseln genommenen Spione betrachten? 
Wie kommt es, daß der irak isehe Angriff zu der Zeit stat tfindet, da 
der letzte Funken des Separat;,mU'l in Kurdistan e rloschen in und 
&ich die letzte Institution der Islamischen Republik etabliert hat? 
Und schließlich, wie kommt es, daß die wichtigsten Helfer dei sog. 
revolutionären irakischen Regimes in diesem Krieg die schmutzig· 
sten und lasterhaftesten, von Amerika abhängigen re'lktionären 
Regimes wie Jordanien, Ägypten, Marokko usw. sind? ( .... ) 
(QueUe: Rede des Ministerpräsidenten der Islamischen Republik 
I.ran vom 18. Oktober 1980 vor dem Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen über die irakische Aggression, in: IRAN Echo. Bonn, Nr. 
19/27. Oktober 1980, S. 1-11 ) 
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Mann ) der RDF-Truppe aufzunehmen."6 

Welehe akute Gefahr von dieser Art amerikanischer Mi litär­

präsenz für anti imperialist isc h-revolutionäre Entwicklungen 

am Persisch e n Golf ausgeht. h at die versuchte US-Luftlande­

invasion (Operation "Blaulicht") vom 24. / 25. April 1980 im 

Iran unter Beweis gestellt. Die Ko mmandotrupps waren von 

ägypt ischem Boden aus gestartet. Ihr Auftrag wies über die 

vorgegebene Befreiung der US-Geiscln in Tcheran hinaUli. 

lautete er doch auf Sturz des Revolutions. Regimes. 1 Und 

haben nicht US-RegierungsveTtreter wie J. Carler od er H. 

Brown die Wiederholung eines Invasionsunternchmens gegen 

den Iran oder gar den .. begrenzten" Einsatz von US-Atom ­
waffen im Mittleren Osten angedroht? 

Die Verlängerung des Krieges Irak-I ran aber birgt von daher 

die akute Gefahr einer unabsehbaren Kriegseskalation in 

sich - ein vierter Grund, der für die unverzügliche Beendi­

gung des Krieges spricht. Dies gilt erst recht auf dem Hinter­

grund des globalen Konfrontatio nszustandes. der von 
Washington voranget riebenen wehpolitischen Zuspitzung 

seit der Jah reswende 1979/80. Die Möglichkeit einer inter­
nationalen Ausbreitung des Kriegsbrandes bis hin zu e inem 

globalen Atomkonflikt USA-Sowjetunion ergibt sich nicht 

zuletzt aus der unmittelbaren geographischen Nähe der 50-
wjetunion zum Kriegsschauplatz Iran wie aus der amerika­

nischen Vereinnahmung des Persischen Golfes als US­

., Interessenssphäre" und aus dem beispiellosen militärischen 

NATO-Aufmarsch vor der iranischen Küste. 
Um diese Eskalationsgefahr abzubauen ist der Abmarsch der 

NATO-Kriegsverbände vom Persisc hen Golf ebenso gefor­

dert wie die Bereitschaft der beiden kriegfUhrenden Staaten 

Irak und Iran zur Feuereinsteilung und zur Verhandlungs-



Schlußkommunique der Konferenz von Nikosia 
In NiJ/;osiajZypern nahmen oom 28.-30. Oktober 1980 mehr als 80 
OrgllnlSDlwnen RUf aller Welt an einer "lntematiQntJ/en Konferenz 
der So!idon"wt mit der IIDtwllDlen Befrriungsbewt!flUng und den 
VolksmlZssen der Golfregion gegen de., ImperitJlimeus" teiL Die 
K onjnenzteilnehmer, darunter die Paliistinensische Be[reiungsorgani­
sation (PLO). die Volksfront für die Befreiung OmaM (PFLO) und 
"Mne Befuiungsorgonirotionen besonders des ortlbischen Raumu 
(Bahrein, Saudi Arabien!), uQtieTten fiir die unverziiglicl.$ Bund .. 
gung des Krieges Jfd/c-Iro.n und eine Verhandltmgsllisung. Darou! und 
gegen den US/NA TO-Aufmarsch am Persischen Golf sind die wichtig­
sten Dokumente der Nikosia-Konferenz, das Schlußkommunique, ein 
Aktionsprogramm und ein Appell/In d"f;: Regierungen des lrtJlt und 
Iri2", gerichtet. Dill hier dokumentierte Schluftlrommuniljue machf 
deutlich, daft die Eslralationsgefahr am Golf primär im NA TCJ.Zugylff 
gesthen wird lind die intertUltionale Unterstiit~lIng der Befreillfl/ls­
bewegungen bzw. antiimperitllistischen Regimes der Golfregion uon­
flÖten isl. 
Die internationale Solidaritäukonferem; mit der Nationalen Befrei· 
ungsbewegung und den Volksmassen des Golfes gegen den Imperia­
lismus hat vom 28_-30_ Oktober 1980 in Nikosia/Zypern auf Initia­
tive von drei regionalen und internationalen Organi$ationen getagt: 
der Organisation rur Afroasiatische Völkersolidarität (AAPSO), des 
Internationalen Sekretariats für die Solidarität mit dem Arabischen 
Volk und sei~r zentralen Sache "Palästina" und des Ständigen Sek­
retariats des Allarabischen Volkskongrenes. ( ... ) 
Die Konfereru: betont an diesem Punkt die schwerwiegende Bedeu­
tung der laufenden Ereignisse auf der Arabischen Halbinsel und am 
Golf wie: 
• die Erlangung von militärischen Einrichtungen und der Ausbau 
von Aggre$Sionsb:uen seilens des Imperialismus in Kenia, Somalia, 
Ägypten, Oman, Bahrein, und Saudi Arabien, um seine Kontrolle 
wer die Erdölvorkommen und die Rohstoffwege der Halbinsel und 
des Golfes zu fenigen; 
• die Schaffung der Schnellen Eingn: iftruppe, deren Stärke sich 
zwischen 110.000 und 200.000 Soldaten beläuft, die mit den mo­
dernsten W"ffen ausgeriistet und bereit sind, sich den anwachsenden 
revolutionären Kräften emgegeru:ustellen; diese Maßnahme hat der 
Imperialismus getroffen, nac::hdem er das Vertrauen in seine lokalen 
Vertreter und deren Fähigkeit, eben ihre Rolle zu spielen, verloren 
hatte, die Absichten des Imperialismus, die Region zu beherrschen, 
sich in ihre inneren Angelegenheiten eim:umisc::hen und die regiona· 
len Wasserwege zu kontrollieren, finden sic::h auf diese Weise bestä· 
tigt, 
• die militärischen Bewegungen der USA im Indischen Ozean und 
die Veränden.lßgen, die an der Basis Diego Garcia getroffen worden 
sind, um daraus eine Nuklearoasis zu machen, wekhe den nuklearen 
Rüstungswettlauf gegen die national-progressiven Regimes und gegen 
die fried· und freiheitsliebenden Völker anheizen würde; 
• die Koordination von Sicherheitsrnaßnahmen, die von den reaktio­
nären Regimes im Golf und auf der Arabischen Halbinsel unter der 
Leitung Saudi Arabiens und unter der Regie des CIA getroffen wor­
den sind; die ersten Friichte dieser Koordination sind die Unter­
drückung von demokratischen Freiheiten und die Verkündung von 
Gesetzen gewesen, die den Menschenrechten und der Würde des 
Menschen entgegenstchen; Tausende von Kämpfern sind inhaftiert, 
allen Formen der Foher unterworfen und ermordet worden, abge· 
sehen von den Rachemaßnahmen, die gegen die Familien der 
Kämpfer begangen worden sind, der Bombardierung ihrer Häuser 
und der Verfolgung ihrer Verwandten. 
Die Konferenz hebt hervor, daß die militärischen Provokationen des 
Imperialismus in der Golfregion und auf der Arabis.::hen Halbinsel 
integraler Bestandteil der imperialistischen Strategie sind, die darauf 
abzielt, den nationalen Befreiungsbewegungen in der Welt Schläge 
zuzufügen, indem sie den Frieden und die Sicherheit in der Welt 
bedrohen und die Eskalation des Rüstungswettlaufs vorantreiben. 
Der irakisch· ir.mischc Krieg, der sich in einer, vor aDern infolge der 
Unten:cichnung de r Vereinbarungen von Camp DaYid (Separatab­
kommen der USA, Ägyptens und Israels vom September 1978; d. 
Red.) und der Ergebnisse, die daraus resultieren, kritischen Phase 
abspielt, dient letztendlich den US-imperialistischen und zionisti­
schen Zielen und der Reaktion. Dieser Krieg beraubt das arabische 
Volk im allgemeinen und das palästinensische Volk im besonderen 
einer neuen revolutionären Kraft in der Region, der der iranischen 
Revolution, die den Iran vom feindlichen ins befreundete Lager ge­
bracht hat; er beraubt sie gleichfalls der Kraft des Irak und seines 
beträchtlichen Potentials, Möglichkeiten, das er gegenwärtig auf die· 
sen Krieg ausrichtet. der den beiden Ländern und ihrer Winschaft 
ernsten Schaden zuftigt. 

Daher fordert die Konferenz die sofortige Einstellung dieser Feind· 
seligkeiten, um zu verh indern, daß die USA sie wei ter tugunsten 
ihrer aggreisiyen Ziele ausschlachten. Sie fordert die Sudle nach 
einer Lösung für alle Probleme, die die beiden Nachbarländer ent­
zweien, mit friedlic::hen Mitte]n und unter Respektierung der Rechte 
beider Seiten. 
Die Konferenz macht in diesem Zusammenhang darauf aufmerksam, 
welchen Nutzen der amerikanische Imperialismus aus seiner verstärk· 
ten Militärpräscnz in der Region zieht, um seine aggressiven Ziele 
voraru:utreiben, um sich mit den reakt ionären Regimes gegen das 
fo rtschrittliche Regime des Demokratischen Jemen zu verbünden, die 
Revolution in Oman zu liquidieren und die nationale Befreiungs­
bewegung am Golf und auf der Arabischen Halbinsel nicden:uringen. 
Die Konferenz yerurteilt energisch: 
• die amerikanische Politik und aggressiven Pläne der USA gegen die 
Golfregion und die Arabische Halbinsel; 
• den Enuchluß des Sultanats von Oman und von Somalia der Er· 
richtung von amerikanischen Basen aof ihrem Territorium zuzustim­
men, ebenso wie die Nutzungsrechte, die Ägypten zur Verwendung 
gegen die Völker der Region gewährt hat unter dem Vowand, damit 
zum "Sc::hutz" der arabischen und islamischen Länder oder tur Be· 
freiung der amerikanischen Geiseln beizutragen; 
• die saudische Reaktion und die anderen reaktionären arabischen 
Kräfte wegen ihrer ständigen Komplizenschaft mit dem amerika­
nischen Imperialismus gegen die nationalen arabischen Interessen, 
und ganz besonders die Präsenz von amerikanischen Radarflugzeugen 
,,A WACS" und ihrer Mannschaften in Saudi Arabien, was die direkte 
Militärpräsenz des amerikani5Chen Imperialismus in der Region noch 
\leruärkt; 
• die riesigen FlotterunaßÖyer. die im Augenblic::k im Golf von Oman 
auf Ini t iatiye der Vereinigten Staaten und ihrer westlichen Verbün­
deten Großbritannien und Frankreich unternommen werden. Diese 
Manöyer stellen einen wichtigen Beitrag zur Eskal:'(ion der Span· 
nungen in der Region und eine schwere Provokation gegen ihre 
Völker dar. 
Die Konfereru: ( ... ) 

• erklärt ihre Unterstützung mit dem Kampf, den die Massen der 
Region unter Führung ihrer nationalprogressiven Kräfte gegen die 
imperialist ischen und reaktionären Kräfte und ftir die Auflösung der 
imperialistischen Militäroasen, die Verwirklichung der vollen Unab­
hängigkeit und ~mokratje !IOwie rur die Freilassung der politisc::hen 
Gefangenen und Gewerkschafter und die Rückflihrung der exilierten 
und deportierten Nordjemeniten, Omanis, Bahreinis und Saudiaraber 
fUhren. Oie Konferen~ hebt besonders den bewaffneten Kampf 
hervor, den die Volksfront f\ir die Befreiung von Oman führt, um 
dem reaktionären Marionettenregime ein Ende zu bereiten; ( ... ) 
• bestätigt, daß die Ressourcen der Golfregion und der Arabischen 
Halbinsel ein Lebensinteresse rur die Völker der Region und ihr 
Wohlergehen darstellen, und daß das öl im Sinne einer wirk5amen 
Waffe benutzt werden muß, um den Triumph der arabischen Nation 
und ih rer -zentralen Sache, Palästina. sowie den Triumph der Sache 
der unterdrückten Völker der Welt zu weihen; ( ... ) 

• und fordert die Gesamtheit der Völker der Region sowie die 
Kräfte der Befreiung, des Fortschritts . des Sozialismu!i und des Frie­
dens zur Solidarität und zum Zusammenhalt auf, um der Politik der 
imperialistischen Aggreuion unter der Führung der USA, ihrer Ver­
bündeten und Agenten entgegenzutreten und sie unwirksam zu 
machen. 
(Quelle: Internationale Konferenz turn Golf, Nikosia, Oktober 1980, 
Dokument 1/ 18) 
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Tudeh·Partei des Iran und Irakisehe KP 
Gemeinsame Erklärung zum Krieg Irak-Iran 

Die lrakis.::he Kommunistische Partei und die Tudeh·Partci dei Iran 
verurtei len aufs s.::härfste die militärische Invasion der Bande Sad· 
dam Husseins in die Islamische Republik Iran! 
Die militärische Invasion durch du irakische Baath·Regime, die im 
Zusammenhang mit den Veuchwörungsplänen gegen die antüm· 
pcrialutische Revolution und gegen die Islamische Republik Iran 
selbst steht, ist die logis.::he Fortführung jener aggressiven Politik, 
die die Bande Saddam Husseins während des Anschwellens der 
revolutioniren Massenbewegung im Iran gegen das Marionellen­
regime des Mohammad Reza Pahlewi anschlug und nach dem Sieg 
der Revolution vom 19. Februar 1979 weiterhin verstärkte. 
Die Bande Saddam Husseins, die bis zum letzten Augenblick ihre 
Unterstüt;z;ung des verbrecherischen Schah·Regimes nicbt verhehlte, 
hat in der nachrevolutioniiren Periode keine Gelegenheit ZUr Sabo­
tage und zur Schwächung der iraniSChen Revolution ver!ioliumL Die 
Verschwörung, die unter anderem darin bestand, Sabotagetrupps in 
das iranische Kurdistan und nach Khuzistan zu schicken, den 
flüchtigen Konterrevolutionären aus dem Iran Asyl zu gewähren, 
Lc:uten wie Ovtissi, Aschraf, Bakhtiar und Palisban umfangreiche 
or8llnisatoris.::he, miJitäris.::he und propagandistische Mitte l ;z;ur Vel' 
fügung ;z;u stellen und kriegerische Akte anzu;z;eueln, ist nun mit 
dem Beginn des erzwungenen offenen Krieges gegen die Islamische 
Republik Iran in ein neues Stadium getreten, dessen wichtigster 
Aspekt darin besteht, daß Saddams Politik mit der des US· lmperia­
\ismus übereinstimmt. 
Die offcne Aggression Saddam Husseins und seiner Bande gegen die 
Islamische Republik Iran steht im Zusammenhang mit der im 
Innern betriebenen diktatoris.::hen Politik, mit seiner Spa]tun8ll­
polit ik in d~r Front jener arabischer Staaten, die gegen den Im· 
perialismus kämpf~n . Sie stellt nur eine andere Ausprägung der 
aggressiven Politik gegenüber den Forderungen des irakischen Vol­
kes und der gesamten arabischen Bevölkerung, der Unterdrückung 
dcmokratischer und fortsChrittlicher Kräfte der irakiscllen Bevöl­
kerung und ihrer Rechte und Freiheiten dar. 
Diese Politik ist die Fortführung des Krieges, der gegen die kur· 
dische Bevölkerung ;z;um Zwecke der Unterdrikkung ihr~r nationa­
Len Rechte geführt wird, sie ist die Fortführung der Politik der 
religiösen und nationalen Diskriminicrung. Das Ziel der s.::hmut· 
zlgen Absichten dieser Bande ist es, die Völker des Iran und der 
\hrigen Golfregion militärisch, politisch und ökonomisch vom 
Imperialismus abhängig zu machen. Die Invasion dient in Wahrheit 
den Beteiligten an der Verschwörung von Camp David (Separat­
vertrag USA·!srael-Ägypten '10m September 1978; d. Red.), die die 
Aufmerksamkeit de r WeltöHentlichkeit von dem grundlegenden 
Problem, dem sich die arabische nationale Befreiungsbewegung 
gegeniibersieht, ablenken wollen. Dieses Problem besteht in der 
Befreiung arabischer Gebiete, die von den zionistischen Invasoren 
besetzt sind, in der Wiedererlangung der Rechte der Palästinenser, 

aufnahme unter Verzicht auf von der Gegcnseite offenbar 

unannehmbare Vorbedingungen. 
Es liegt auf der Hand, daß für die Regierung in Teheran eine 

Verhandlungsaufnahme schlechtcrdings unannehmbar sein 
muß, solange S. Hussein sie an die vorhcr ige offizielle An­

erkennung seiner Gebietsansprüche knüpft. Eine gerechte 
und dauerhafte Lösung aber erscheint ohne eine Rückkehr 
(oder Bereitschaft zur Rückkehr) der irakischen Invasoren 
auf die Ausgangspositionen des 22. September 1980, d.h. zu 
den von Bagdad zuvor einseitig gekündigten, 1975 vcrein· 
barten irakisch-iranische n Grenzverlauf (siehe UN-Redeaus­
zug des iranischen Premiers Rajai ), nicht denkbar. In dieser 
frage stimmen im übrigen die Vorschläge Algeriens, der 
PLO oder der Linkskräfte im Irak und Iran (siehe gemein­
same Erklärung der Tudeh·Partei und lrakischen KP) über· 
tin. 
Dem iranischen Premicrminister Rajai ist ;z;u;z;ustimmen, 
wenn er die heutige Argumentation S. Husseins, die bilate­
ra len Verträge von 1975 stellten eine Art territorialen Raub 
seitens des Iran dar, als haltlos zurückweist. Denn Präsident 

Saddam Hussein hatte, noch als Vizepräsident des Irak, die­
ses in Algier selbn vereinbarte Ve:rtragswerk damals als den 
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der Garamie ihrer Rückkehr in ihre Heimat und der Gewährung 
ihrer Rechte zur Gründung eines unabhängigen Nationalnaau. Die 
Bande Saddams hat mit der Invasion in den Iran dem US·lmperia­
Iismus einen großen Dienst erwiesen und versucht sich unter dem 
Vorwand, den ungehinderten Ölfluß zu garantieren, in der Region 
des Persisc::hen Golfes militärisch einzumiKhen und aus einer Reihe 
imperialistischer und reaktionärer Regimes und Kläfte, die den 
Frieden und die Sicherheit in dieser Region und in der gesamten 
Welt bedrohen, einen neuen Block zu formieren. 
In der Außenpolitik weidlt das Regime Saddarn Husseins von der 
Politik der Freundschaft und Zusammenarbeit mit den 50ziaJuti· 
schen Ländern und den wahren nat ionalen Befreiungsbewegungen 
ab und beginnt mit Marionettenregimes in der Region, wie Saudi 
Arabien, Jordanien, Marokko, Pakistan, Oman und Somalia zusam· 
menzuarbeiten. Seine Beteiligung an den verschiedenartigsten Sa· 
botageuntemehmen gegen die Widerstandsbewegung des palästinen· 
sichen Volkes, gegen die Standhaftigkeiufront, gegen Syrien, die 
Demokratisdle Republik Jemen, Afghanistan, Algerien, gegen die 
POLISARIO (Wesuahraouische Befreiungsfront; d. Red.) und 
gegen Äthiopien Ut ein häßlidies Beispiel dieser Außenpolitik. 

Bdde Parteien halten es rur wichtig, daß die: Streitpunkte friedlich 
und zum Vorteil der Bevölkerung beider Länder in ihrem vereinten 
Kampf gegen Imperialismus, Zionismus und Reaktion, auf dem 
Wege des Fortschritts gdiHt werden. 
Das Zentralkomitee (ZK) der lrakis.::hen Kommunistischen Partei 
~rurteilt aufs schärfste die Invasion und die Verschwörung von 
seiten des Saddam-Regimes und seiner Helfer gegen die iranis.::he 
Revolution und die IslamisdIe Republik Iran. Es erklärt seine So. 
lidarität mit dem Kampf des iranischen Volkes gegen den Imperia· 
!ismus, mit dem US-Impcrialumus an der Spitzc, und vor allem 
gegen die Invasion der Söldner Saddam Hussdns und fordert die 
sofortige Beendigung des Krieges gegen die Islamuche Republik 
Iran und der Venchwörung gegen die iranische Revolution. Es for­
dert weiterhin den Rücbug der irakischen Invasionnruppen hinter 
die gesetdiche Gren;z;e beidcr Länder und die Verpßichtung des 
irak ischen Staates, jede Sabotagc:aktion und Ve~hwörung gegen 
die iranische Revolution und ebenso die Untentützung der Irani· 
s.::hen Konterrevolulion;z;u unterlassen! 
Das ZK der Tudeh-Partei des Iran erklärt dn weiteres Mal seine 
Solidarität mit dem antiimpcrialistis.::hen und antidiktatorischen 
Widerstand der irakischen Bcvölkerung und der Kommunisten. Es 
wÜßs.::ht dem irakischen Volk für :;einen heldenhaften Kampf rur 
den Sturz der Diktatur und rur die Errichtung einer demokrati· 
schen Herrschaft Sieg und Erfolg! 
Das ZK der Irakisehen Kommuniuis.::hen Partei und das ZK der 
Tudeh·Par tei des Irans. 
(Quelle: Name Mardom, Teheran, Nr. 362/21.10.1980) 

nationalen Interessen des Irak voll entsprechendes Ab­
kommen verteidigt. Weder die plötdich von Bagdad nach 
dem Sturz des Schah-Regimes angemeldeten Gcbietsanspru­
che, noch der Griff ;z;um Mittel des Eroberungskrieges an­

stelle von Verhandlungen sind irgend wie ;z;u rechtfertigen. 
Insofern trifrt das irakische Hussein-Regime die volle Last 
der Verantwortung für den KriegsaU5bruch und seine fo l­

gen. 

Andererseits ist die Position der iranischen führung insofern 
fraglkh. wenn sic skh - wie M.A. Rajai vor der UNO -
kategorisch darauf festlegt, nur eine "Zerschlagung und Be· 
strafung des Aggressors" sei gangbar, d.h. doch, frühe stens 
dann verhandlungsbereit zu sein, wenn der letue irakische 
Soldat bereits von iranischem Territorium vertrieben i5t. 8 

Gibt es nicht zahlreiche historische Beispiele daftir, daß 

Regierungen zur Sicherung d er Oberlebensfähigkeit revolu­
tionärer Pro;z;esse in bedrohlichen Situationen längst vor 

dem Erreichen ihres Befrciungszieles Verhandlungen oder 
Kompromißlös ungen (Sowjetregierung 1918, Vie tnam 1954 
usw.) mit Aggressionsmäc::hten eingegangen sind? Erleich­
tert diese Haltung Teherans es nicht S. Hussein auf unnötige 



Erklärung der Volksfedajin(Mehrheit) 
zum Krieg Irak-Iran 

Die Gueri/laorgamsarion der Vo/ksfedajin/rans machte erstmals am 
8. Februar /971 mit ihrem militärischen Angriff auf eine Gendar. 
merieftation in Siakhal, nördlich von Teheran, VOn sich reden. Die 
bekannte GriindtTorganisation der Vo/Jufedajin unter Bijan Jazani, 
Ali Akbar Safayi Farahani, Mohammad Ashtiani, Masaud Ahmad· 
zadeh und Hamid Ashraf wurde VQn der Terrorpolitik des Schah· 
Regimes völlig tlufgerieben. Die Slrluegie und Widerstandsfähigkeit 
der Fedajin unler dem Schtlh·Regime war der Stadtgv.erillilAampf, 
den sie lateiTUJmeriJr.anischen Konzeptionen entlehnten. 
Die Fedtljin spielten während des Valknlufstandes im Februar 1979 
eine nicht unbedeutende Rolle, vor allem bei deuen militärischer 
Organisief'1<ng. Seither ist die Entwicklung der Fedajin von Rich· 
tungskömpfen und Abspaltungen gekennzeichnet. Hierbei ging es 
im wesentlichen um die Einschiit:ung des ChargkttTS der iranischen 
Revolution, der antiimperialistischen Krafte des Landes, im besan· 
deren um die Rolle dtT revolutiomiren iswmischen Strömung unter 
Führung oon Imam Khomeini. 
Anfang 1980 114m es schliejJlich :ur Spaltung in zwei Fraktionen, 
Fedajin (Minderheit) und Fedajin (Mehrheit). Während die Minder· 
heit·Gruppe die Einheit alltT antiimperialistischen Kriifte ablehnt 
und die anliimperialistisch·religiösen Kräfte tlls redtioniir, klei."!· 
bürgtT/ich und theokratisch denunziert, unterstüt:1 die Mehrheit· 
Gruppe dtT Fedajin die untiimperialistische Linie Khomeinis. Und 
sie orientiert - wus angesichts der irakisehen AggreJsion besonders 
bedeut5IJm tTscheint - auf das gemeinsame Handeln von Marxisten 
und antiimperiafistisch·islamischen Kroften :ur Verteidigung der 
iranischen Revolution. 

Mit der Aggressionsfortset1:ung des irakischen Regimes gegen die 
iranische Revolution versuchen alle reaktionären Kräfte in der Re· 
gion den gerechten Kampf und die heldenhafte Verteidigung uno 
seres Volkes gegen den US·lmperialismus und gegen das memchen· 
feindliche "Saddam Hussein"·Regime als einen nationalistischen, 

Weise, sich international als die verhandlungswillige und 
friedensbereite Seite (unter Beibehaltung seiner territorialen 
Vorbedingungen allerdings) feil1:ubieten und damit einer 
weltweiten Isolierung 1:U entgehen? Und könnte eine solche 
prinzipielle Verhandlungsbereitschaft Teherans nicht da1:u 
beitragen, daß die vom imperialistischen Aufmarsch und 
Interventionismus ausgehende Eskalat ionsgefahr noch effek· 
tiver zurückgedrängt werden könnte? 

Kriegsziel Nr. 1: " Kh omeini loswerden " 

Es muß freilich ungeachtet dessen in Rechnung gestell t wer· 
den, daß die Ausgangslage beider Konfliktparteien grund· 
verschieden ist. Während der Iran sich seit dem 22. Septem­
ber 1980 in einem gerechten nationalen Verteidigungskrieg 
mit dem bis dato vorherrschenden Kriegs1:ie1 der Befreiung 
des okkupierten iranischen Terri toriums befindet, steht das 
auf Positionen der bürokratisch·parasitären Bourgeoisie 
übergegangene Hussein.Regime (siehe zum Rechtsdrift im 
Irak Al B 7·8/1980, S. 25.28) in e inem ungerechten Aggres· 

chauvinistischen Krieg zwischen den Völkern des Iran und des Irak 
zu denunzieren. 
Die Völker des Irak stehen als Verbündete im Kampf der Werktäti· 
gen und aUer foru<:hrittl i<:hen, revolutionären Kräfte urueres Vol· 
kes gegen ,den US·lmperialismus und das reaktionäre "Saddam 
Husscin"·Regime an unserer Seite. UnilCre Werktätigen verfolgen in 
ihrem gerechten Kampf gegen das irakische Regime und rur die 
heldenhafte Verteidigung der iranischen Souveränität nicht die 
Ziele der Vernichtung von irak ischen Werktätigen, sondern sie fo r· 
dem in dieiICm Kampf die Vereinigung der Werktätigen und der 
fortschrittlichen Kräfte beider Länder. 
Der US·lmperialismus und alle reaktionären Regimes in der Region 
vef$uchen den Kampf unseres Volkes gegen den irakischen Aggres· 
sionskrieg als einen Krieg zwischen den Persern und Arabern oder 
zwischen den Schiiten und Sunniten usw. darzustellen. Feindschaft 
und Rachsucht werden zwischen den Menschen beider Länder 
durch den US·lmperialismus heraufbeschworen. Alle bewußten 
MenllChen, alle fortschrittlichen Kräfte unserei Landes und alle 
Werktätigen und fortschrittlichen Kräfte im Irak müssen jedes 
Komplott des Imperialismus, das nur die Feindschaft zwis<:hen den 
beiden Ländern verfolgt, enthüllen. 
Ab Vergeltung rur das Bombardieren der iranischen Städte das 
gieiche im Irak zu tun, ist entgegen allen Bemühungen der Werk· 
tätigen beider im Kampf gegen den US·lmperialismus und gegen 
das mens<:henfeindHche, verbrecherische "Saddam Hussein"· 
Regime. Wenn in diesem Krieg die Städte und die Zivilbevölkerung 
des Irak durch iranische Streitkräfte unter Beschuß genommen 
würden, wird diese Tat ohne Zweifel dem Imperialismus und dem 
menKhenfeindlichen "Saddam Husscin"·Regime die beste Gelegen· 
heit rur die Propagandamaschinerie liefern. So können der Imperia· 
lismus und das "Saddam Hussein"·Regime sieh besser gegen die 
iranische Revolution, gegen die Annäherung und Vereinigung der 
Werktätigen beider Länder ausrüsten. 5<>1ch eine Maßnahme wird 
zugunsten des Imperialismus und zum Nachteil der Revolution im 
Iran und Irak und der Vereinigung der Werktätigen in der Region 
sein. Wir teikn nun mit Entschlossenheit mit, daß jede Anstren· 
gung für du Bombardieren der irakischen Wohngebiete und die 
Wiederholung der Taten, die das irakische Regime begeht, gegen die 
Revolution und gegen die Ziele der Werktätigen im Iran ist. Der 
OIarakter des gerechten Kampfes unseres Volket fordert, daß wir 
in unserem Kampf stets bestrebt sind, uns den Werktätigen im Irak 
anzunähern. 
Ohne Zweifel fordert das revolutionäre, kampfbereite Militärper­
sonal auch wie die bewußten Menschen und die fortschrittlichen 
Kräfte im han die Vereinigung zwis<:hen den Menschen dei Iran 
und des Irak. Wir sind gegen jegliche Anstrengung, die versu<:ht, 
diese Vereinigung nicln zustande kommen :tu lassen. 
(Quelle: Car, Teheran, Nr. 78/24.9.1980) 

. sionskrieg mit Gebiets- u nd regionalen Führungsansprüchen, 
also mit expansionistis<:h.hegemonistis<:hen Kriegszielen. 
Diesen faktischen Eroberungskrieg brach Bagdad 1:udem ge· 
rade dann vom Zaum, als sich die iranische Revolution -
ohnehin höchst widersprüchlich, mit einer labilen Mach tver· 

teilung zwischen kleinbürgerlichen Führungskräften um die 
Republikanische Islamische Partei und der Gruppierung um 

Präsident Bani·Sadr, die liberalbourgeoise Interessen artiku· 
Iiert (siehe Analyse E. Rouleuas in diesem Heft) - einer 
existentiell bedrohlkhen Boykott· und l ntervenlionspolitik 
seitens der imperialistischen Führungsmacht USA gegen· 
ooersah. 

Trotz der Tatsa<:he, daß Bagdad weiler antiamerikanische 
Verbalradikalismen ausstreut und die Garter·Administration 
seil Oktober 1980 Umarmungsgesten gen Teheran richtete 
(mehr Konussionsbereitschaft in der Geisclaffäre und Be· 
zeichung des Irak als " Invasor"g), iSI doch die vorrangige 
Inleressengemeinsamkeit zwischen dem Irak un d den USA 
eindeutig. Sie besteht in dem beiderseits übergeordneten 
Ziel "Khomeini loszuwerden" U. Carter), d.h. den irani· 
schen Revol u tionsprozeß ab1:uwürgen und ein un terwürfiges 
Regime zu reinstallieren. 
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Eine Reihe von Indi1;ien verweisen darauf, daß das Husscin­
Regime bei seinem Überall auf den Iran von den USA nicht 
nur indirekt ermuntert wurde, sondern daß es in bestimm-
ten Fragen ungeachtet des Nichlbe5lehem diplomatis<:her 
Beziehungen offenbar ein abgestimmtes Vorgehen gege-
ben hat. 

So stattcte Z. Bn:uinki, Präsident Carters Sicherheitsberater 
und Einsau;leiter des "unerklärten Krieges" gegen Afghani-
51an 10 , im Frühjahr 1980 dem Hwsein-Regime im Irak ei­
nen diskreten Besuch ab. So widerrlihrt den Zehntawenden 
schahtreuen Exiliranem von beiden Seiten intensive mate­
riell-militärische Unterstützung, während sie sich im Irak, 
anderen Golfstaaten und Ägypten auf die Stunde X ihrer 
"Rüekkehr" vorbereiten. An ihrer Spitze finden sich mit 
Expremier Schpour Bakhtiar und dem kaiser lischen General 
Gholam A. Oveissi überdies honorige Figuren, die ihren 
Reiseverkehr 1;wischen Bagdad·Washington-Paris ausgerech­
net in der Zeit unm ittelbar vor dem 22. September 1980 
intensivierten. Zufall? 
Zwischen den Regierungen im Irak und den USA kurs ieren 
ferner Pläne für die Bildung einer Gegenregierung für Khuzi­
stan und eventuell auch Iranisch·Kurdistan, die zunächst 
einmal einen "Freien Iran" ausrufen könnte, um von daher 
auf die schließliche Errichtung eines neokolonialistischen 
Regimes im gesamten Iran hin1;uarbeiten.ll Andere Um­
slun:spekulanten setzen zudem auf die Möglichkeit der Ein· 
beziehung der liberalbourgeoisen Führungsgruppe um Prä­
sident A. Bani-Sadr und der iranischen Anneespitze. die 
heide u.U. aus dem Krieg gcstärkt hervorgehen könnten. 
Welche dieser Varianten auch immer stechen mag. sie bauen 
al le darauf, daß der irakische Angriffskrieg einem neokolo­
nialistischen Regime in Teheran zur Macht verhelfen möge. 
Die irak.ische tlussein·Diktatur spielt damit - unter Verfol· 
gung eigener chauvinistischer Zide und als Zeichen ihrer 
weiteren Annäherung an die Westmächte, spe1;iell an Frank· 
reiCh und die USA - den ErfWlungsgehilfen des Imperia­
Lism us am Golf. 
Ob Saddam Hussein lel1;tlich neben den USA, hrael und den 
Golfdynastien zu den eigentlichen Nutznießern dieses 
Kriegsabenteuers gerechnet werden wird, erscheint indessen 
fragl iCh. Der .. strahlende Sieger" der Septembertage S. Hus­
sein stößt im eigenen Volk offenbar auf zunehmende Abnei· 
gung und sicht sich nun erstmals einer brei ten antidiktatori· 
sehen Oppositionsfront gegenübe~, die sich am 12. Novem· 
ber 1980 formierte. Die Palriotische Nationale Demokrati· 
s<:he Front des Irak (PNDF) reicht von der Irakischen KP 
über Teile der Baath·Partci und die Kurdische Patriotische 
Union bis hin %U den Unabhängigen Demokraten. Und die 
Front hat sich an Kern1;ielen u.a. den Sturz des Diktaturre­
gimes sowie die Wiederherstellung demokratis<:her Frei· 
heiten im Irak und solidarischer Beziehungen zum Iran ge­
stellt. 12 

Anmerkungen: 
I) Monday Moming, Be,rut, 20.10.1980 
2) So z..B. AI ThIU~, Bagdad, 17.10.1980 und Bagdad Obscrver, 

Bagdad,22.10.1980 
5) L'Eeonomiu du tieri monde, Paris, Nr . .52fNovembcr 1980 und 

International Iierald Tribune (IHT), Zürich, S.II.1980 
4) Siehe AlB 10/ 1980, S. 4ff. 
S) Zit. nach: Time, New Vork, 8.12.1980 und Baghdad Ob!lleNer, 

22.10.1980 
6) The Middle [au (ME), London, Oktober 1980, S. 12 
7) Siehe aUfführlidl: AlB 7·8/1980, S. 4ff. 
8) Vgl. l ran Echo, Bonn Nr. 19/1980, S. 15 
9) Zit. nach: IIIT, 21.10. und 21.11. 1980 

10) Siehe AlB 7·8{1980, S. W. 
11) Vgl. Counter Spy, Washington,Jg. S, Nr. I{ November 1980 -

Januar 1981, S. 22 ff. und Name Mardom, Teheran, Nr. 3631 
S.II.1980 

12) Al Thau~, Damaskus, 13.11.1980. Eine Dokl1nlentierung des 
PNDF-Gründungsmanifeltes folgt in AlB 2 oder 3/ 1981 
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Vorankündigung 

AIB-Sonderheft 1/1981 
zur Berliner Konferenz 

Arbeiter- und Befreiungs­
bewegung im antiimperia­

listischen Kampf 
Materialie n einer Internationalen Wissenschaftlichen 
Konferenz vom 20. bis 24. Oktober 1980 in Berlin 

E"klusiv rur die Bundeucpublik DeutKhland veröffentlicht das 
AlB in Kinem Anfang Februar em:heinc:nden Sonderndt 1/ 1981 
die wichtignen Reden, Diskussionsbeitrlige und Ergebnisse: der 
Internationalen WisKnschaftlichen Konferenz, die vOrn 20. bis 
24. Oktober 1980 unter dem Motto "Der gemeinsame Kampf der 
Arbeiterbewegung und der nationalen Befreiungsbewegung gegen 
Imperialismus, für sozillien fortsChritt" in Berlin tagte_ 
In AUlwertung dieser bislang breitesten Konfereru. ihrer Art 
bietet dal Sonderndt 
• einen nahezu vollständigen Überblick über den fortgeschritten­

uen Teil der nationalen Befreiungsbewegung, die Standpunkte 
vOn BefreiungIOrganisationen, re\'Olutionlirdemok~t ischen, 
IOzialiuischen und kommunistischen Paneien Afrikas, Asien, 
und Lateinamerikas; 

• die Positionen bedeulender Politiker der revolutionären Arbei­
terbe .... egung kapitalistischer und sozialistischer Länder zu den 
Grundfngc:n dn antiimperialillischen Kampfes heute; 

• Analysen intemational anerkannter Experten zur RoUe der 
internationalen Konzerne, zur aktuellen weltpolitischen Kri· 
Jenentwicklung und :turn Olarakter der Baiehungen des kapi­
talinischen und Jo:tia.listischen Lagers zur Dritten Welt. 

Einzelpreis (ca. 70 Seiten) 4,50 D~i, zuzüglich Porto; bei Ab· 
nahme von 10 und mehr E"emplaren 53~ Ermä6igung. 
Bille bc:igeheftete Bellellkarte benutzen! 
Sonderhdt 1/1981 in nicht im normalen Abonnement enthalten! 



Arabi:scher Volkskongreß 

NATO-Au'fmarsch am Golf 
Im Zuge seines Wahlkampfes sagte Präsident Carter in einem 
Interview am 15. Oktober 1980, daß die Vereinigten 
Staaten fest entschlossen seien, die Straße von Hormuz "mit 
allen notwendigen Miudn" frei zu hallen. Er fügtt! hinzu: 
"Wir haben eine große Seestreitmacht mit gcl!ignclcn 
Kampfflugzeugen dort, um d ieses Ziel zu erreichen .. " Präsi· 
dent earler bestätigte, daß die amerikanischen Strc,itkräfte 
in Zukunft ausreichen würden, um ihre Verpnichtungen im 
Golf zu erfüllen. 
Am folgenden Tag, dem 16. Oktober 1980, schlrieb die 
Washington Post, daß die Vereinigten Staaten und ihre 
Hauptalliierten in der Golfregion und der Straße von HOT­
muz heimlich eine Seeslrcitmacht zusammengezogen hätten, 
die mehr als 60 Schiffseinheiten umfasse. ( ... ) Sie schrieb 
weiter, daß Frankreich, Großbritannien und Australien 
kürzlich etwa 32 Schiffe entsandt hätten, um die ~lmerika­
nische Flotte im Indischen Ozean zu verstärken, einge­
schlossen 3 Flug'i:eugträger und 6 U-Boot-Jäger. ( ... ) 

Westliche Streitmacht am Golf - die größte ... 

Am gleichen Tag ließ ein gut informierter Beamter des Ver­
teidigungsministeriums verlauten: "Wir haben dort eine 
ausgezeiehnete Streitmacht, und im Falle eines inmischen 
Angriffs auf westliche Schiffe in der Straße von Hormuz 
stehen die amerikanischen Flugxeugträger 'Eisenhower' und 
'Midway' bereit, etwa 170 Kampfflugzeuge aufstdgen zu 
lassen, darunter mehrere Mehrzweckkampfflugzeuge (Typ 
F-14 Tomcat) und taktische Kampfflugzeuge (Typ A-7 
Corsair 2), "1 
Der amerikanische Verteidigungsminister (Harold Bl"own; d. 
Red.) machte begleitende AusfUhrungen über die Dkhte der 
amerikanischen Militärpräsenz in der Region und b.eschrieb 
diese Seestreitmacht mit den Worten: "Es ist die machtvoll­
ste Schiffszusammenballung, eingeschlossen die See-Luft­
streitmacht, die es in dieser Region jemals gab_ Wir verfUgen 
über ein Potential, das größer ist als das aller Ländt:r dieser 
Region zu~ammengenommen_" 
Als Folge des irakisch-iranischen Krieges gehörte zu den in 

das Arabische Meer entsandten amerikanischen Marine­
Verstärkungen der Kreuzer "Leahy"2 , der die Straße von 
Hormu:t passierte und mit Lenkraketen (Boden-Boden und 
Boden-Luft) ausgerüstet ist. Er verfUgt darüber hinaus über 
eine sehr weit entwickelte elektronische Ausrüstung, die 
einen ununterbrochenen Kontakt zu den 4 Frühwamflug­
zeugen vom Typ Boeing A-3A Sentry erlaubt. 

Bis Mitte Oktober J 980 umfaßten d ie von Großbritannien 
zum Golf von Oman enuandten Marineverstärkungen den 
Zerstörer "Covcntry" und die Fregatte "Alacrity".3 Zuvor 
lieferten die USA an Saudi Arabien auf dessen Wunsch 4 
niegende Warn- und Kontroll-Stationen (AWACS),4 über 
die schon eher, und zwar am 30. September 1980, gespro­
chen worden war. Zu ihrer Bedienung wurden sie von meh­
reren Hundert Militärtechnikern begleitet (offiziell 300; d. 
Red.), um ftir die sich im Arabischen Meer und im Indischen 
Ozean aufhaltenden US-Seestreitkräfte die Möglichkeit zu 
schaffen, Frühwarnungen über entfernte feindliche Flug­
zeuge zu erhalten und Operationen aus der Luft schnell und 
effektiv w kontrollieren, einschließlich der Oberwachung 
von Bewegungen zu Wasser, zu Lande und in der Luft im 
Süden des Iran und des Irak und sowjet ischer Luft- und 
Seebewegungen in dieser Region. 

Letztlich wird das den Einsatz der zu der vorgenannten See­
streitmacht gehörenden als auch der auf ägyptischem Boden 
stationierten Schnellen Eingreifuuppe" erleichtern. 
Außerdem entsandten sic eine mobile Bodenradarstation 
nach Saudi Arabien, um den Luftraum Hunderte von Kilo­
metern im Umkreis kontrollieren zu können. Dazu 
schickten sie etwa 100 Techniker und Flugpersonal zu ihrer 
Bedienung. Weitere 96 kamen vom Luftwaffenstützpunkt 
Aglin in Florida, um wie es die amerikanischen Experten 
ausdrückten die saudische Luftabwehr zu verstärken, und 
um tatsächlich in erster Linie die Möglichkeiten der ameri­
kanischen Luftwaffe zu erwei tern. 
Von diesem Flugzeugtyp wurden zwei zuvor schon einmal 
in Saudi Arabien, während des Zeitraums vom 9. Män 1979 
bis zum 21. März 1979, eingesetzt. Damals hieß es, sie be­
fanden sich zu einem Ob ungseinsatz in Saudi Arabien. 
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Aus Pentagon.Quellen verlautete jedoch zum gleichen Zeit· 
punkt, daß Flugzeuge in saudischem Luftraum fliegen 
würden, um militärische Operationen an der Gre:nze zwi· 
schen Nord- und Südjemen zu beobachten. 
Danach kamen sie nach Ägypten. Zwei Flugzeuge dieses 
Typs wurden zum Luftwaffenstützpunkt Quena ,~ntsandt, 
von Ja,\uar bis Anfang Mär:t 1980. Sie absolvierten mehrere 
Flüge in die Golfregion und zum Indischen Ol~ean. Sie 
ruhrten dort mit den amerikanischen Marine· und Luftwaf· 
feneinheiten abgestimmte Ubungen durch. Diel;e S tütz· 
punkte wurden nach der Afghanistankrise seitens der USA 
zu einem massiven Aufmarsch in dieser Region bel1lutzt und 
großzügig ausgebaut. 
Die Anwesenheit VOll vier Flugzeugen dieses Typs in Saudi 
Arabien versetzt dic USA in die Lage, rund um die Uhr eine 
vollständ ige Luftaufklärung in der Golfregion zu betreiben 
(ein Flugzeug kann ohne aufzutanken mindeSI,:ns 5·11 
Stunden in der Luft bleiben). Darüber hinaus ermöglichen 
sie es der amerikanischen Luftwaffe, schnell und effektiv 
alle Arten von Luftoperationen durchzufUhren, seien sie 
offensiver oder defensiver Natur. 
Aus Quellen des amerikanischen Vertcidigungsministeriums 
verlautete am 11. Oktober 1980, daß zwei KC· UI5. Flug' 
zeuge nach Saudi Arabien entsandt würden, um die: erwähn· 
ten Flugzeuge (und andere) in der Luft auftanken, zu kön· 
nen mit dem Ziel, die Fähigkeit der AWACS, in Notlagen zu 
operieren, zu erweitern. 

. In der Zwischenzeit gab der ägyptische Vertcidig\lngsmini­
ster am 17. Oktober 1980 bekannt, daß sich die 1:JSA ent· 
schlossen hätten, 1400 Mann und zwölf A·7 K;:Lmpfflug· 
zeuge zu einem "gemeinsamen Manöver" mit dein ägypti· 
sehen Streitkräften, beginnend am 13. November 1980, 
nach Ägypten zu schicken. Berichte über eine übung im 
ägyptischen Stützpunkt Ras Banas an der Südküste des 
Roten Meeres wurden vom US·Außenministerium am 10. 
Oktober 1980 dementiert, nachdem die New YOTk Times 
schon darüber berichtet hatte. Im Zusammenhana mit ge· 
meinsamen amerikanisch·arabischen übungen ist bemer· 
kenswert, daß die Ägyptische Zeitung October Magazine in 
ihrer Ausgabe vom 2. Februar 1980 Berichte tiber ein ge· 
meinsames ägyptisch·amerikanisches LuftmanÖI'er über 
Saudi Arabien bestätigte. Sie berichtete, daß AWACS· 
flugzeuge mit Wissen und Zustimmung Saudi· Arabiens da· 
ran teilnahmen, das den Bericht zu dieser Zeit aJs gegen­
standslos in form und Inhalt zurückgewiesen hatte. 
Ein Artikel von Jack Anderson in der Washington Post vom 
I. Oktober 1980 besagte, daß Präsident Carter dne "Ge· 
heime Anweisung Nt. 51" an amerikanisdie B·52 Bomber 
erlassen hätte, 19 Atombomben zum Indischen Ozean zu 
transponieren, um sie für den Fall des Einsatzes von Kern· 
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waffen als Teil einer Strategie des "begrenzten nuklearen 
Schlages" bereit zu halten. 
Der US·Präsident hatte zwei Monate vorher mögliche mili· 
tärische Operationen im Mittleren Osten gutgeheißen. Es ist 
hinreichend bekannt, daß die USA Flugl.euglandeplätze auf 
dem Stützpunkt Diego Garcia hergerichtet halten (3700 km 
vom Golf entfernt). Er war in den Zustand versetzt worden, 
B·52 Bomber aufzunehmen, die tiber dem Indischen Ozean 
Wld dem Arabischen Meer patrouIlieren, wobei Australien 
als Ausweichbasis gilt. 
In Wirklichkeit ist der massive amerikanische Aufmarsch im 
Arabischen Meer, dem Golf in Saudi Arabien und Ägypten 
nicht eine bloße Folgeerscheinung des ktirzlich ausgebro· 
chenen Krieges zwischen Irak und Iran, wenn auch die 
Feindseligkeiten als Vorwand rur die Beschleunigung und 
eindeutige Bekräftigung des Aufmarsches als Vorspiel zu 
militärischer und politischer Intervention und Vorherrschaft 
in der Region benut;r;t wurden. 
Der Aufmarsch kann bis zum Jahresbeginn 1978 zurück· 
verfolgt werden, wenn man "Sadal5 Initiative" (seine Jeru· 
salem·Reise Ende 1977; d. Red.) nachgeht, die den Weg für 
den Ausgleich mit Israel ebenete. Am 21. Februar 1980 
sagte der amerikanische Verteidigungsminister Harold 
Brown, daß die USA in der Konzentration ihrer Interessen 
auf den Nahen und Mittleren Osten den Bereich des Ara· 
bisch-Israelischen Konflikts überschritten hätten. In der 
Planung sei eine Streitmacht von mehr als drei Bataillonen, 
bereit zum schnellen Eingreifen für den Fall, daß irgendein 
Problem in der Regioll entstehen sollte. 

Schritte zur Schnellen Eingreif truppe 

Für die USA entspräche der Stellenwert der Sicherheit der 
ölproduzierenden Regionen des Nahen und Mittleren Ostens 
und des Golfs dem der Sicherheit der NATO. Die Region als 
größter Olexporteur der Weh und die USA wollten die 
Olproduktion und .verschiffung zu den Verbraucherländern 
ohne die Interventioll feindlich gesinnter Staaten garan· 
tieren. 
Er erklärte, daß das Pentagon Pläne für eine bewaffnete 
Invasion der Golfregion vorbereitet hätten, falls die Ohrans· 
porte von dort nach den USA unterbrochen würden. Am 
darauf folgenden Tag sagte ein amerikanischer Militär· 
sprecher, daß vier Kriegsschiffe der VII. Flotte (Stationie. 
rungsort Ostasien; d. Red.) kürzlich Kurs auf den Indischen 
Ozean und das Arabische Meer genommen hätten, um sich 
der "Mitlelmeerstreitmacht" anzuschließen, die seit 1949 
ununterbrochen dort stationiert ist. Ihr Hauptstützpunkt ist 
der Hafen Al Jufier in Bahrain. Der Verband umfaßte ein 
Schleppschiff, einen Zerstörer und zwei Fregatten. Seit 
Mitte 1977 benutzten sie teilweise Aljufier. 
Mit der steigenden revolutionären Flutwelle im Iran ver· 
mehrten die USA ihre Militärstreitmacht in der Region 
durch die Entsendung einer Schwadron von 12 F. 15·Kampf­
flugzeugen nach Saudi Arabien (Mitte Januar 1979). 
Nach dem Sturz des Schah-Regimes am 11. Februar 1979 
schickten die USA einen Zerstörer und zwei Fregatten der 
VI. US·Flotte (Stationierungsort Mine1meer; d. Red. ) zum 
Indischen Ozean und zum Arabischen Meer. Das war am 1. 
Män; 1979. Dem folg te die Verlegung des Flugzeugträgers 
"Constellation" und einer Anzahl Begleitschiffe in die glei· 
che Region am 6. März 1979. Diese See/Luftstreitmacht 
wurde, wie schon erwähnt, durch die Verlegung von zwei 
AWACS.Flugzeugen nach Saudi Arabien Olm 9. März 1979 
verstärkt. 
Nach der Krise um die amerikanischen Geiseln, die seit dem 
4. November 1979 in der US·BolSchaft in Teheran fe5lge­
halten wurden, intensivierten die USA ihren militärischen 



Aufmarsch in der Region quantitativ und qualitativ. Sie 
schickten die beiden Flugzeugträger "Midway" und "Kitty 
Hawk", eskortiert von einer Anzahl Begleitschiffen, zum 
Golf (die "Constellation" wurde vorher zurückgezogen). 
Die Anzahl der amerikanischen Kriegsschiffe im Golf stieg 
im Dezember des gleichen Jahres an und erreichte zum Ende 
dieses Monats 21 Schiffe verschiedener Typen. Die ameri ka­
nischen ~filitärbewegungen (mit Ausnahme der nach Saudi 
Arabien en!Sandten Kampf- und AWACS-Flugzeuge) sind in 
der Sprache der Strategie als "Kanonenboot-Diplomatie" 
bekannt, bestimmt zur Einschüchterung von Völkern und 
Staaten, die sich der imperialistischen Vorherrschaft in der 
Region widersetzen_ (_ .. ) 

So begannen die USA, Landstreitkräfte aufzubauen, die auf 
dem Luftwege lTansportiert wurden, um Landziele in 
Ländern der Region angreifen und besetzcn zu können -
Streitkräfte, die sie " Schnelle Eingreiftruppc" nannten. Der 
erste Schritt, der dazu notwendig war, war die SichersteI­
lung von Land-, Luft- und Seestützpunkten, die zu einer 
schnellen und effektiven Intervention durch diese Streit­
kräfte nötig waren. 
Deshalb schickte die US-Regierung am 16.12.1979 (mehr als 
zehn Tage vor dem Ausbruch der sog. Afghanistan-Krise), 
eine politische Gesandtschaft in verschiedene Länder der 
Region, um die Möglichkeit des Erhalts der vorgenannten 
Stützpunkte und Einrichtungen zu prüfen. Sie erhielt er­
mutigende Antworten von Somalia, Kenia, Oman und 
Ägypten, das - wie Sadat am 29.12.1979 feststellte - seine 
Bereitschaft erklärte, den amerikanischen Streitkräften 
Möglichkeiten zur Luft, zu Wasser und zu Lande anzubie­
ten, falls die USA einen solchen Wunsch äußern sollten, um 
im Iran zur Rettung der Geiseln zu intervenieren. 
In der Tat waren bereits Arbeiten im Gange, mehrere ägyp­
tische Stützpunkte für Luft-, See- und Landstreitkräfte der 
USA vorzubereiten, die besonders den Luftwafrenstütz­
punkt Quena und die Marinebasis "Ras Banas" zusätzlich 
zum Luftwaffenstülzpunkt "West Kairo" in Anspruch 
nehmen sollten. Unter dem Schlagwort des "Aufhaltens der 
schleichenden sowjet ischen Bedrohung in Afghanistan" ver­
stärkte sich der Aufmarsch von Marine- und Luftstreitkräf­
ten aus den USA, Frankreich und Großbritannien am Ara­
bischen Meer, So ist die Gefahr einer schnellen militärischen 

Intervention am Golf und in den Ländern des Mittleren 
Ostens angewachsen. 
Darüber hinaus proklamierte Präsident Carter am 23.1.1980 
seine neue politische Strategie, die als "Carter-Doktrin" 
(siehe ausführlich AlB 3/1980, S. 4ff.; d. Red.) bekannt 
geworden ist. In ihr behauptet er, es sei notwendig die 
amerikanische Präsenz im Indischen Ozean zu verstärken 
sowie US·Stützpunkte und Einrichtungen in Nordostafrika 
und der Golfregion zu erreichten, und sich darum zu bemü­
hen, ein gemeinsames Rezept für die Verteidigung von 
Ländern des Mittleren Ostens zu finden, wobei die bestehen­
den politischen und ideologischen Differenzen berücksich­
tigt werden sollten. ( ... ) 

Frankreich war eines der ersten Lllnder außerhalb der Re­
gion, mit dem die USA die Festigung der imperialistischen 
Militärrnacht im Indischen Ozean und im Arabischen Meer 
koordinierten, Es entsandte am 28.1.1980 drei Schiffsein­
heiten zur Verstärkung seiner dort bereits präsenten Marine­
streitmacht, wobei der Seehafen von Djibouti als einer ihrer 
Hauptstützpunkte Verwendung fand. Bald darauf folgte 
diesen Einheiten ein mit Lcnkraketen ausgerüsteter Kreuzer 
und dann der Flugzeugträger "Clemenceau", 5 Auch Austra­
lien erklärtc am 27.2.1980, daß es seinen einzigen Flugzeug. 
träger "Melbourne", 6 eskortiert von einigen Begleit­
schiffen. entsandt hätte, um die amerikanische Marine beim 
Schutz der Olrouten im Indischen Ozean zu unterstützen. 
Die USA fuhren damit fort, ihre militärische Präsenz im 
Arabischen Meer und im Indischen Ozean sowie in den 
neuen Militärstützpunkten von Diego Garcia, Masira, Ber· 
beta, Quena, Ras B;mas, West Kairo und Mombasa zu ver· 
stärken, eingedenk der Anwesenheit von zwei Flugzeugträ­
gergruppen, welche die minimale See- und Luftpräsenz dar­
stellt. Sie kann auf vier Flugzeugträgergruppen ausgeweitet 
werden, unter Berücksichtigung des periodischen Auswech­
selns der beiden vorher erwähnten Verbände. 
Diese Maßnahme wurde in der Folgezeit nach der geschei­
terten Operation zur Befreiung der amerikanischen Geiseln, 
die in der Na.cht vom 24. zum 25. April 1980 stattfand, 
durchgeführt. Wenn die beiden Flugzeugträger "Constella­
tion'· und "Eisenhower'· von jeweils sechs Kriegsschiffen 
zum Arabischen Meer begleitet wurden, um angeblich die 
beiden Flugzeugträger "Coral Sea" und "Nimitz'· und deren 
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Begleitschiffe (die sich seit Anfang 1980 in der Region auf­
hielten) zu ersetzen, w ie das Pentagon am 27.4.1980 erklär­
te - aber in Wirklichkeit b lieben die vier Flug-I.eugträger rur 
einen Zeitraum von nicht weniger als zwei Wochen don - , 
dann bedeutet das die gleich zeitige Präsen z vo n 340-350 
Kampfflugzeugen in der Nähe des Golfes. 
Diese Intensivierung der amerikanischen Marinestreitkräfte 
basierte auf einer Reduzierung des UmfangCli der amerika· 
nischen Flotten , die im Pazifik und anderen Meeren operie­
ren. All das wurde beglei te t von der HeranfUhrung einer 
Marineinfanteriedivision. Die i\'larinestreitm ac ht, die am 
18.3.1980 im Indischen Ozean anlangte, um faßte 1.800 
Soldaten, transportiert und begleitet von sechs Sch iffe n, die 
zusammen die Amphibisc he Division 31 bildeten. Die An­
wesenheit einer amphibischen Streitmacht is t eines der 
konstanten Elemente, die die amerikanische See- und Luft· 
präsenz in der Region ausm achen. 
Die Ausweitung des Stützpunktes Diego Garcia, die 1976 
begann, wurde zur gleichen Zeit beschleunigt, so daß seine 
Hauptstartbahn e ine Länge von 12.000 Fuß (3.657 m) er­
re ichen wird (wodurch sie d en entsprechenden Umfang für 
die Benutzung durch sch were Langstreckenfrachtflugzeuge 
sowie B-52 Bo mber erhalten wird). Die Pier d es Hafens 
wurde auf 550 Fuß (167 m) verlängert und das Hafen­
becken auf 45 Fuß (13,70 m) vertieft, um F[ugzeugträger 
au fnehm en zu können. Die Kapazität der Tanks für Flug. 
zeug- und Schiffsbrennstoff auf d em Stützpunkt erhÖhte 
sich auf 640.000 Barrels (1.017.600 Hektoliter). Ocr Kon­
grcß stelltc im Haushalt 198 1 weitere 175 Mio Dollar zur 
AusfUhrung weiterer Entwic klungsvorhaben für den genann­
ten Stützpunkt z ur Verrligung. Diese Summe stellt einen 
Teil des I-Mrd-Do llar-Budgets dar, das für diesen Zweck in 
den nächsten Jahren vorgesehen ist. 

All das wurde innerhalb des Rahmens zum Aulbau eines 
Sprungbrettes durchgeführt, das für den Einsatz der Sch nel­
len Eingrciftruppe benötigt wird. Sie s tützt sich auf eine 
Kette von S~ützpunklen , Einrichtungen und übungen die 
fertiggeSle llt bzw. durchgeführt wurden und in Ägypten, 
Somalia, Oman usw. noch in Vorbereitung sind. Es ist bc· 

Anmerkungen: 
I) Bekanntlich wiegt die "Ei!;Cnhower", cin mit Atomkraft betrie­

bener Flugzeugträger bei voller Bdadung 91,487 Tonnen. Ihre 
seemännische Besatzung besteht aus 3,300 1\1ann, ihr Flugper­
sonal aus 3,000 Mann (insgesamt 6,600 Mann). Sie ist neben 
Hubschraubern mit 90 Kampfflugzeugen bestückt. 
Oie "Midway" wird mit herkömmlichem Treibstoff betrieben 
und ihre Tonnage beträgt im beladenen Zustand 62.000 Tonnen. 
Ihre seemännische ßesatzung besteht aus 2.6U Mann und ihr 
Flugpersonal aus etwa 1.800 (insgesamt 4.4 15 Mann). Sie trägt 
neben den ftir verschiedene Dienste bestimmten HubKhrauhern 
75 Kampfflugzeuge. Es ist bekannt, daß die Luftstreitmacht eines 
amerikanischen Flugzeugträgers gewöhnlich aus 2 Schwadronen 
F-14 (eine Schwadron um faßt [2·18 Flugzcuge) sowie zwei 
Schwadronen A·7 Flugzeugen (eine Schwadron umfaßt 12·14 
Flug'.teuge) und ciner Schwadron Abfangjägern und Langstrecken· 
aufklärern A·6 Intruder (10-12 Flugzeuge) besteht, dazu U·Boot· 
Jäger C/A Viking (6-1 ° Flugzeuge), U-Boot·Abwchrhubschtauber 
vom Typ CH-3A King (6·8 Stück), 4 Oberwachungsflugzeuge vom 
Typ lA·6B Prowler, 3 A·5C Aufklärer und 4 fliegende Tanker 
vom Typ KI-6D. 

2) Ocr Kreuzer "Leahy" (7,800 Tonnen bei voller Beladung) mit 
einer Besatzung von 377 Mann iSI mit Oberflächen·Raketen vom 
Typ " Harpoon" ausgerüste t (mit einer Reichweite von 110 km). 
Dazu "Asroc"·Ami·U-Boat·Raketen, Boden-Luft-Raketen "Stan· 
dard" (Reichweite 56 km horizontal), nebst 2 "Flaw"·Luft· 
abwehrsystemen (22 mm, radargclenkt) mit einer Reichweite von 
2· 10 km . 

.!I) Der Zerstörer "Coventry" (4. 100 Tonnen vollbcladen) ist ausge­
rüstet mit 115 mm·Kanonen, Boden·Luft·Raketen vom Typ C 
Dart (mit einer horizontalen Reichweite von 30 km) und ist in 
der Lage, gegen Schiffe und gegen auf Schiffe gelenkte Raketen 
>:u operieren. Er besitz t daneben cinen Anti-U-Boot· llubschrau· 
ber und sechs U-Boot-Torpedos. Seine Mannschaft besteht aus 
268 Mann. 
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achtenswert, daß die Strategie der schnellen Intervention 
eine Summe von Faktoren beinhaltet , bestehend aus einer 
bestausgerüsteten, sich ständig in Spannungsherden aufhal­
tenden Marinestreitmach t (die Flugze ugträger, Begleitschiffe 
und Marineinfanterie ulllfaßt) und einem großen Reserve­
zcntrum in den Vereinigten Staaten seibst, und das zu 
sch nellen strategisehen Bewegungen in Ric htung auf die 
vorher genannten Regionen fähig ist (einschließlich Luft­
lande- und Seelandetruppen), 
Der Erfolg des Einsatzes sowohl von vorgeschobenen als 
auch zentlaien Reservekräften hängt ab von d er Bereitstel­
lung des nötigen Minimums an Versorgung und dem erfolg­
reichen Transport der Truppen von ih ren weitab gelegenen 
Stützpunkten zu den "heißen Gebieten" - auf dem Luft­
und Seeweg - und von Waffen und schwerem Gerät, die 
vorher in der Nähe d ieser Gebiete gelagert werden oder 
schnell auf dem Luft - und Seeweg zum Ziclpullkt gebracht 
werden. ( . .,) 

Gefahren: Interventionen, Kriege als Dauerzusland 

Dies alles verdeutlicht und unterstreicht den Umfallg der 
Gefahren, denen sich das Golfgebiet und die arabische Re­
gion im allgemeinen gegenubersieht und die auf die wach­
sende Präsenz des Imperiallsmus und seiner lokalen Ver­
bündeten auf militärischem Gebiet zurückzuruhren sind . 
Diese Gefahren ließen die Drohung einer andauernden und 
zunehmenden imperialistischen Vorh errschaft über dieses 
Geb iet mit seiner außerordentlich ho hen strategischen und 
wir tschaftlichen Bedeutung anwachsen. 
Mehr noch, sie ließen auch die Gefahr der AnzclIelung von 
lokalen un d weltweiten Kriegen anschwcllen, worur der 
irakisch- iranische Krieg das jüngste Beispiel ist, Sie könnten 
die Region, gemäß dem letzteren Gedanken, zu einem 
Schauplatz von strdtegischen oder taktischen Atomwaffen­
einsätzen machen. (. .. ) 
(Quelle: Internationale Konfcrenz zum Golf, Nikosia, Okto­
ber 1980, Dokument Nr. 10/7) 

Die f~g<llIe "Alacrily" (3.250 Tonnen vollbdadcn) ist ausge­
rüstet mit Boden-Boden·Raketen vom Typ "E:o;haust" (50 km 
Reiehweite), Boden-Luft-Raketen vom Typ Sea·Cat, besit>:t eine 
115 mm·Kanollc, einen Anti-U·Boot-Hubschrauber, 6 U-Boot­
Torpedos und hat eine Besatzung VOll 175 Mann, 

4) AWACS (Fliegendes Warn· und KontrolLsystem) ist eine mit 4 
Triebwerken ausgerüstete Bocing A-.!I Sentry (der Schub eines 
jeden Triebwerkes beträgt 9.525 kg). Sie ist ausgerüstet mit einem 
gewaltigen Radarsynem, einer auf dem Rumpf montierten An­
tenne, mit der Flugzeugbewegungen in jeder Richtung erfaBt 
werden können, einschließlich sehr niedrig flie gender Fluguuge. 
Sie leitet die Daten >:u einem Computer, der sie zum Befehlsstand 
im Flugzeug und >:1.1 Befehlsfländen am Boden durch ein ausg.:· 
feiltes elektronisches Verbindungssystem weiterleitet, 
Die Be~auung bcsteht aus 4 Mann und 13 Technikem. Das Flug· 
>:c:ug kann in einer Ilöhe von 9.000 m eine zusammenhängende 
Luftaufklärung ohne Rücksicht auf das Wetter (und mitten in 
elektronischen Störungen) betreiben, in einem Umk~is von 370 
km Radius bei niedrigfliegenden Zielen, und von ::.60 km Radius 
im Fall hochfliegender Ziele. A WACS kann 100 Flugzeuge durch 
\-erschiedene Luftoperationen dirigieren. 

5) Ein französi5cher Flugzeugträger, dessen Gelamt-Tonnage .!I2. 780 
Tonnen beträgt; beslÜclo mit 40 Jägem, daruner 2 Jäger­
Schwadroncn zum taktischen Begleiuehul>: vom Typ "Super 
Etendard" (10 Flugzeuge pro Schwadron), einer U-Boat·Jäger­
Schwadron vom Typ "B~guct Ali>:e" (10 Flug'.tcuge) und 4 
Hubschrauber (2 "Super Freion" und 2 Alouette 3). Seine !;Ce­
mälmische Besat>:ung besteht aus L .!I.!I8 Malln und !;Cin Flugper· 
sonal aus 984. 

6) Flugzeugträger, dessen Ge~am ltonnage 19.966 Tonnen erreieht; 
trägt 10 J äger des Typs "Skyhawk", 4 U-Boat·Jäger "C 20 
Tracker" und 5 Anti·U·Boat-Hubschrauber "Sting·Ray'" Seine 
seemännische Besat7.ung besteht aus 988 und sein Flugpersonal 
aus .!I4 7 Mann. 



Iran 

Eric Rouleau -Die islclmische Revolution 
ein We!g voller Fallen (1. Teil) 

Die iranische Revolution kann mit keiner anderen identifi­
ziert werden. Sie ist einzig in ihrer Art. Daher rührt auch die 
Schwierigkeit, ihre tägliche Entwicklung zu verstehen. 
Der Einfluß der schiitischen Geistlichkeit ist in ihrer Ge­
schichte und Ideologie begründet. Scü dem Verschwinden 
des 12. Imam im 9. Jahrhundert unserer Zeit wurd,~ von ihr 
keine politische Macht als legi tim oder gerecht anerkannt. 
Die Gerechtigkeit in der islamischen Gemeinschafl .... ird erst 
nach Beendigung der "Großen Fins ternis" wiederht:rgestdlt 
werden, nach der Wiederkehr des verborgenen Imam. Und 
als die Ulemas (Dok toren des Rechts) zu Beginn unseres 
J ahrhunderts die Wahl eines Parlaments forderten, nannten 
sie dieses "Haus der Gerechtigkeit" (adalat khanc,). Jeder 
Regierende ist apriori ein Gewaltherrscher (Usurpator), weil 
er sich an die S te lle des 12. Imam setzt. Die einzigc· Bestim­
mung des Menschen besteht darin, sich zum Werkzeug des 
göttlichen Willens zu machen. 
Die natürliche Tendenz der schii tischen Geistlichkeilt besteht 
seither darin, d ie Autorität und das Verhalten der verschie­
denen Dynastien, die Persien regiert haben, anzufechten und 
immer dann gegen die königliche Macht zu kämpfen, wenn 
diese das Land ausländischen Einflüssen örrnet, die den 
Islam "pervertieren" und der islamischen Kultur und Tradi· 
tion zuwiderlaufende Sitten einfUh ren könnten. 

So kam es. daß sich der Schiismus schon zu Beginn des 
19.Jahrhunderu als eine "antiimpcrialistische" Bewegung 
verstand, bevor dieser Begriff geprägt war. ( ... ) 
Fremdhc:rrsdiaft, Despotismus , Ungerechtigkeit - die drei 
Bezugspunkte des klerikalen Kampfes - sind genau die drei 
übel. unter denen die Iraner wahrend der Herrschaft des 
Schah Mohammed Reza (Pahlewi) litten. Die von ihm 
durchgeführte Agrarreform nutzte nur einer r-.linderhe it un­
ter den Bauern, die bald unter den Einfluß großer Konzerne 
gerieten. welche eine LandwirtSchaft industriellen Stib prak­
tizierten. 
Die m;usive Einfuhr von Lebensm itteln - vor allem von 
Getreide aus den USA~, fehlende oder schwächliche 
Schutzzölle trugen zum Ruin der zahlreichen Kleinbauern 
bei. verschärft en die Arbeitslosigkeit und die Landflucht. 
Das vom Schah verfolgte Programm der .. Modernisierung" 
bereicherte schnell die königliche Familie und die Höflinge. 
die Unternehmen (fast alles Niederlassungen großer west­
licher Firmen), die großen Bazaris, die Ersatzteile und Kon· 
sumgiiter imponierten. die Spekulanten, die ein "ungezügel­
ter Kapi talismus" wie im 19. Jahrhundert begünstigte. Dage­
gen wurden die kleinen Produzenten und Handwerker durch 
die ausländische Konkurrenz geschädigt , ebenso die Fachar­
beiter (obgleich gut bezahlt), die sich ausbreitenden MitteI­
schichten, die Millionen Lohnabhängigen, deren Kaufkraft 
durch eine galoppierende Inflation (mehr als 50% in den 
zwei Jahren vor dem Sturz der Monarchie) aufgezehrt wur­

d" 
Die Rezession, die der Iran von 1976 an durchmachte, ver­
stärkte die Unpopula.-ität des Regimes. Die Stagnation der 
Rohölerlöse und die Verteuerung der Importe zwangen den 
Schah. die rür die Entwicklung bereitgestellten Kredite be­
trächtlich zu reduzieren, und zerstörten die grandiosen 
Hoffnungen, die durch den Erdölboom 1973-1974 entstan· 
den waren. Die e ingc:1eitete Austeritätspolitik erschien je­
doch ungerechtfertigt. da der Schah fortfuhr. Millionen von 
Dollars für den Kauf militärischer Ausrüstung (vor allem aus 
den USA) zu verschleudern, die in den Arsenalen ver­
schwand, ohne daß man wußte, wozu sie dienen sollte. 

Schwächen des Schah-Regimes 

Die Mi tte!schichten wünschten ein konstitutionc:1les System, 
das ihnen materielle Sicherheit und politische Stabilität 
sichern sollte, die durch die königliche Willkür bedroht 
waren . Die Bevölkerung in ihrer Gesamtheit forderte das 
Ende des vom SAVA K (Geheimpolizei des Schah-Regimes; 
d. Red.) ausgeübten Terrors. Im Lauf der 37 Jahre der lI err­
schaft von Mohammed Reza Schah wurden schätzungsweise 
500.000 Personen festgenommen, kurzfristig oder für län­
gere Zeit. Tausende von Oppositionellen oder angeblichen 
Oppositionellen wurden Opfer der Sondergerichte, Massen­
exekutionen, Morde oder starben unter der Folter, die syste­
matisch praktiziert wurde. 
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Die Mehrheit der Iraner sah keinen Unterschied m,~hr :Lwi­
sehen dem Regime, das sie unterdrückte, und den USA, 
denen man vorwarf, den Schah 1953 wieder auf delil Thron 
gehievt und ihm politische, wirtschaftliche, militärische und 
polizeiliche Un terstützung geleistet zu haben. 

Man kann schon jetzt den dualen Charak ter der Volkser­
hebung von 1978 /7 9 heuer 'leutchen, die sowohl gegen den 
"amerikanischen Imperialismus" als auch gegen den Despo. 
tismus von Mohammed Reza Schah als zwei Seiten einer 
Medaille gerichtet war. 
Die weitgehend spontane Bewegung hätte leich t unter den 
Einnuß von NationaliHen vom Schlage Mossadeglhs (Pre­
mierminister 1951 ·5 3, der die Olnationalisierung d urch­
setzte; d. Red.) oder von Marxisten geraten können. Aber 
die Repre"ion hatte die nicht konfessionellen Gruppen zer­
splittert. Die Nationale Fron t war nur noch eine Vl!rSamm­
lung initiativloser No tabIer, die im Laufe der Zeit den Hei­
ligenschein Mossadeghs verloren, den sie für sielh bean­
spruchten. Die Linkspart eien wie die Volksmojahed in (pro­
gressive Moslems) oder die Volksfedayin (M arxist,~n-Len i­

nisten ) hatten ihre Aktionen zu sehr auf d ie Stad'tguerilla 
ausgerichtet, ha tten zu vie le menschliche Verluste erlitten, 
um in der Lage zu sein, eine größere Rolle zu spielen. Die 
schi itische Geistlichkeit bot demgegenüber, außer ihrer 
mobilisierenden Ideo logie die Führung und den Rahmen, die 
den Erfolg eines Un ternehm ens garantierten, das sonst zum 
Scheitern verurteilt gewesen wäre. 
Die Rolle der Geistlichen in der iranischen Gesellschilft kann 
nicht vernachlässigt werden. Mehr als der sunnitische 
Scheich, der meist vom Staat ernannt und bezahlt wird, ist 
der Mullah von den Gaben sei ner Gläubigen abhängig, m it 
denen er den Wohlstand oder die Armut, die Freuden und 
Leiden teilt. In der Moschee oder bei den tradit.ionellen 
Zusammenkünften bei Privatpersonen, denen er beiwohnt, 
werden die verschiedensten Fragen erörtert, die die Gemein· 
schaft beschäftigen: Religion und Politik sind im Islam un­
trennbar wie im J udentum. Der Mullah kann so Freund, 
Vertrauter, Berater oder Führer seiner Gläubigen seill , deren 
Moral er in Zeiten der Not unterstützt. 
Dank des mitunter recht beachtlichen Vermögens (die Gläu­
bigen geben bis zu 1/5 ihres Einkommens) konnte di.e Geist­
lichkeit unter dem Schahregime Kliniken für die Bedürf­
tigen, Schulen und soziale Einrich tungen gTÜnden. Manche 
Prediger kritisierten die sozialen Mißstände, die Sitten, die 
Korruption (die des Palastes und die seiner amerikanischen 
Verbündeten) und forde rten die Rückkehr zu den Quellen 
des Islam und bewahrten so die Werte und nationa le Iden­
tität gegen die Vergewaltigung durch die westliche Techno­
logie. Zahlreiche Geistliche kamen in die Kerker dei. Schah: 
die Ayatollahs Taleghani (vor einigen Monaten verstorben); 
Montazari, der a ls Nachfolger des Imam Khomeini gil t; 
Rafsandjani, dcr im letzten J u li (1980 ) zum Parlaments· 
präsidenten gewählt wurde. Alle haben d ie Fo l t'~ rn der 
SAVA K-Agenten erl itten. 

Khom eini - Katalysato r und Führer der Revolution 

Imam Khom eini, der in die heilige Stadt Nadjcf im Irak 
geflüch tet war, blieb das entfernte Sym bol dieses breiten 
Widerstandes. Die polit ische Leere machte ihn nach und 
nach zur Symbolfigur, zum Kalalysator, schließlkh zum 
Führer der Revolution. 
Sei ne Stellungnahmen während des fUnfzehnjährigc:n Exils 
verkörperten d ie Erwart ungen der verschiedensten Bevölke­
rungsschichten. Kune Zeit vor seiner Ausweisung al us dem 
Iran 1964 ..... urde er bekannt durch die öffentliche Verurtei­
lung des Verfassungsbruchs durch den Schah sowie der Ge­
währung des Privilegs der Exterritorialität an die amerika-
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nischen Zivil- und Militärberater und ihre Untergebenen. 
"I hr habt unsere Unabhängigkeit bis auf d ie Wuneln ausge· 
rissen", schrieb er 1967 aus Nadjcf an Premierminister 
Howeida. 
Dieser Text, der wie andere auf Kassette aufgenommen 
wurde, zirkulierte unter der Hand in den Städten und den 
Dörfern des Landes. Der Imam bezeichnete die USA als den 
"Kopf der imperialistischen Schlange", beschuldigte die 
Monopole der "Ausbeutung" der iranischen Ressourcen, 
beklagte sich über die " Herrschaft" des ausländischen Kapi­
tals, über die Vergeudung öffentlicher Mittel durch massive 
Waffenkäufe; anläßlich der ausgedehnten Feiern von Perse­
polis, die 197 1 die 2500-Jahrfeier der Monarchie begleite­
ten, p rangene er den "unverschämten Luxus" an, in dem 
der Schah und die Mitglieder seiner Familie lebten. Schon 
zu Beginn der Volkserhebung im Januar 1978 forderte er 
das Volk auf, seinen Kampf bis zum Sturz r.Iohammed Reza 
Schahs fortzusetzen, aber ohne zu den Waffen zu greifen, 
entgegen dem Willen vieler seiner Berater. Er hörte nicht auf 
zu wiederholen, daß der schiiitische Glauben über die bru­
tale Gewalt siegen werde. Seine Rechnung ging auf: die 
kaiser liche Armee - die mächtigste des Nahen und Mittleren 
Ostens nach der Israels - kapitulierte ein Jah r später vor 
de n " Revolutionären mit den 'nackten Händen' ", nachdem 
diese Zehntausende von Märtyrern verloren hatten. 
Die zweite Phase der Revolution setzte kurze Zeit nach der 
Rückkehr des Imam Khomeini in den Iran im Februar 1979 
ein. Sie markiert den Anfang dessen, was man im Westen als 
"Anarchie" bezeichnet; ein auch andernorts beobachtetes 
klassisches Phänomen, d ie "geheiligte Einheit" zur Errei­
chung eines gemeinsamen Ziels - in diesem Fall des Sturzes 
der Monarchie - zerfallt unter dem Druck der auseinander· 
strebenden Kräfte, die die Interessen, Erwartungen und 
Tendenzen der verschiedenen Bevölkerungsschichten wider­
spiegeln. ( ... ) 
Die "Bürgerlichen ", die in ..... estlichen Schulen ausgebildet 
waren, forderten die Trennung von Staat und Religion und 
predigten die Beibehaltung einer liberalen oder sozialdemo­
kratischen Wirtschaft, die Errichtung eines parlamentari-



schen Syuems nach westlichem Vorbild. ( ... ) 
Der "Führer der islamischen Revolution" (Imam Khomeini) 
zeigte sich manchmal genauso fähig wie irgendein anderer 
Politiker, Manöver, ja sogar List anzuwenden, wenn sich das 
als unerläßlich zur Erreichung seiner Ziele herauuteillte. Die 
Berufung von Mehdi Bazargan (als Führer der Freiheitlichen 
Bewegung des Iran gehörte er der Parteienallianz Nationale 
Front an; d. Red.) am 5. Februar (1979; d. Red.) an die 
Spitze der Provisorischen Regierung war vielleicht eiine sol­
che List. Was sonst hälle Imam Khomeini dazu bl~wegen 
können, einen Mann zu wählen, dessen Vorste[JunLgen so 
weit von den seinen entfernt waren? Sicher, Bazargan war 
unter dem Schah viermal verhaftet wegen seiner Opposition, 
und er bezeichnete sich als Anhänger des Mannes in Nadjef. 
Aber er war seinem Eingeständnis nach kein RevolUltionär. 
Er war nach Neauphle-Ie-Chateau (Domizil Khomeinis im 
Pariser Exil; d. Red.) gegangen, um für seine Politik der 
"kleinen Schrille" zu plädieren, was den Beibeh:ii\t der 
Monarchie beinhaltete. Kurz, er trat flir eine ähnliche Politik 
wie Bakhtiar (letzter Premierminister des Schah-Regimes; d. 
Red.) ein, ein Freund, den er übrigens nie als "Kontenevolu­
tionär" oder "Verräter" verdammen wollte. 
Die Regierung unter Bazargan war stark vom Konservatis­
mus geprägt. Seine Minister gehörten dem gemäßigten, Flügel 
der Nationalen Front an, waren Mossadeghiuen, denen 
Khomeini mißtraute, unter dem Schah reich gewordene 
Bürgerliche, frühere Militärs der kaiserlichen Armee. 
Sehon während der ersten Tage seiner Regierung drückte er 
öffentlich seine Abneigung gegen die von der Revolution 
geschaffenen Institutionen aus: gegen die islamischen Komi­
tees und Milizen sowie die Revolutionstribunale, die mit 
voller Wucht die königlichen Würdenträger und die Foher­
knechte des SAVAK richteten. Die Massenprozesse lmd die 
raschen Exekutionen empörten ihn. Bazargan ist ein Mann 
der Ordnung: er suchte die Instrumente des alten Regimes 
intakt zu halten, die Armee, die Polizei und die Verwaltung, 
indem er sie sowenig wie möglich säuberte, um sielt! nicht 
"achtbarer und unersetzlicher Kader" zu berauben. 

Di~ Obergangsregierung Bazargan ... 

Als würdiger Vertreter des Bazars beabsichtigte der Präsi­
dent der Provisorischen Regierung auch nicht, die wirt­
schaftlichen Grundlagen zu verändern, und es ist etwas 
widersprüchlich, daß er die Nationalisierung der Banken, der 
Versicherungsgesellschaften und der großen Industriekom­
plexe ankündigte. Er versuchte vergeblich, die "wilde" Be­
seltung großer landwirtschaftlicher Domänen durch die 
landlosen Bauern und die Wahl von ,,Arbeiterräten", die die 
Leitung der Fabriken übernahmen, zu verhindem. 
Bazargan ist frommer und praktizierender Moslem und 
Diplomingenieur in Thermodynamik der Ecole Centrale von 
Paris. Aber er teih nicht die Meinung des Imam Kh'Jmeini, 
daß der "Islam die Vormacht über den Iran haben müsse" 
und er beklagt sich über die klammheimliche Infiltration 
.. ungebildeter und arroganter" Mullahs in die Verwaltung. 
Er hatte für die Errichtung der "Islamischen Republik", ge­
stimmt, aber kurz vor seiner Demission vertraute er der 
italienischen Journalistin Oriana FaUaci an, daß .er eine 
"klerikale Diktatur" befürchte. 
Zwei "Hauptfehler" leiteten seinen Sturz ein: er widc:rsetzte 
sich der islamischen Verfassung, die eine "Expertenk.ommis­
sion" aus vorwiegend Geistlichen e rarbeitete, und b.emühte 
sich, die Beziehungen zwischen dem Iran und den USA, dem 
"großen Satan" ftir Imam Khomeini, zu normalisierc:n. Nur 
auf Befehl des letzteren brach er schließlich die diploma­
tischen Beziehungen zu Ägypten ab, nachdem der Friedens­
vertrag zwischen Kairo und Jerusalem unterzeichnet worden 

war. Er protestierte kaum gegen die Aufnahme des Schah in 
ein New Yorker Krankenhaus, und er hielt es für überflüssig, 
öffentlich die Auslieferung des einstigen Herrschers zu for­
dern. Eine Woche später fUhrte er herzliche Gespräche mit 
Zbigniew Brezinski, um u.a. die Fortsetzung amerikanischer 
Material- und Ersatzteillieferungen ftir die iranische Armee 
zu erreichen. 
Das wurde der auslösende Punkt ftir ~ie vier Tage später 
erfolgte Besetzung der amerikanischen Botschaft durch 400 
.. islamische Studenten (am 4. November 1979; d. Red.), die 
der Linie des Imam folgen" und der Geiselnahme der Diplo­
maten. Imam Khomeini - der wie es scheint darüber infor­
miert war, daß eine solche Aktion durchgefUhrt werden 
sollte - hatte so Bazargan zu seiner Demission getrieben. 
Warum hatte er 9 Monate damit gewartet? Wußte er nicht 
von Anfang an, daß sein Premierminister weder ein "Revolu­
tionär" noch ein Feind des .,großen Satans" war? 

.. . ein taktischer Schachzug Khomeinis 

Alles scheint darauf hinzuweisen, daß die Wahl Bazargans 
zum Premierminister von taktischen Uberlegungen zu einem 
Moment bestimmt war, als der gerade zurückgekehrte Imam 
fürchtete, die Kontrolle über die Situation zu verlieren. Die 
kaiserliche Armee war offensichtlich intakt (sie mußte erst 
am 12. Februar 1979 nachgeben, eine Woche nach der Bil­
dung der Provisorischen Regierung), ebenso die Polizei, die 
Gendarmerie und die Staatsverwaltung. Die marxistischen 
Parteien - vor allem die Volksfedayin - wie auch die Volks­
mojahedin waren bis an die Zähne bewaffnet und versuch­
ten, die islamische Bewegung zu überflügeln, die populär 
war, aber der die Mittel fehlten (die Islam-Komitees und die 
Milizen wurden später eingerichtet). Die Mittelschichten, die 
in der Wirtschaft und im Staatsapparat Einnuß hatten, ver­
blieben in einer gefährlichen Passivität bzw. drohten, in das 
Lager der gemäßigten Parteien der Nationalen Front abzu­
gleiten. 

-

Mebdi EI"",,' pn (r.) bei der Em<nnung zum ~m .. rmmiole r 

Nur Bazargan schien fähig, al l diese Gefahren ausräumen zu 
können. Der Bazar - moslemisch und konservativ - war 
ihm ergeben. Die Linksformationen (vor allem die Mojahe­
din) glaubten sich auf seinen Liberalismus verlassen zu 
können, um das Bürgerrecht in der jungen Republik zu er­
halten. Zahlreiche höhere Offiziere, von denen einige einen 
geheimen Komprorniß mit ihm geschlossen hatten, vertrau­
ten ihm, um der Armee einen harmonischen Ubergang vom 
Kaiserreich zur Republik zu garantieren. 
Indem er ihn zum Premierminister machte, wollte Imam 
Khomeini also Zeit gewinnen, die Zeit, die nötig war, um 
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eine "wahrhaft revolutionäre Regierung" aurzustellen. Aber 
er hatte ihm ni cht die reale Macht anvertraut: Bazargan er· 
höhte die Zahl der Deklarationen und Proteste "im Fern· 
sehen und im Radio, abcr der vorwiegend aus Gdstlichen 
zusammengesetzte Revolutionsrat traf die wichtig!lten Ent· 
scheidungen. Bazargan selbst hat in einem Interview, das er 
Oriana Fallaci gab, die Situation am besten mit einem ergrei· 
fenden Bild beschrieben: "Sie haben mir den Griff eines 
Messers gegeben, während andere die Klinge halten." 

Der Irrtum der Carter-Administration 

Die Geiselnahme der amerikanischen Diplomaten in Tehe· 
ran, die die Totenglocke rur die Regierung Bazargan läutete, 
hat dazu beigetragen, den Konflikt zwischen dem Iran und 
den USA ausbrechen zu lassen, der seit dem Stur" der Mo­
narchie latent bestand . 
Imam Khomeini verlieh den sieben Präsidenten, die in den 
letzten 40 Jahren im Weißen Haus regierten, nicht, daß sie 
einen blutigen Despoten, wie die meisten Iraner Mohammed 
Reza Pahlewi sahen, treu unterstützt hanen. Der Imam war 
auch nicht bereit zu vergessen, daß Garter bis zurn Schluß 
versucht hatte, die Dynastie der Pahlewis zu retten. Die Auf· 
nahme des Schah in den USA am 22. Oktober 1979 hatte 
seine Befürchtungen bestätigt, daß die amerikanische Ver­
waltung nach Wegen suchte, den gescheiterten König wieder 
auf seinen Thron zu heben. Diese vom Westen als "humani· 
tär" und "mutig" betrachtete Geste wurde in Teheran als 
eine neue und unerträgl iche Provokation aufgenommen. 
"Das ist, als ob das franquistische Spanien nach dem 
2. Weltkrieg angeboten hätte, ,HitIer wegen eines Krebslci­
dens zu pflegen", sagte uns Sadegh Ghotbzadeh (bis Som· 
mer 1980 iranischer Außenminister; d. Red.). Obwohl über· 
trieben, zeigt diese Karikatur die Enttäuschung undi Wut der 
Iraner, aber auch die tiefen Wurzeln der Revolulion. 
Die Regierung Carter hat nach Meinung einiger Beobachler 
sowohl vor als auch nach der Geiselnahme den gleichen 
Fehler begangen: Sie glaubte, den iranisch·amerikanischen 
Konflikt dadurch beenden zu können, daß sie mit den 
"gemäßigten" Führern in Teheran verhande lte, zuerst mit 
Bazargan und seinen Ministern, denn mit Präsidc~nl Bani· 
Sadr und Ghotbzadeh. Washington glaubte, damit den gang· 
barsten Weg gewählt zu haben. Dieser war in Wirklichkeit 
aber versperrt . 
Sicherlich , sowohl der neue Staatschef als auch sein Außen· 
minister mißbill igten die Initiative der is lamischen Studen· 
ten, die die amerikanische Botschaft bese t:tt hatter.l. und sie 
wünschten eine Normatisierung der Beziehungen zu den 
Vereinigten Staaten. Aber es sind genau diese gutenl Voraus· 
setzungen, d ie das Vertrauen Imam Khomeinis in ~Iie unter· 
grub und sie gegenüber ihren Gegnern schwächte, die vor 
allem innerhalb der Geistlichkeit zu finden sind. 
Die amerikanische Regierung hätte notfalls die Karte der 
"Gemäßigten" spielen können, wenn sie bereit gewesen 
wäre, ihnen genug Konzessionen zu machen, die ihnen in 
der iranischen Öffentlichkeit Glaubwürdigkeit h:;iue ver· 
leihen können. Präsident Bani·Sadr hatte darauf v(~rzichtet , 

die Auslieferung des Schah zu fordern, dafür verlangte er 
von den Vereinigten Staaten das Einverständnis ihrer Ver· 
antwortung flir die von ihm begangenen Verbrechen und die 
Zusage, sich nie mehr in die inneren Angelegenheiten des 
Iran einzumischen. 
Das Angebot, das kaum von dem abwich, welches Imam 
Kbomeini im September (1979; d. Red.) selbst formuliert 
hatte, hätte im Falle seiner Annahm e, wenn nicht die Basis 
rur Verhandlungen, so zumindest den Beginn eine:~ Dialogs 
darstellen können. Aber Präsident Carter wollte s:ich nicht 
einmal von dem Staatsstreich d istanzieren, der 1953 vom 
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CIA geschürt worden war, um Reza Schah wieder auf den 
Thron zu bringen. 
Wenn es wahr ist. daß eine Großmacht es sich nicht erlauben 
kann, sich "demütigen" :!:u lassen, kann man sich fragen, 
warum die Vereinigten Staaten versucht haben. über einen 
Komprorniß zu verhandeln, den sie logischerweise nicht 
schließen konnten, ohne die Minimalforderungen der geg· 
nerischen Partei zu ermllcn. Hofften sie darauf, die Geiseln 
ohne Gegenleistung befreien zu können? 
Um das Scheitern zu erklären, hat man häufig die Vielfalt 
der Machtzentren in Teheran geltend gemacht, die cinen 
ernsthaften Dialog unmöglich machten. Aber. wenn dem 50 
ist, warum hat man diese Verhandlungen mit einem der 
Lager begonnen, ohne zu warten, bis die inneren Kämpfe 
mit der Installierung einer homogenen und verantwortlichen 
Regierung abgeschlossen sind? 
Es scheint, daß die vorsichtige Haltung, die Washington seit 
dem letzten Mai (1980: d. Red.) einn immt - nach dem 
Scheitern der Expedition von Tabas (US·Luftlandeinvasion 
vom 24.' 25. April 1980; d. Red.) -, aus einer Analyse 
resultiert, die schon seit November 1979 hätte untermauert 
werden können: Die Besetzung der amerikanischen Bot· 
schaft durch die is lamischen Studenten war sowohl, wenn 
nicht gar vor allem, ein innenpolitisches Unterfangen als 
auch eine gegen die USA gerichtete Operation. 

Wird fortgesetzt! 
(Quelle: Le Monde Diplomatique, Paris. Nr. 319/ Oktober 
1980, S. 1·5) 

Hinweise, Errata 
• DaIl A J B·R~gisler 1980 wird in AlB 2/1981 ~rscheim:n. 
• D~r in den Anzeigen ~u die~m Heft vorangekündigte Beitrag zu 

den Afgh'lni,tan·Drogcngeschäflen und dem CIA ~rscheint in 
AlB 2/1981 

• In AlB 11.12/1980 bzw. dem Türkd·Sonderteil ist der Druckerei 
auf S. 40 ein technisches Versagen unterlaufen, für das wir uns 
sehr entschuldigen: Die Bildunterschriften der beiden FOfOS 
wurden bei der Endmontage vertauscht. Das Fow links unten 
zeigf in Wirklichkeit die Donmunder Gro6kundgcbung der 
Grauen Wölfe, während die antifaschluiKhen Gegendemonstran· 
fen in Hagen (erkennbar an den Losungen!) recht, oben zu sehen 
sind. 

• Zu dem Situafionsbericht vOn Gabriel Garcia Marque~, 1m In· 
nern Vietnams, in All! 11·12/1980 meldete AIB·Leser E. Schall· 
moser zwei augenscheinliche zahlenmäßige Unkorrektheiten an. 
Sie gehen allerdings nicht auf unsere übertragung "ul'Üek wie 
vermutet wurde. sondern sind so in der englischen Fassung der 
Zeitschrift Third World enthalten. 
E. SchalImoser stützt seine Korrekturen auf zwei QueU~n: 

I) Freundschafugesellschaft Vietnam·BRD (Hrsg.). So werden 
FlÜChtlinge gemacht, Düsseldorf 1979. S. Ig; 11) Vietnam 
Courier (H.,g.), Those Who Leave (The "problem of Vietnamese 
refugets"), Hanoi 1979, S. 9 und 11: 
Berichtigung 1 auf S. 19, rechte Spalte: 
..... , daß die USA über Vi~tnam einige tauscnd mal mehr Bom· 
ben abgeworfen haben als alle im 2. Weltkrieg abgeworfenen 7.U· 

sammengenommen." 
Ober Nord·Vietnam wurden 2,S Mio Tonnen Bomben abgewor· 
fen, im 2. Weltkrieg insgesamt 2.06 Mio Tonnen (I), über Ge· 
samt·Vietnam 14 Mio Tonnen Bomben und Granaten (n) - also 
~inige Hunderttausend Tonnen mehr allein in Nord·Vietnam 
(wahrsch~inlich sogar einige Mio Tonnen an Bomben und GrJna· 
ten in gam: Vietnam), 'lber nicht tausend mal mehr! 
Berichtigung 2 auf S. 20, linke Spalte unten: 
.. Die Bilanz des Oelirium!l. .... ~ 
Ganz Vietnam hatte 1 Mio Tote, 700.000 Kriegsversehrte (I) -
davon im Süden über 360.000 (11); im Süden hinterließ der Ame· 
riean Way of Life 500.000 (I) bzw. mehrere hundernausend (11) 
Pro$tituierte, für Drogenabhängige werden die gleichen - sicher 
sehr gerundeten und geschätzten - Zahlen genannt. also nach 
Quelle I ca. IOma! soviel wie bei Marqucz (fehlt da einfach eine 
O? ). Desgl~iehen scheint mir die Zahl von 8.000 Bettlern viel ~u 
niedrig. sogar rur Saigon/llo Chi MiM Stadt allein (hienu besitze 
ich j~doch keine Vergleichszahlen). 



Kamerun 
Gespräch mit T. Tchaptchet 

Im Widerstand gegen 
das Ahidjo-Regime 

Kamerun, einst westafrikanische Kolonie des Deutschen 
Reiches, dann Frankreichs, zählt heute zu jenen Staaten 
Afrikas, in denen anscheinend "Ruhe und Ordnung" herr, 
schen. In der Tat ist das Regime Ahmadotl Ahidjos, seit 
1958 im Amt, eines der dienstiiltesten des Konlinellts. Wie 
es regiert, wie die Position des französischen Imperialismus 
heute ist und wie es um die Situation des Volkswiderstandes 
steht, beschreibt der kamerll.nesische Oppositonelle T. 
Tchaptchet in diesem Gespräch, das La/haI' Heinrich für das 
AlB [rihrte. T. Tchaptchet gehört dem Büro der Europasek. 
,lion der tradilionsreichsten Befreiungsbewegung und nun· 
mehrigen Partei der Union der Völker Kameruns (UPC) an. 
UPC-Materio./ien können bezogen werden über; CDAPPC 
E. Schneider, Fabriciusstr. 62, 6230 Frankfurt 80. 

AlB: Würden Sie uns bitte zunächst eine kurze EinfUhrung 
in die neuere Geschichte Ihres Landes geben. 
T. TCHAPTCHET: Auf der Grundlage des auf 30Jahre be­
grenzten Vertrages vom 24.7.1884 zwischen Nachtigal 
(Gustay Nachtigal, 1834-85, bekannter Afrikareisender , der 
1884 die sog. Schutzherrschaft über Togo und Kamerun 
einleitete; d. Red.) und verschiedenen Häuptlingen der 
Küstenstämme kolonisierten zunächst die Deutschen Kame­
rnn. Ungeachtet dieser zeitlichen Begrenzung teilten sich die 
Engländer und vor allem die Franzosen Kamerun bereits 
1916 in einem Briefwechsel, der nach dem I. Weltkrieg in 
Versailles beSlätigt wurde, au f. 
Der 2. Weltkrieg und die Beteiligung kamerunesischer Sol­
daten auf französischer Seite fUhrte zu einem Bewußtseins­
prozeß, der nach dem Krieg seinen Ausdruck in der Forde­
rung nach demokratischen Rechten und nationaler Unab­
hängigkeit fand. Diese fried lich vorgebrachten Forderungen 
wurden jedoch von der französisc hen Kolonialmacht brutal 
unterdrÜCkt. 

Präsident Ahidjo - der Mann Frankreichs 

Nach einer Serie von Streiks, so dem Docker-Streik von 
Douala 1946, wurde schließlich am 10.4.1948 die Union der 
Völker Kameruns (UPC) gegründet, die vor allem die sofor­
tige Unabhängigkeit und die Wiedervereinigung der briti­
schen Westzone und der franz ösischen Zone forderte. Die 
Kolonialmächte nahmen das zunächst überhaupt nicht zur 
Kenntnis. Als sie dann sahen, daß - Zeitungen dieser Zeit 
stellen das fest - 80-90% der Bevölkerung hinter der UPC 
und ihren Forderungen standen, begannen sie gesprächsbe­
reit zu werden. Der Gründer der UPC, ihr später ermordeter 
Generalsekretär Ruben Um Nyobe, hat 1952 die Sache 
Kameruns vor der UNO vertreten. 
Frankreich hat dann gleichzeitig über Zwischenmänner, wie 
Dr. Aujoulat, Kamerunesen seines Vertrauens aufgebaut. 
Der wichtigste war der noch heute amtierende Präsident 
Ahmadou Ahidjo. Unter seiner Herrschaft wurde im Dezem-

ber 1959, aho einen Monat vor der formalen Unabhängig­
keit, e in rein neo kolonialer KooperatioßSyertrag mit Frank­
reich unterzeichnet, der bis heute die gesamte kamerunesi­
sehe Politik prägt. 
AlB: Welche Bilanz ist nun nach 20 Jahren "Unabhängig­
keit" zu ziehen? 
T. TCHAPTCHET: Auf wirtschaftlichem und sozialem 
Gebiet ist die Lage trotz des potentiellen Reichtums und 
ungeachtet der anderslautenden westlichen Propaganda 
katastrophal. 
Die Grundlage für diese Situation ist der Vertrag von 1959, 
demzufolge Frankreich in weiten Bereichen der Wirtschaft 
der wichtigste und in manchen sogar der einzige " Partner" 
Kameruns ist. So ist z. B. im sog_ "Nationalrat der kameru­
nesischen Unternehmer" nur ein Kamerunese vertreten. Der 
Vorsitzende ebenso wie sein Stellvertreter sind Franzosen. 
Nach offiziellen Angaben ist die Hälfte der aktiven Bevöl­
kerung arbeitslos. Weder für sie noch rur Alte oder Behin­
derte gib t es irgendwelche staat lichen Hilfen. Alle müssen 
jedoch stets ihre Steuer karte mit sich t ragen und werden 
ohne Steuer karte, oder wenn sie die Steuern nicht bezahlt 
haben, ins Gefangnis geworfen. 
Am 25.5.1955 fanden dann landesweit Massendemonstra­
tionen statt, was der Kolonialverwaltung dann doch zuyiel 
war_ Auf Befehl der Regierung in Paris ging der damalige 
Hochkommissar Roland Pre militärisch gegen die Demon­
stranten vor. Zeitungen sprechen von 10.000 - 15_000 Op­
fern, darunter über 5.000 Tote_ Am 13.7.1955 wurde die 
UPC mit all ihren Massenorganisationen verboten. Die Kolo­
nialyerwaltung hatte der UPC dam it den bewaffneten 
Kampf aufgezwungen. 
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Kamerun-Daten 

Territorium und 6cvölkcrung: 475.442 qkm (fast doppelt so groß 
wie die ßRD); Hauptstadt Yaounde (2S0.000 Ew.); die Bevölke· 
run~zahl beträgt etwa 6,7 Mio , vor allem Bantuvölker, Halbbantu 
(Fulbe), Sudanstämme, Hauna 50wic kleinere Groppen vOn arabi­
schen Völkern, Pygmäen, etwa 12.000 Europäer (vor aUcm Fran­
zosen). 
Religionen: Ober 50% Anhänger von Naturre ligionen und -sekten; 
20% Katholiken; 14% Protestanten; 15-20% Muslims. 
Sprachen: Französisch und Englisch als Amtssprachen; Ful (ein 
Bantu-Dialekt ) als verbreitete Verkehrssprache; eine grolk Anzahl 
von Slammessprachcn und -dialekten. 
Währung: Franc CFA. I FCFA '" 0,01 D~f. 
Wirt.chaft: Karnerun ist ein Agrarland mit reichen Bodenschätzen 
und einer InduSiriezone vor allem in den Küstengebieten (Hafen 
00uaI3). Geortet wurden große Vorkommen an Erdöl. Bauxit; 
weiterhin Gold. Zinn, Eisener.!:, Kupfer, Titan. Die Landwirtschaft 
erbringt 40% des Brulloinlandsprodukts und 70% der Exponein­
nahmen. Hauptcxporte: Kakao, Kaffee, Baumwolle, Holz, Bana· 
nen. Die'e werden Zu 80% auf Plantagen und Besitzungen in Aus­
landsbes1tz erwiruchaftet. Fw- den Eigenbedarf werden Hirse, 
Maniok, Mais, Reis und andere Pflanztn angebaut. 
Die Industrie wurde in den letzten Jahren ausgebaut. Die Erdöl· 
förderung soll demnächst den Eigenbedarf decken, das Bauxit (K. 
ist nach Guinea zweitgrößter afrikanischer Exporteur) zunehmend 
im Lande verarbeitet werden. Lebensminel, Zement und chemische 
En.eugnisse (Kunststoffe) werden großteils im Lande verarbeitet 
bzw. produziert. Insgesamt ist Kameruns Wirtschaft seh r stark von 
Frankreich abhängig (Hauptex- und ·importland) und mit der EG, 
den USA und Japan verflochten. 
Geschichte: 
IO.-19Jdt. In Nord·K. bestehen die Bornu· und Bagirmi·Staaten. 

1884 
I.Weltkrieg 
1922 
1946 

1955 
1956 
1959 

1960 

1961 

Im 19. Jdt. entsteht in Zentral·K. die Fulbe-Theo­
kratie von Adamoua, in Süd·K. der Doppelstaat BeU 
und Akwa 
K. wird deutsche Kolonie 
Britische und französische Truppen besetzen K. 
K. wird geteilt. Der N. fällt an England. 
K. wird U"';·Treuhandgebiet und der Französischen 
Union assoziiert. 
Massaker der Franzosen bei Mas..endemonstrat ionen 
Verbot der Befreiungsbewegung upe 
Nach längeren Ma,senbewegungen UN-Beschluß über 
die Unabhängigkei t Kameruns 
Am I. Januar wird fTanz.. K. unabhängig. Präsident 
wird H.A. Ahidjo. 
Vereinigung mit dem (bri l.) Nord·K. zur Vereinigten 
Bundesrepublik Kamerun 

94% der Wohnungen haben keine Elek triz itä t , 95% kein 
nießendes Wasser und 98% keine modernen sani tären An­
lagen. Die Innation von 35-40% betrifft insbesondere auch 
die Masse der Werktätigen, die mit durchschnittlich 170 DM 
im Monat 1/40 des Gehaltes eines Ministerialdirek tors be­
ziehen. Von den Schulen sind 2/3 privat und so teuer, daß 
sie fast nur von den Kindern der Bourgeoisie besucht wer­
den können, falls die nicht ohneh in nach Frankreich zur 
Grundschule geschickt werden. Aber auch die staatlichen 
Schulen kosten Geld für Schulunifo rmen und Biicher. Zu 
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den Folgen der negativeon sozialen Situat ion gehören ver­
stärkte Jugendkriminalität und Kinderprostitution. 
Die politischen Strukturen entsprechen bis auf die Parteien­
vielfalt formal dem französischen Modell. Die Regionen 
werden im Auftrage der Zentralregierung von einem Präfek­
ten verwaltet, der Legislative und Exekutive in einer Person 
ist. Das schließt jede Demokratie aus . Es gibt nur eine legale 
Partei, die Nationalunion Kameruns (UNC), eine Zusam­
menrottung neokolonialer Gruppierungen, die mit dem 
Kampf um die Unabhängigkei t des Landes nic~u zu tun 
hatten. 
Das Problem der Menschenrechte entspricht der Logik des 
Programms der UNe. Amnesly International hat beispiels­
weise festgestellt, daß die seit 1961 ununterbrochen gültigen 
Notstandsgesetze Ahidj05 Machtapparat uneingeschränkte 
Rechte einräumen, daß außerdem alle Delikt e politischen 
Charakters der Ahidjo direkt umerstehenden Militärgerichts­
barkeit übertragen sind und schließlich , daß das staatliche 
und private Spitze!system Kameruns eines der bestfunktio­
nierenden in Afrika ist. Dazu gehören Presse- und Brief­
zensur, Paß... und Straßenkontrollen, Meldepmcht für Ver­
sammlungen - selbst für Familienfeste - und Aufforderung 
zur allgemeinen Denunziation. 
Ein Ausdruck der Problematik der t1,'lensehenrechte ist vor 
allem auch d ie Existenz von mindestens 22 KZs. In einem 
ftir 300 Personen gebauten Gefängnis wie dem in Douala 
sitzen heute 3.000 - 4.000 Leute. Das alles bedeutet, daß 
man die klassischen bürgerlichen Freiheiten wieder einfüh­
ren muß. Und das impliziert die Notwendigkeit , die UPC 
mi t all ihren Massenorganisationen wieder zu legalisieren. 
Der Charakter der UNC und ihre Vernechtung mit dem 
französischen Imperialismus macht diesen Wunsch jedoch 
unerfüllbar. Die Voraussetzung ist also der Sturz des Re­
gimes m it allen Mitteln. 
AlB: Warum scheint die Situation in Kam erun im Vergleich 
zu anderen Staaten der Region ziemlich ruhig? 
T. TCHAPTCHET: 1965 gab es in Kamerun 80.000 franzö­
sische Soldaten. Inzwischen hat es eine Novellierung des 
Abkommens gegeben. Die heutige Zahl ist nicht bekannt. Es 
ist aber interessant, d3ß sich die französische Regierung 
geweigert hat, eine Anfrage sei tens eines KPF-Abgeordneten 
in dieser Angelegenheit zu beantworten. Die gesamte kame­
runesische Armee ist jedenfalls in französischer Hand. Daher 
möchte ich sagen, d3ß Ahidjos Regime sich nicht zuletzt 
durch französische Militärpräsenz hält. 

Probleme des UPC-Widerstandskampfes 

Die lange Herrschaft Ahidjo$ ist aber nicht nur damit zu 
erklären. Man muß leider auch von den objektiven Schwie­
rigkeiten der foruchrittlichen Kräfte in Kam erun sprechen. 
Wenn die militär-diktalOrische Struktur im Lande der Stärke 
der Opposi tion entspräche. hälte man wohl schon eine an· 
dere Lösung anstatl Ahidjos finden müssen . Wenn anderer­
seits die militärische Stärke der UPC ihrer politischen ent­
sprochen hätte , wäre Ahidjo überhaupt nicht an d ie Macht 
gekommen. 

AlB: Wo lagen die Probleme der UPC und was macht sie 
heute? 
T. TCHAPTCHET: Nachdem unser Gründer und General­
sekretär. Ruben Um Nyobe, 1958 in Kamerun, im Kampf 
gefallen war, dauerte es nur noch zwei Jahre, bis auch unser 
Präsident Dr. Felix Roland Moumie, der die Partei nach 
ihrem Verbot vom Exil aus führte, in Genf von der "Roten 
Hand", einer Geheimorganisation in der französisc hen 
Armee, vergiftet wurde. Er starb am 3.1 1.1960. 
Dann blieben noch Kingue Abel und Eroest Ouandie übrig. 
Abel ist in Kairo gestorben. Ouandie organisierte in den 



60er jahren aufs neue die Arbeit der Partei - vor allem auch 
ihren Maquis (Bezeichung rur die französische Wide:rscands­
bewegung; d. Red.) - im Land. Er wurde am 5.1.1971 öf­
fendich in Kamerun erschossen. 
Diejenigen, die mit Ouandie die politische und militärische 
Arbeit im Land organisiert haben, sind alle nicht vl:rhaftet 
worden und haben auch den Maquis seitdem nicht ve,r1assen. 
Daß derzeit nichts militärisch geschieht, heißt darum nicht, 
daß nie etwas geschehen wird. Wir befinden uns h.eute in 
einer Phase der politischen Neuslrukturierung etwa mittels 
der Frontorganisation des Manifestes rur die Errichtung der 
Demokratie (MANIDEM), und wir brauchen auc:h inter· 
nationale Zusammenarbeit. Wie Um Nyobe gesagt hat, wird 
man, solange das Kolonialproblem in seiner Gesamtheit 
nicht gelöst ist, nie von Entspannung oder Ruh.: reden 
können. 
Das auch unseren ausländischen Freunden, die Kamerun 
verdrängt haben, weil dort unten "nichts los" sei, ins Ge­
dächtnis zurückzurufen, ist eine unserer wichtige:n Auf­
gaben. 

Bewaffneter Kampf und Frontpolitik 

AlB: Die Partei soll seinerzeit sehr durch eine "maoistische" 
Krise geschwächt worden sein. 
T. TCHAPTCHET: Es handelte sich hierbei um das Verhält­
nis der Partei zum sowjetisch-chinesischen Konni:kt bzw. 
darum, wie sich diese beiden sozialistischen Staaten gegen­
über einer Befreiungsbewegung verhalten, die dazu keine 
Stcllung beziehen will. Wir waren seit je der Meinulng, daß 
das Problem in der Drinen Welt nicht das einer Wahl zwi­
schen verschiedenen sozialistischen Ländern ist, sondern das 
eines Kampfes um das Leben und die Befreiung. jeder, der 
uns dabei helfen will, ist willkommen. 
Nach dem, was wir heute sehen, die Position Chinas zur VR 
Angola, sein Bündnis mit den reaktionärsten Kräften in der 
Welt, all das spricht dafür, daß China nicht mehr zu den 
sozialisti~chen Ländern gezählt werden kann. Das ist so 
nicht eine offizielle Position der Partei, aber es gibt öffent­
liche UPC-Stellungnahmen gegen die Politik China:1 Ln der 
Dritten Welt. Ober diese Grundposition gab es jedoch inner­
halb der Partei nie wirklich Diskussionen. 
Die sog. maoistische Krise ist das Ergebnis der jahrelangen 
destruktiven Arbeit der KP Chinas mittels einzc1nelr Partei· 
mitglieder, die im Namen eines Maoismus die Partei spalten 
wollten. Diese Tätigkeit fand zum Glück nur im Ausland 
statt. Zu Hause hatte die UPC andere Sorgen. 
AlB: Auf welcher ideologischen und strategischen Grund­
lage arbeitet die UPC eigentlich? 
T. TCHAPTCHET: Unsere Ideologie hat sich von el!llem z.T. 
bürgerlich durchsetzten Nationalismus in der Zeit unserer 
Zugehörigkeit zur westafrikanischen Demokratischen 
Sammlung Afrikas der Kolonialzeit langsam auf marxi· 
stische Positionen hin entwickelt. Langsam, weil die Partei 
zunächst ein breites antikoloniales Bündnis war. 
Seit dem Tod lIon Ouandie 1971 standen wir jedoch vor der 
Notwendigkeit, eine eindeutige Linie zu entwickdn und 
öffentlich zu propagieren. Seitdem sind wir organintorisch 
und programmatisch eine marxistisch-leninistische Partei. 
Unser politisches Ziel ist der Sturz des neokoloniakn UNC­
Regimes. Das setzt einen bewaffneten Kampf voraus. Die 
Organisierung von Streiks und dergleichen dient zur Mobili· 
sierung für diese Aufgabe. Zur Zusammenfassung der not· 
wendigen Massenbasis hat die UPC die MANIDEM-Bewe· 
gung initiiert, die unter Führung der UPC alle Kamerunesen 
zusammenfaßt. die mit dem Regime unzufrieden sind und 
etwas Konkretes tun wollen. Die im Untergrund arbeitende 
MANIDEM hai sich am 15.1.1980 einen Nationa lrat der 

Revolution gegeben, der sich aus Delegierten aller innerhalb 
und außerhalb des Landes konspirativ arbeitenden Zellen 
zusammensetzt. 
Die sozialen Kämpfe der jüngeren Zeit, Streiks im Hafen lIon 
Douala oder an den Unillersitäten und Gymnasien. sind Er­
gebnis der politischen Arbeit der UPC/MANlDEM. Andere 
Oppositionsgruppen gab und gibt es bei uns niehl. Die jet­
zige Etappe ist das Ergebnis der Lehren, die wir aus der 
Niederschlagung unseres damals leider ideologisch und or­
ganisatorisch ungenügend vorbereiteten bewaffneten Kamp­
fes ziehen mußten. 
AlB: Welche Rolle spielt eigentlich die BRD in Kamerun? 
T. TCHAPTCHET: Die Rolle der BRD ist gegenüber der 
Frankreichs, das das Land zu einem exklusillen j agdgebiet 
des französischen Neokolonialismus gemachi hat, unterge­
ordnet. 
Allerdings wurden beispielsweise kamerunesische Offiziere 
in der Bundeswehr-Führungsakademie in Hamburg ausge­
bildet. Dabei muß darauf hingewiesen werden, daß diese 
Armee eine Kolonialarmee reinsten Wassers ist, die im 
Kampf gegen das eigene Volk entstanden ist. Der Charakter 
dieser militärischen Zusammenarbeit wurde schlaglichtartig 
klar, als die BRD den kamerunesischen Offizier Metangmo 
Louis nach Kamerun auswies. Metangmo war während der 
junta-Zeit in Griechenland zur Ausbildung gewesen, dort 
mit neuen Ideen und neuem Wissen über sein Land in Berüh­
rung gekommen und hatte dann ausgerechnet in der BRD 
um politisches Asyl gebeten. Er wurde sofort aus der BRD 
nach Kamerun zurückgebracht und dort am nächsten Tag 
erschossen. 
Diesem Verhalten der BRD-Behörden liegt nicht nur die 
Solidaritiit mit Frankreich zugrunde, sondern auch die Tat­
sache, daß der Vertrag von 1959 vorsieht, daß die kameru· 
nesischen Hären und Mil itärbasen Frankreich, und damit der 
NATO, bis einschließlich 1999 zur Verftigung gestellt wer­
den können. 

liEUE 
S,.IMME 

Ökumcni!>Chc 
Monatsschrift 
zu Fragen in Kirche, 
Gesellschaft und Poli tik 

Die NEUE STIMME ist ein Organ eng~ginter Christen. 
Her~usge~r, Mitarbeiter und Red~ktion ~mijhen sich, 

• Chrüten und Kirchen in der BRD fü r Frieden und Ab­
rüstung zu ~k ti viere n. 

• die geseUsch~ftliche Ver~ntVo'orlUng der Christen und 
Kirchen für den Beltand der Dcmokr~tie in der BRD 
herauszu~r~ilen. 

• die Ki rchen ~us ihrer Bindung an die wirtsch~ftlich 
Mächtigen zu lösen. 

• die ökumenische Venntwortung der Kirchen in der BRD 
zu ~tonen. 

• Kirchen und Ch risten ~n die gebotene Solid;!ritäl mit den 
um Gerechtigkeit und Freiheit kämpfenden Völkern 
heranzuführen. 

Wir Slehen in der Tr~dilion der Bekennenden Kirche. 
Unsere PUleinahme ~gründen wir ausdem Evangelium, du d~s 
Recht des Menschen und der Völker ~uf menschenwürdiges 
Leben und soz:iale Gerechtigkeil forderl. 
Wir ha~n Konsequenzen gezogen. 

Fordern Sie kmtenlos und unverbindlich Probeexemplare ~n! 
Pahl-Rugenslein Verbg, Goue5weg 54, SOOO Köln SI 
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Kultur· 
Hans Mayer 

Rückschau auf die Buchmesse 
Afrika zwischen Kommerz und Dialog 

Unter dem MOllO "Afrika - ein Kontinent auf dem Weg zu 
sich selbst" hatte sich die Frankfurter Buchmesse im ver­
gangencn Oktober nach ihrem Lateinamerika.Schwcrpunkt 
1976 nunmehr zum zweiten Mal vorgenommen, sidl inten­
siv mit d er Literatur aus der sog. Dritten Welt ausdnandcr­
zusetzen. Von den Vertretern der Bundesregierung und der 
Messeleitung wurde darin eine Fortsetzung des europäisch­
afrikanischen Kuhurdialogs gesehen, dessen erste Marksteine 
in der Bundesrepublik das Westberliner Horizonte- festival 
1979 und das von Hildegard Hamm -Brücher initiierte 
Symposium 'SO "Kulturbcziehungen - Brücke üb,er Gren­
zen" gewesen waren. 

Wohlweislich blieben die Frankfurter EröCfnungsreden je­
doch auf einer recht obernächlichen Beschreibung der Kul­
turbezichungen mit dem afrikanischen Kontinent stehen_ 
Man beschränkte sich auf ein großzügiges Lamento über die 
Auswirkungen des bereits historischen Ko lonialismus (das 
Kulturabkommen mit der Republik Südafrika fiel dabei ge­
flissentlich unter den Tisch), auf die kulturelle Entwicklung 
Afrikas und leitete dann rasch zu "gemeinsamen. Gegen. 
wartsaufgaben" über. Typisch sei dafür die Suche na.ch Iden­
tität in beidcn Kontinen ten, die bewältigt werden müsse. 
Für die Afrikaner mußte es allerdings recht selt sam an· 
muten, als ihr kultureller Befreiungskampf mit den Ent­
fremdungsproblemen spät kapi talistischer Gesellschaften 
gleichgesetzt wurde. 

Warum gerade Afrika? 

Weitgehend im Hintergrund blieben die ökonomischen 
Interessen. Die Messe ist ja in erster Linie ein ökonomisches 
Ereignis, doch darüber spricht man bei o ffi ziellen Anlässen 
weniger. Das Argument, m an wolle den afrikanischen Aus­
stellern eine profi tablere Beteiligung am Messeg(:schehen 
ermöglichen, mußte vor der Tatsache bestehen, daß sich die 
Frankfurter Buchmesse einem zusehends härter weTdenden 
internationalen Konkurrenzkampf ausgesetzt sieht. Und in 
der Tat spielen die amerikanischen und bri t ischen Großver­
lage schon seit längerem mit dem Gedanken eigene Buch­
messen zu veranstalten; nur die umstrittene Stand,ortfrage, 
New Vork oder London, hat sie bislang daran g(:hi ndert . 
Auch die bereits bestehende Tendenz zur Spezialisierung des 
Messegeschehens auf Teilbereiche des Büchermarktes hat die 
Frankfurter Messeleitung geradezu gc:.r:wungen, Schwer­
punkte zu setzen. 
Die Frage, warum gerade Afrika ausgewählt wurde, läßt sich 
re lativ leicht bean tworten. Die Bundesrepublik mÖ<:hte ent­
sprechend ihren ökonomischen Interessen eine Vorreiter­
rolle in den europäisch-afrikanischen Beziehun!~en ein­
nehmen. Wie sich im Verlauf der Messe zeigen solll.e, deckt 
sich dieses Interesse mit dem bundesdeutscher Grollverlage. 
Diese Sicht weise kam jedoch weder auf der eigentlichen 
Messe, noch während des einige Tage zuvor e r·Öffn eten 
Rahmenprogramms ausführlicher "Zur Sprache. Innerhalb 
dieses Programms soll te durch die Ausstellung über moderne 
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Kunst aus Afrika, einen Monat des afrikanischen Films so­
wie ein Symposium über die Funktion moderner afrika­
nischer Literatur ein relativ umfangreicher überblick über 
das moderne Kulturschaffen Afrikas gegeben werden. 
Insbesondere das Literatur-Symposium verlief jedoch en t­
täuschend. Obwohl es mit Chinua Achebe, 1\longo Beti, 
Francis Bebey, um nur einige aus der Phalanx afrikanischer 
Autoren zu nennen, hervorragend besetzt war, konnten die 
endlosen Monologe, Selbstdarstellungen und Wiederholun­
gen zur kommunikativen , historischen, politischen und 
pädagogischen Funktion der afrikanischen Literatur - so 
der offiziclle Themenkatalog - wenig überzeugen. An ei ner 
Frage von eher nebensächlicher Bedeutung, ob die Sprache 
der ehemaligen Kolonialherren von afrikanischen Autoren 
überhaupt ben utzt werden sollte, en tzündeten sich noch die 
größten Kontroversen. 

Erst am dritten Tag, als James 1\latthews, der zum ersten 
Mal aus der Republik Südafrika hatte ausreisen dürfen (die 
Frage, warum es gerade der mit Südafrika auf vielen Ebenen 
koopericrenden BRD gelang, Matthews, Sepambla und 
Randall eine Ausreisegenehmigung zu verschaffen, b licb 
natürlich offen ), sich zu Wort meldete, kam kurz Betroffen­
heit unter den anwesenden Autoren, Verlegern und Journa­
listen auf. Metthews demonstrierte mit einem emotionalen 
Ausbruch exemplarisch die Folgen jahrzehntelanger isolat­
ion für einen schwanen Autor im rassistischen Südafrika 
und brachte in der Sprachlosigkeit seine tiefe Abneigung ' 
gegenüber derartigen Veranstaltungen zum Ausdruck. 

Durch die erneute Präsenz Südafrikas auf der Buchmesse 
kam es schließlich auch zum Eklat zwischen der Messelci­
tung und den schwarzafrikanischen Schriftstellern und Ver­
legern. Wiederholt hatten die Vertreter Schwanafrikas in 
den Jahren zuvor dagegen protestiert, daß Verlage, die im 
Dienst des dort igen rass istischen Regimes stehen, vo n der 
Messeleitung "Zugelassen wurden. Der hinter der Messeleilung 
stehende Börsenverein des deutschen Buchhandels zog sich, 
wie schon bei der Zulassung neonazistischer Verleger, auf 
eine rein juristische Position zurück, die es ihm nicht erlau­
be, Zensur auszuüben. 
Dies stand nicht nur im Widerspruch zur diesjährigen 
Schwerpunktsetzung. Die vom Börsenverein abgegebene 
Begründung mußte auch deshalb verwundern, weil die Ab­
wesenheit Taiwans bei gleichzeitiger Anwesenheit der VR 
China von den Veranstaltern nicht befriedigend erklärt wer­
den konnte. Zurecht verärgen über die widersprüchliche 
Haltung des Börsenvereins beschlossen die afrikanischen 
Autoren und Verleger daraufhin einen eintägigen Boykott 
der Frankfurter Buchmesse und drohten für 1982 mit einem 
völligen Boykott. Die Frage der Teilnahme Südafrikas wird 
also bei der Vorbereitung der nächsten Buchmesse erneut 
zur Debatte stehen. 
In der T at war weder innerhalb des Rahmenprogramms 
noch auf der Messe selbst die weitreichende Fragestellung 
nach den aktuellen Formen des Kulturimperialismus in 
Afrika aufgeworfen worden. Es handelt sich dabei nicht al­
leine um die von einzelnen kritischen afrikanischen Vcrtre-



tern erwähnte materielle Lage des afrikanischen Schriftstel­
lers, die nur zu oft mit geringen Beträgen von den Medien­
konzernen abgespeist werden_ Auch die Tatsache, daß der 
Medienmarkt in Afrika von einer Handvoll multinationaler 
Konzerne beherrscht wird, läßt sich darunter fassen. Im 
frankophonen Afrika sind im Bereich des Verlagswesens 
beispielsweise 90% aller Verlage im Besitz ausländischer 
Unternehmen oder im Rahmen von Joint-Ventures (Ge­
mischtunternehmen) mit diesen verbunden. 

Dabei stellen die - vorwiegend französischen - Großverlage 
Kredite, Know-How, Beratung und Management zur Ver­
fUgung. Den Mittelpunkt dieser Aktivitäten bildet weniger 
die afrikanische Belletristik, die vorwiegend in Europa ver­
marktet wird, als der durch den Ausbau des Schulwesens 
attraktiv gewordene Schulbuehmarkt. Durch die kosten­
begünstigte Herausgabe und übernahme von Schulbüchern 
nach französischem Muster ist mit der Struktur dieser 
Kommunikationswege gleichzeitig mit dem Profit der Trans­
port ideologieträchtiger Inhalte garantiert, die sozusagen 
von außen unkritisch übergestülpt werden. Vergleichbares 
gilt für die englischen Verleger im anglophonen Afrika. Ein 
nicht unwesentlicher Anteil ihrer Schulproduktion geht 
mittlerweile nach Afrika oder wird dort gedruckt. 

Nur wenige afrikanische Verlage können sich gegen diese 
übermächtige Konkurrenz behaupten oder überhaupt erst 
entwickeln. Die nigerianischen Verlage fourth Dimension, 
Spectrum Books, Onibonoje und Nwamife sind wie eine 
Reihe staatlicher Verlage in Ost- und Zentralafrika und in 
den ehemaligen portugiesischen Kolonien eher Ausnahme­
erscheinungen. Aber selbst das größte dieser Unternehmen, 
fourth Dimension in Nigeria, konnte sich der Umklamme­
rung durch einen Multi nicht länger entziehen. Auf der 
Frankfurter Buchmesse gab die Verlagsgruppe Bertelsmann, 
die u.a. auch in Brasilien kräftig expandiert, den Abschluß 
eines Beratungsabkommens mit dem nigerianischen Verlag 
bekannt. Das Interesse deutscher Großverlage, in den vom 
britischen und französischen Kapital beherrschten Medien­
markt in Afrika einzubrechen und damit der deutschen 
Industrie, wenn auch verspätet, zu rolgen, ist offensichtlich. 
Damit schließt sich der Kreis hinsichtlich des SchwerpUliku 
Schwarzafrikas auf der vergangenen Buchmesse. Die Formel 
vom besseren Verständnis zwischen den Völkern, vom Dia­
log mit Afrika ist entmythologisiert. 
Das will nicht heißen, daß sich die Teilnahme und der Bei­
trag Afrikas auf der Frankfurter Buchmesse auf diesen Tat­
bestand kulturimperialistischer Unterjochung reduzieren 
ließe. Schließlich kam darin auch der Erfoig des Befreiungs­
kampfes auf kultureller Ebene zum Ausdruck, der heute 
nicht mehr ohne weiteres ignoriert werden kann. Niemand 
kann heute die Literatur Afrikas als unbcdeutend bezeich­
nen, nicht zuletzt machte dies die Verleihung des eigens rur 
afrikanische Autoren gestifteten japanischen Noma·Litera-

turpreises an die Senegalesin Mariana Ba deutlich. 
Hierzulande besteht allerdings ein bedeutendes Defizit, was 
die Rezcption dieser Literatur angeht. Was in der Endphase 
des antikolonialen Kampfes Ende der 50er, Anfang der 60er 
Jahre im deutschsprachigen Raum zur übersetzung und 
Veröffentlichung gelangte, ist mittlerweile weitgehend ver­
schüttet oder wieder eingestampft worden. 
Erst in der Vorphase dieser Buchmesse wurden in einer 
Dialog-Reihe Afrika zweier kleinerer Verlage wieder in 
einem breiteren Umfang afrikanische Autoren vorgestellt. 

Bundesdeutsches Afrikabild der Exotik 

Dieses Bemühen, die Literatur Afrikas, die sich zunehmend 
kritischer mit den Erscheinugsformen des Neokolonialismus 
beschäftigt oder sich mit den Aufbauproblcmen eines Lan­
des wie Angola auseinandersetzt, einem breiteren Publikum 
in der BRD zugänglich zu machen, ist in jedem Fall zu 
begrüßen. Das kann und darf aber nicht darüber hinwegtäu­
schen, daß - im Gegensatz etwa zur DDR - das Afrikabild 
in der Bundesrepublik wesentlich durch Sachbücher über 
traditionelle afrikanische Kulturen oder über die Tierwelt 
Afrikas, kurzum VOll Exotik geprägt ist. Dieses Bild domi­
niert nach wie vor die Programme der großen Verlagshäuser. 
Daran konnte auch die Buchmesse nichts ändern. 
freilich sind Auswirkungen der Messe aurgrund einer ent­
sprechenden Verlagsplanung erst mittelfristig feststellbar, 
wie schon das Beispiel Lateinamerika zeigte. Entläuschend 
war die unmittelbare Reaktion der bundesdeutschen Zeitun­
gen. In den voluminösen Literaturausgaben wurde kaum 
Notiz vom Arrika-Schwerpunkt genommen. Lediglich die 
Rundfunkanstalten bemühten sich um eine angemessene 
Berich tersta t t ung. 
Auch auf der Messe selbst blieben die afrikanischen Autoren 
und Verleger in der Halle 7 relativ isolien von der regen 
Geschäftigkeit um Lizenzen und übersetzungsrechte. über­
raschend positiv war jedoch der Zuspruch des Publikums. 
Interesse erregte nicht nur die ebenfalls dort stattfindenden 
Ausstellungen von Büchern aus und über Afrika. Zahlreiche 
Lesungen afrikanischer Autoren fanden eine ebenso auf­
merksame Zuhörerschaft wie die Kulturveranstaltung des 
Afrikanischen Nationalkongresses Südafrikas (ANC), dem 
neben der Südwestafrikanischen Volksorganisation 
(SWAPO) von der Messeleitung eigene Infostände zur Ver­
fügung gestellt worden waren. 
Ihren Höhepunkt und zugleich Abschluß erreicht die Messe 
mit der Verleihung des friedenspreises des deutschen Buch­
handels an Ernesto Cardenal, den politischen Dichter, Re­
volutionär und heutigen Kultusminister Nikaraguas. Ihm 
war es schließlich auch vorbehalten, dun;:h einen spontanen 
Besuch der Halle 7 eine solidarische Verbundenheit der 
Völker Lateinamerikas mit denen Afrikas zum Ausdruck zu 
bringen. 
Es blieb nicht nur im Hinblick auf die Teilnahme der Re­
publik Südafrika ein Eindruck zurück, der ein eindeutig 
positives Resümee der Frankfurter Buchmesse nur schwer­
lich zuläßt. Sie war, wie Tchicaya U Tarn'si aus der VR 
Kongo es ausdruckte, ein Ort - wie alle Messen, an dem 
man Handel trieb. Darin wurde auf Afrika wenig Rücksicht 
genommen. Sie war darüber hinaus aber auch ein kulturelles 
und historisches Ereignis ersten Ranges, nicht zuletzt durch 
den Beitrag, den Afri ka mit seinen Autorenlesungen und 
Kulturveranstaltungen selbst erbrachte. 

Adressenänderungen bitte rechtze~lg bei der 
Redaktion und bei der Post bekanntgeben! 
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Türkkaya Ataöv 

Die Palästinenser. Ihre 
Persönlichkeit und Kultur (2. Teil) 

Unter diesen Umständen ist es keine überraschung, daß die 
Palästinenser den Schutz ihrer Kultur als eine Form des 
Widers tandes betrachten. Deshalb wurde die erste Konfe­
renz der Ccneralunion Palästinensischer Künsder in Souk 
al-Garb im Libanon vom 4.· 7.Juli 1979 unter das Motto 
gestdlt: "Kunst ist eine Waffe für Palästina", 
Die palästinensischen Künstler haben Meisterwerke geschaf­
fcn voller Entschlossenheit, Herren ihres eigenen Landes zu 
sein. Unabhängig davon, welche gestalterische Richtung sie 
haben mögen, sie bewahren etwas, das spezifisch palästi­
nensisch ist. Sie verstehen Kunst als ein Millel des fortdau­
ernden Kampfes. Das beherrschende Thema dieser Kunst ist 
die Rückkehr und die Liebe zu ihrem Land. 

KUllst als Waffe 

Arabische Künstler, die nicht Palästinenser sind, haben ihre 
eigene Persönlichkeit in diesem vereinigenden Thema ge­
funden_ Mouna Saudi zum Beispiel kommt aus Amman Oor­
danien) und hat Bildhauerei in Paris studiert. Sie fühlt wie 
eine Palästinenserin und fuhrt jetzt den Vorsitz der Sektion 
bildende KunSl der PLO (Palästinensische Befreiungsorgani­
sation, d_ Red.). Die palästinensichen Maler nehmen durch 
ihre Werke am Kampf teil. Als Mouna Saudi im J ahre 1968 
die Palästinenserlager besuchte und den Kindern Papier und 
Stifte gab, malten diese lebensechte Bilder von Napalm­
bomben werfenden israelischen Flugzeugen und palästinen­
sischen Guerilleros, die mit ihren Waffen auf Invasions­
panzer zielen. Diese Zeichnungen, ausgewählt aus tausen­
den , die im Lager Baqaa in J ordanien von fünf- bis vierzehn­
jährigen palästinensischen Kindern gesammelt wurden, 
wurden später veröffentlicht. 8 ( ... ) 
Kind oder Erwachsener - der palästinensiche Künstler ist 
revolutionär, da er imperialistisches und zionistisches Un­
recht zurückweist ohne dabei aufzuhören, der Schönheit der 
Welt Beifall zu zollen. Einige von ihnen arbeiten unter den 
rauhen Bedingungen der Besatzung_ Das Erscheinen der 
palästinensischen Flagge auf der Leinwand ist ein .. Verbre­
chen·', ebenfalls die Abbildung jeder Art lIon Gewalt. 
Verschiedene Palästinenser, die in einem Zweig der sieben 
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Künste arbeiten, erlitten Haft, Folter oder Deportation. 
Trotzdem fahren sie fort, ihre Botschaft auszudrücken, sei 
es in Volkstrachten, den erns ten Gesichtern der Bauers­
frauen oder einfach der Dars tellung des Landes selbst. 

Einer der frühesten und bekanntesten paläSlinensischen 
Maler ist Ismai l Sham mout 9 , dessen einfacher, aber emo­
tionaler Stil unter den Massen sehr populär ist. Shammout 
nimmt eine besondere Stellung ein, da er eine wirkungsvolle 
Rolle in der Schaffung einer völlig neuen Schule palästinen­
sischer Künstler gespielt hat. Seine Werke haben eine hin­
gebungsllolle Form, die mit der Realität verbunden er­
scheint. 

Geboren in der pal:.i.stinensischen Stadt Lydda, zeigte er 
frühes Interesse an Kunst, aber dk Tragödie von 1948 lenk­
te seine Tätigkeit in eine andere RichlUng. Obwohl er von 
der ~Iittelschicht angehörenden Ehern abstammte, fand er 
sich und seine Familie in einer öden Gegend wieder, weit 
weg von zu !lause, wo sie in einem Zelt Zuflucht gefunden 
hatten. Er wurde schließlich Lehrer bei der UN·Flüchtlings­
hilfeagentur und ging später nach Kairo. um Kunst zu stu­
dieren. Dort malte er "Das kleine Flüchtlingsmädchen", 
"Wo ist mein Vater", und "Wohin", 
Er hatte eine Ausstellung in Gaza 1953, die erste, die \'on 
einem Palästinenser in Palästina gezeigt wurde_ Er setzte 
seine Studien in Rom fort, ..... o er "Erinnerungen und Feuer" 
im Jahr 1956 malle. Die folgenden Desaster, wie die zioni­
stischen Aggressionskriege 1956 und 1967, das israelische 
Massaker 1966 in dem palästinensischen Dorf Sammua, die 
Massaker vom September 1970 in Jordanien und die 
Schlächterei von Tel al-Zaatar 1976 (palästinensisches 
Flüchtlingslager im Libanon; d. Red_) be ..... egten ihn dazu, 
die Gefühle seines Volkes auszudrücken_ 

Ib rahim Ghanam 10 , geboren 1930 in dem Dorf AI-Yajour in 
der Nähe von l-laifa, fand sich plötzlich als Flüchtling im 
Libanon wieder. Er beschreibt im allgemeinen, wie glücklich 
man in Palästina war. "Die Ernte" zum Beispiel ist ein Ge­
mälde, das palästinensische Bauern beim Mähen ihres Wei­
zens zeigt. "Das Hochzeitsfest" zeigt das frit<h·olle Leben, 
das der Zionismus ihnen geraubt hat. Er malt ebenso das 
düstere Leben in den Flüchtlingslagern, zeigt die Menschen 



beim Schlangestehen, jeder auf ein wenig Meh l, Rei.s oder 
Zucker wartend. Das Massaker von Tel al-Zaatar b(:rührte 
Ghanam sehr; er malte e in nacktes paläst inen:lisches 
Mädchen, dessen Hände mit einem Strick gefesselt sin d und 
das von einem Phalange-M ilizionär weggezerrt wird, wäh­
rend die übrigen Milizionäre herumtanzen. 
Einer der fUhrenden palästinensischen Maler ist Kama [ Boul­
lata, der in den USA im Exil lebt. Vladimir Tamari leb t in 
Japan. Moustafa Hallaj erzählte dem Au tor in Beirut, daß 
seit 1967 die Mitglieder seiner Familie nicht in der Lage 
waren, sich um einen T isch zu versammeln. 
Die führenden palästinensisehen Künstler in den be!:etzten 
Gebieten wie Suleiman Mansour • Kamel AI-Moglb.anny, 
Nabil Anani und Issam Badr offenbaren eine alles beherr­
schende " Palästinität". Sie befolgen einen Stil. der in den 
Traditionen der Volkskunst wurzelt, in Folklore. HiUlLdwerk 
und Kall igraphie. Die Themen sind die Bestrebungen der 
Menschen, ihre Probleme, ihre Nöte, ihre Arbeit. Da offene 
"politische" Ausdrucksformen in den besetzten Ge:b ieten 
verboten sind, nehmen sie oft Zunucht zu Symbole:n, wie 
z.B. dem versteckten Gebrauch der Nationalfarben. ll 

Die palästinensischen Künstler unter der Besatzung nehmen 
aktiv am wachsenden Kampf ihres Volkes teil, seine Kultur 
zu bewahren und zu entwickeln. Trotz aller Formen der 
Unterdrückung ist es ihnen gelungen, das tägliche Zusam­
menleben mit allseitigem Widerstand zu verbinden. ( ... ) 
Der Kampf fUr Palästina hat die Kunst in der arabischen 
Welt bereichert. Sogar die alte arabische Schrift selbst sucht 
eine neue, realistische Form, Die Wandplakate und dil! Uber­
schriften der Veröffentlichungen reaktivieren die Form der 
alten arabischen Schrift. Man kann die alten Linien verfol­
gen, aber sie haben sich weiter entwickeh. 

Literatur: "Es gibt Platz hier für Euch und uns" 

Die Sache kann vielleicht besser verdeutlicht werden 31.m Bei· 
spiel der jüngsten Novelle von Nawaf Abu AI·Haija m,it dem 
Titel "Du bist der Äquawr".12 Diese kurze Novelle behan­
delt die dialektische Beziehung zwischen dem paläst inensi­
sehen Problem und der nationalen Frage sowie die s'Jzialen 
Ziele der 'Araber und die Idee der totalen Befreiull,g, ver­
bunden mit dem sich entwickelnden humanitären Gdst der 
arabischen Persönlichkeit. Die Charaktere der Novelle typi. 
sieren die geschaffenen Persönlichkeiten als Ergebnis der 
gewaltigen Wirkung d-:r palästinensisehen Revolution auf die 
arabische Denkweise. 
Die von Palästinensern geschriebenen Kurzgeschichten zei· 
gen die gleiche Herangehensweise. Diejenigen, die überset­
zungen einer Auswahl solcher Kurzgeschichten vorbereitet 
haben, sagen: "Wir Palästinenser möchten von unserel~ Liebe 
sprechen - von Palästina. Viele Palästinenser liebten ihr 
Land und gaben die Blüte ihrer Jugend und sogar ihr Leben, 
um sie zurückzuerobern .... Die Liebenden, die fie len, sind 
in Kerzen verwandelt, die den Weg rur die Helden erleuch­
ten, die nach ihnen kommen ... Sie nahmen uns unser Land 
... änderten den Namen ... seine Kennzeichen ... Sie nahmen 
das Erbe Palästinas, um es sich anzueignen ... Wir haben be­
schlossen , mit dieser Geschichtensammlung der W'elt zu 
sagen, daß ... das palästinensische Volk lebt und niemals 
sterben wird." 13 
Nehmen wir zum Beispiel Taw fiq Fayyad. Er ist ein palästi­
nensischer NoveJlist, der im besetzten Palästina lebte, wo er 
Zeuge der zionistischen Terror- und Rassismuspr~Lktiken 

wurde. Seine Folge von Kurzgeschichten mit dem Titd "Die 
gelbe Straße" zeigen die Leiden und die Beharrlichkeit sei­
nes Volkes unter der Besatzung auf. Der Bauer Abu Hussein 
in Fayyads "Die Stute" steht für jeden anderen Palästinen­
ser, dessen Land, die einzige Einkommensquelle, von den 

zionistischen Behörden konfisziert ist. " Die See wurde 
blau", geschrieben von Yabia Rabah im Flüchtl ingslager 
Dair AI-Balah in Gaza, erzählt vom Leben zwischen Meer 
und Wüste, oder zw ischen Gerechtigkeit und dem Unmög­
lichen. Die Hauptfigur Abu AI-Habbash, der zum Fischen 
hinausfahren muß, kehrt nie wieder von der See zurück, die 
von den Zionisten als " militärisches Gebiet" bezeichnet 
wird. Der Strick um den Hals von Abdul Ghani AI-Ayyubi 
in Walid Rabahs " Inschriften an der Wand der Zelle" ist in 
Wirklichkeit die Knechtschaft e ines ganzen Volkes. 
Yusuf Iraqi und viele andere haben das schreckliche Mas­
saker in Tel AI-Zaatar enthüllt. In diesem Schriften lebt die 
legendäre Schlacht der 53 Tage, in denen die Arbeiter­
kommune so viele Angriffe zurückgeschlagen hat. In Rashad 
Abu-Shawars "Die Ahnen·' verl iert Mahmoud nicht eine 
Sekunde, um sein Gewehr zu ergreifen. nachdem er seinen 
Vater begraben hat. Mahm oud Labadis " Das Zimmer auf 
dem Dach" ist nur eine der Episoden, die die Zerstörung 
von arabischen Siedlungen behandelt. Faris Glubbs "Die 
Rückkehr" ist mehr als eine Analyse, es ist eine Lösung; zu 
dem alten Juden, der vor vielen Jahren nach Palästina kam, 
als Pionier, voller Ideen von Eroberung und Ruhm, und der 
nun sieht, welche Zerstörung seine Torheit angerichtet hat, 
sagt Abu Adnan. während er sein altes Gewehr fes ter über 
die Schulter zieht: "Palästina leb t, und es gibt Pla tz hier für 
Euch und uns". 
Die meisten der palästinensischen arabischen Dichter, die 
jetzt unter zionistischer Besatzung leben, wurden in die 
Tragödie ihres besetzten Landes in den Jahren ihrer Kind­
heit oder ihres Heranwachsens hineingezogen. Die Qual und 
die Prophetie in ihren Versen beweisen, daß der Kampf um 
die Befreiung Palästinas nicht aufgehalten werden kann. 14 

Wie es in Tawfiq Zayyads Zei len ausgedrüekt wird, sind die 
Palästinenser wie tausend Verstoßene, die überall verstreut 
sind, ihre Lieder singen, Verl iese mit Stolz erfillien und ihr 
bestes Blut vergießen. In einem wunderschönen langen Ge­
dicht beschreibt Mahmoud Darw ish den Liebhaber aus Pa· 
lästina: " ... Paläs tinensisch sind deine Augen, deine Täto­
wierung/ Paläst inensisch ist dein Namel Palästinensisch ist 
dein Denken, deine Kleidungl Deine Fülk, deine Gestalt/ 
Palästinensisch die Worte/ Palästinensisch die Stim me/ Du 
lebst palästinensisch/ Und wirst palästinensisch sterben." 
( ... ) 

Volkskunst und Kin o 

Die Vereinigung für Theater und Palästinensische Volks­
kunst ist eine der kulturellen Institutionen, die der Autor in 
Beirut besucht hat. Die Akteure führen auf der Bühne eine 
Tanzfolge auf, die ihren Kampf gegen den Besau.erfeind 
widerspiegelt. Zu Beginn pnügen und pnanzen die palästi­
nemischen Bauern fried lich. Mädchen singen und tanzen zu 

trad itioneller Musik, Plötzlich gibt es eine Explosion mit 
disharmonischen Geräuschen, die offens icht lich keinerlei 
Beziehung zu dem Land und dem Leben auf ihm haben. Die 
Israelis dringen ein mit verschiedenen Uniformen, aber das 
Land weist sie zurück, und die Flöte übertönt am Ende die 
disharmonische Musik. 
In gle icher Weise greifen das Palästinensische Filminstitut 
und die SAMED-Filmproduktion (SAMED ist d ie fUr die 
Produktion und den Vertrieb von Waren zuständige Unter­
organisation der PLÜ; d. Red.) das Thema eines Volke~ auf, 
deuen Land durch Gewalt usurpiert wurde. Gegen Ende 
1978 bekam ,.Der Tag des Bodens" unter der Regie von 
Ghal ib Sha'ath , der den andauernden Widerstand der palästi­
nensischen Massen beschreibt , den Goldenen Pre is des 
Leipziger Filmfestivals. 
Der Film über Td al-Zaatar kam beim Filmfestival von 
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Carthago in Tunesien im gleichen Jahr sehr gut an. Ein an­
derer, im Jahr 1979 in Zusammenarbeit mit der Palästinen­
sischen Gesellschafl des Roten Halbmonds herges tellt, zeigt 
nicht nur die Tätigkeit der letzteren, sondern ist auch ein 
Zeuge für die zionistischen Scheußlichkeiten. Als (:r zu den 
internat ionalen Filmfestspielen nach Varna (Bulg'lrien) ge­
schickt wurde, legten d ie Amerikaner, Westdeutschen und 
Schweizer ihr VetO ein; der Film wurde jedoch außer Kon­
kurrenz gezeigt und bekam einen Sonderpreis . 
"Die Kinder Palästinas", der die Bombardierung von Schu­
len zeigt, is t eine weitere Dokumentaraufze ichnung der 
israelischen ZerSlörung. Dieser Film rief widersprüchliche 
Reaktionen hervor, als er im Kanal 13 des Fernsehens von 
New Vork gezeigt wurde. Während einige über die brutalen 
Angriffe der Israelis auf Zivilisten im südlichen Libanon ge­
schockt waren, erreichten die zionistischeq, Kreise , daß die 
Hir die Sendung veran twortliche Pe rson von ihrem Posten 
gefeuert wurde. Derselbe Film , der nun fast überall im Um­
lauf ist, erfuhr eine überwältigende Aufnahme be i d er Inter­
nationalen Dokument ar- und Kunfilmwoche in Ldpzig. Er 
bekam den ,Ju ry-Sonderpreis". In Leipzig hatte ein andere r 
Film Premiere, der das kubanisehe Jugendfestiv<ll behan­
delte. Ghalib Sha'ath arbeitet im Moment an "Der Oliven­
zweig". 
"Der Fünfte Krieg", der die israelische Invasion im Südliba­
non am Beginn des Jahres 19 78 behandelt, ist eine Kopro­
duktion des Palästinensischen Filmins tituts mit der SAMED­
Film produktion. ( ... ) 
Die palästinensische Revolution bringt das Recht der ein­
heitlichen Existenz des Volkes von Palästina zur Geltung. 

ERNES1r 
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Ein langw ieriger Kampf wird zur Änderung verschiedener 
fal scher Vorstellungen geruhrt . Die palästinensische Realitä t 
ist schon im arabisch-palästinensichen Bewußtsein verwur­
zelL Sie beginnt auch im internationalen Denken Wuneln 
zu schlagen. Alles, was zur Förderung der politischen und 
kulturellen Existenz dieses Volkes getan wurde, beweist, 
daß Versuche, seine unabhängige Identi~ät zu zerstö ren, ge-
scheitert sind. 
Mehr noch, die palästinensische Persönlichkeit wird geför­
dert. Die Schriftsteller, Dichter, Künstler und anderen Intel­
lektue llen, die über die gesamte Welt verstreut sind, kämp­
fen, um wirklichen Frieden hervorzubringen, der allein auf 
die Wiederherstellung de r Rechl e der Palästinenser gegrün­
de t werden kann. 
Schluß 
Anmerkungen: 

8) Mona Saudi (Hn g. ), In Time of War: Children TeUify, Beirut 
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9) Nan er AI·Soumi/ hmael ShammOl.lt, The Emergence of Pale­
stinian Plas tie Art" in: Pales tinc:, Beirut, Band V, Nr. 11/ 
16.· 30. Juni 19 79, S. 37-38. Dieser Artikel wurde unprunglieh 
in AI·Katib aI Arabi, Nr. 7{ 1979 veröffentlicht. 

10) Ibrahim Ghanam: A Militant Palestinian Artist, in: Palestine, 
Band IV, Nr. 20-21 / 15.-30.11. 1978, S. 42-43 

11) Vgl. Vladimrr Tamari, Ca.nvas Behind Barbed Wire, in: Palestine, 
Band V, Nr. 7/ 15.·30.4.1978, S. 22·23 und Palestinian Art iSU 
Under Occupation: Tooted in Their People', Resistance, in: 
Paleu ine, Band V, Nr. 19/ 16.-3 1.10. 1979, S. 31.34 

12) Nawaf Abu-al·Heija, On Palestinian Literature, in: Bagdad Ob­
server. Weekly SupplcmO!ll t, Band 11, Nr. 8, 29.1.1980, S. 7 

13) Stan in the Sky of Palestine, Kungc:schiChten, übersetzt von 
Faris Glubb, Beirut, 19 78 

14) They elai," There is No Resin ance, Kuwait 1971 

HOie Dichtung Ern.5to Cordenob i5t e in Gong durch die Geschichte seines 
Kontinents, Erinnerung on l eiden und HoHnung de r Völke r und wortgewol';ge 

Mahnung "ur liebe ob dem ein"i!!en Elem e nt de r Vef"Önderung. 
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SeI n Werk Ist gegTÜndet auf die Hoffnung on die noch nicht entfalteten 
NlögUchkelten eines Menuhen. 

Cordenal hot die Kraft eines Poe'en, del.sen Weheriahrung Wort wird. 
Er schreib' eine sinnhafte, anschauliche Dichrung, reich on Reoli'öt, 

keinem Dogma verpflich'et und christlich im. Sinne e iner Humanitö" In der 
gesellschaftliches Engogemen' und Individualismus einander nicht 

ausschließen. Als Dichter und Pries'e,' ist e r r e ll der GeseIlIChoft der 
Zukunft, die _ noch seinen eigenen Worten_ 
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Krieg und Frieden 

AlB-Seminar Verhiiltnis Frieden 
und Befreiungskampf (1) 

Anläßlieh seines 10. J;dlrestage, veranualtete das AlB am 29. 
November 1980 in Marburg ein Seminar mit dem Titel Frieden und 
Befreiungskampf, an dem rund 4S Personen teilnahmen. Es wurde 2.U 
einer Diskunionsrunde vornehmlich über die weltpolitische Zuspit­
zung 1979/80, die imperialistische Globalstratcgic und cini@:,= Kern­
fragen des Verhliltnisses von Friedensverteidigung und Befreiungs­
kampf der Völker der log. Dritten Welt. 
Die Veranstalter gingen dabei von der Überlegung aus, daß dieses 
Thema mit dem Rückgriff der USA bzw. NATO·Mächte lluf eine 
globale Strategie der Konfrontation und des Inttrvcntionismus in der 
Dritten Welt noch an Bedeutung fUr die Befreiungsbewegung Asiens, 
Afrikas und Latcinamcrikas wie ruf die Solidaritäubewegung hierzu· 
lande hinzugewinnL Fngen nach den Konsequenzen einer \Yeite~n 
Verhärtung dieses Konfrontationskurses bedürfen daher einer ein· 
gehenderen Klärung und Ver.lOkerong in einer b~iteren Offentlich· 
keit. 
Das AlB wollte mit seiner Seminar-Diskussion einen Anfang in diese 
Richtung machen. Es wird femer im kommendc:n Jahr 1981 ver· 
fChiedene brisante Punkte dieser Diskussion in gesonderten Analysen 
aufgreifen und veniefen, daronter die Kriegscskalatiorugefahr am 
Persischen Golf (siehe u.a. die Beiträge von W. Brönner und dem 
Arabischen VolkskongreB in diesem Heft), die Globalstrategie und 
Dritte·Welt-Konzeption des Ronald Reagan. die (Militir-)Expansion 
der BRD, Frankreichs und Japans in die Drine Welt oder das Ver· 
hältnis von Waffenexportgcschiften/Rüstung und Unten:,ntwick· 
lungsbcwähigung. 
Einige ~Ievante Diskussionsergebniue und The!ICn seien hier zu· 
sammengefaßt: 
Bei der Beurteilung der aktuellen weltpoliti,chen KonJle lla't ion un° 
terstrich P. Dictzel, daß wir es dabei mit dem schwersten Giegenan· 
griff gegen den Entspannungsprozeß, mit einer Wende in der limperia· 
Unischen Außenpolitik, die von langer Hand voroereitet wurde 
(NATO·LangZeitprognmm, Ven:ögerung "on SALT 11, NATO­
Atomraketenbeschluß usw.), zu tun haben. Mit dem Anbelizen der 
Afghanistankrise, Caners Inte .... entionsdoktrin und der Caner· 
Direktive 59 zur Schaffung einer nuklearen US-Erstschlagskapazität 
habe sich dieser KUß der Gegenentspannung und neokolonialisti· 
sehen Revanche verfestigt . Dies alles heiße aber noch nicht, daß die 
Weh bereits in die Periode des Kallen Krieges zurückgekehrt I,ei, gäbe 
es doch imbesondere mit dem sozialisti schen Lager, der intematio· 
nalen Arbeiter· und Friedembewegung und der Dritten Welt gewich· 
tige Gegenkräfte. Der akti-n:n Friedensverteidigung komme ,)hnehin 
im Atomzeitalter auch für die Dritte Welt erhöhtel Gewicht zu und 
umgekehrt begünstige die Friedennicherung prog::reniw: Prousse. 
Widerspruch wurde gegen folgende These zur impcriali,nischen 
Driuc-Welt·Politik angemeldet: Während in den 70er Jahren ,die neo· 
kolonialistische Modemisierung (Anpassung) Vorrang erhalte'n habe, 
stünde Hit die 80er Jahre wieder der Rückgriff zur kompromißIo5Cß 
Welthernchaftspolitik bzw. zur militärischen Option ins Haus. Ein· 
mal wandten verschiedene Diskutanten ein, es sei notwendig die neo· 
kolonialistische Konzeption der USA und anderer Westmäch te diffe· 
renziert zu fan en, da die traditionell größere Anpassungs- bz'W. Kon· 
zcssionsbereiuehaft etwa der BRD gegenüber den ökonomisc:hen Be· 
strebungen der Entwicklungsländer, ihre "ergleichbar geringe Militär· 
präsenz und ihre frühzeitige so~ialrefonnistische Modemisierung der 
Entwicklungspolitik hier unterschiedliche Voraussetzungen, gegen­
über denen der neokolonialen Macht Nr. I, den USA, setze. Weiter 
wurde darauf "erwiesen, daß mit der Verankerong des Projd;ts einer 
Neuen Intemationalen Wirtschaftsordnung (NI WO) und dern eigen· 
Sländigen Auftreten der Dritten Welt in den Vereinten Nationen die 
ökonomische Anpassung von den neokolonialen Hauptrnä.chten 
weitergcrlihrt werden mtisse, wenngleich auch die militärische Inter· 
-n:n tionskarte - \/Or allem seitens der USA und Frankreich!> - nun 
stärker gespielt werden solle. 
kmd Greiner erhärtete dieses Differenzierungserfordernis mit einer 
Rückschau auf die Traditionslinie in der Global· und Dritte,Welt· 
Konzeption der USA. Seit den SOer Jahren sei die militärische Ge· 
waltvariante hier übermächtig geblieben, abgesehen von der Episode 
unter J.F. Kennedy, der 19 6 1 als Reflex auf die kubanische Revolu· 
tion das sozial~formisti5(:h·intergnt ionistische Programm "Allianz 

lG'" -; gerreiungskal 
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rur den Fortschritt" für Lateinamerika verkiindet halte. 1969 sei es 
in den USA erstmals zu einer breiten Diskussion für eine Differen· 
zierung der ncokolonialistischen ,Strategie gekommen, welche in 
Westeuropa schon seit zwei JahrLehnten lief. Dennoch hlieb die ve r· 
ändene US·Strategie der 70er Jahre eine Art Kompromißlinie zwi· 
5(:hen integrationistischen Teilkonzessionen und - mit dem Ende des 
Vietnamkrieges 19 73 - dem indirekten US·Militärinterventionismus 
(Nixon·Doktrin). Gegen Ende der 70cr Jahre verstärkten dann neuer· 
liehe empfind]iehe PositioßS"er]uste der USA in der Dritten Welt den 
Trend unter den Herrschenden, der inte .... entionisti5(:h·militärischen 
Variante wieder den eindeutigen Vorzug \/Or der integrationiSlischen 
lIU geben. Die Verkörperung dieser ncokolonialistischen Revanche· 
variante sei Ronald Reagan. 
Dieser Rückfall der USA in den direkten Inte .... entionismus wurde 
laut Wolfram Brönner bereits mit der Carter·Doktrin und den mili· 
tärischen Aufmärschen 1979/80 in Zcntralamerika und dem Persi· 
schen Go]f de facto vo .... ollzogen. Er ste lle eine akute Gefahr rur den 
Weltfrieden, die Befreiungsbewegungen und progressiven Regimes in 
der Dritten Welt dar. So drohe gerade in den Kriiienzentren Mittel· 
amerika (E] Saivador{Nikaragua) und im Mittleren Osten ein neues 
Vietnam_ 
Wenn man das Verhältni. vOn Entspannung und Revolution in den 
70cr Jahren bilanziere, 50 werde nämlich deutlich, daß die von im· 
pcrialinischer Seite in den EntspannungsprozeB gesetzten Hoffnun· 
gen auf cin Abflauen des Befreiungs· und Klassenkampfes. von revo· 
lutionären Prozessen emtäuscht wurden. Gerade in den 70er Jahren 
häuften sich spektakuläre Befreiungsrevolutionen, von Vietnam, 
Laos, Mocambique, Angola, Äthiopien, Afghanistan bis hin zu Nika· 
ragua. Mit strategischen Einbrilchen in Indochina, dem Iran und Mit· 
telamerika, mit der antineokolonialistischen NIWO oder dem erhöh· 
ten Gewicht der Olländer erwuchs ihnen in der Dritten Welt ein 
neues, ernstzunehmendes Gegenpotential. Der politische Entspan· 
nungsprozcß habe also die in ternen revolutionären Entwicklungs· 
trends in der Dritten Welt begünstigt - ein Grund mchr für die 
Befreiungsbewegungen, den gegenwärtigen Angriffen auf die Ent· 
spannung mit den Kampf anzusagen und auf deren Vertiefung. d.h, 
den Übergang zur militärischen Entspannung (Abrüstung) zu drin· 

"'". Oie Diskussionsergebnisse zum Verhältnis RÜJ tung und Untercnt· 
wicklung sollen in einem gesonderten Beitng in AlB 2/1980 ausführ· 
licher folgen. 
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Rücl,blick 
Der Mord an Patrice Lumumba 

Am so. Juni 1960 wurde die bclgiJChe Kolonie Kongo (heule: Zaire) 
un.abhingig. Der erste Mininerprisidenl hieB Patrice Emcry Lu· 
ffiumbll. Ein halbes Jahr spater, In der Nacht vom 17. auf den 18. 
Janullf 1961, wurde cr zusammen mit seinen IUmpfgerahrLcn Mpolo 
tmd Okilo in Elisabethville (heule: Lubumbuhi) ermordet. 

Paulee Lumumba wurde am 2. Juni 192~ als Sohn eines armen 
Bauern in der Kuai-Provim geboren. Er besuchte eine: Missions­
Khulc, versuchte sich in cinc::r Anthclfcf11uibildung, cntwic::kclte sich, 
da ihm der Zugang:tu eineT höheren Schule verwehrt W3I", :r.urn bc­
g<tbtcn Autodidakten. 1943 wurde er Angestellter eines Bergbau­
tmlernc::hme.!l.' in der östlichen Kiw-Provinz, 1947 Postangcsldltcr. 
In jcrn: Zeit fid en die euten größeren Protest- und Aufshndsbewe­
gungen der a""gebeuteten und blutig un!crdri.icklcn Mcn$Chcn der 
Kolonie (die in den 80 Jahren Kolonialherrschaft die Uälfte ihrc:r 
Bevölkerung verlorl). 
Der Reichtum des Kongo kon~nlriefl sich auf die südl.ichen Pro­
vinzen, vor allem Kasai (Diamanten) und Katang-.. (hcul>=: Shaba), 
das sich mit itinen gewalt igen Kupfervorkommen an den sog. Kup· 
fergiirtd anschließt, der ins damllb noch britische Nordrhodesien 
(Sambia) hinc: inreicht. Neben Kullfer werden in Katan!:a Kobalt , 
Zinn und Uran g.:wonnen. Belgische, und britisches Kapital beherr· 
schte Iraditiont:U die!le Region. Im Zentrum stand die Uni.m Miniere: 
du Haut Katanga (lThU IK), e ine Tochtergc!lellschaft der bdgischen 
Sockte Generale, verfl ochten mit fkrgbautrwu wie der JÜdafrika· 
nisch·brit ischen Anglo-American/lkBeers, der britischen Tanganyika 
Concasions (lksilzerin der wiehtigen Benguda-Bahn VO\ll Katanga 
rum angolanischen Hilfen B<:nguda) oder den bolivianischen Zinn· 
Baronen Patina. Verstärkt kit dem Ende der 40er Jahre versuehte 
jedoch US-amerikanisches KapiU1l, >;uniehst in Nord-Rhocluic:n und 
dann auch im Kongo, Fuß zu fa.s:Kn. Die Rivalität sollte für das 
SdliekJaI des Kongo tragische Ikdeutung erhalten. 
Von 1948 an betitigte sich Pauiee Lumumba politi§ch. EI reis te viel 
durch die Kolonie, hielt Anspr..chen, die seinen Ruhm als mitrei&n­
der Redner und charismatilcher Politiker begründeten, il~formierte 
sich über die Lage seiner Leidensgerahrten. In einem 19!i6 el"$chie­
nenen Buch legte « seine Vorste llungen dar, die >;unlichst noch. vom 
Gedanken der Klaucnharmonie und der g1eichberechtigt.:n Koope­
ntion mit den bdgischen Kolonialhem:n gekennzeichnet waren. In 
einigen Punkten ging er jedoch darüber hinaus, 50 in der Frage einer 
Landverteilung. 
Am 5. Oktober 1958 grilndete e r eine Partei, die Nationale Bewegung 
des Kongo (MNC). Innerhalb kuner Zeit gewann die MNC großen 
Einfluß mit e inem Programm, daJI zwar noch keineswegs aJ:lzu radikal 
war, aber sich durch einige we~ntlkhe Grundsätze am zeichnete. 
Neben der Forderung nach Unabhängigkeit und Aufbau eine r Dem o;>­
kratie waren die. solche wie die nach Erhalt der Einheit des Landes, 
der Beendigung der Ausbcutulli des Menschen durch den :Mens.chcn, 
nach Nutzung der Reichtümer des Landes zugunsten der Kongole!len. 
Ober die Frage der nationalen Einheit kam ~ zur Abspaltung einer 
Gruppe unter A. Kalondji aus der Kasai·Provinz auf Betreiben der 
Konzerne Forminiere (UMIIK) und OeBeers. die gcmc-iI\$~ die 
Diarnantenvorko{llmen dort au!bt:uteten. Kalondjis vor allem auf den 
Lulu.a.-Stamm gegründete Gruppe: lollte zum Todfeind I..umumbas 
werden. 
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Auf die wachsende Unruhe in der Kolonie reagierte Belgien schlief!.. 
lieh im J anuar 1960 mit UnabhJingigkeiuverhandlungen auch mit 
Lumumbas MNC. Im Mai 1960 wurde gcwahlt, die MNC ernng e"lot 
n: lative Mehrheit , Lumumba wurde damit Kandidat für den Minister­
prä.!lidentenponen. In BCÜS$CI und Landon erwartete man die Unab­
hangigkeit mit Besorsnis, in Wall Stroet eher hoffnunpYoU. wurden 
doch die kolonia.len Barrieren tu. das US-Kapital falkn, w~rc:nd 
Belgien uoo Großbritannien lOwie Frankreich am Email ihrer Posi­
tionen in teressiert wal"Cll. Zwu I>c$tand Einigkeit hinsichtlich der 
Gegnerschaft zu Lumumba, aufgrund der venchiedenen Zielsetzun­
gen kam es dagegen zu taktischen \)i fferenzen und zum Konflikt. 
Als Pat riee l.umum ba am 30. Juni 1960 d ie Unabhängigkeit pro­
klamierte und in ei,lotr groß.!:n Rede die weiteren Aufgaben des 
Kampfes fU.r die volle Unabhängigkeit umriß, sah man sich in seinen 
Ikfiirchtungcn bestätigt. Auf Betreiben ihrer belgischen Offi:l.icre 
meuterten Einheiten der aus der Kolonialzeit übemommenen Streit­
kräfte. Lumumba übernahm selb~t ihr Oberkommando und ver­
hängte Maßnahmen gegen Kapitalflucht und Goldresen.-cn.schmuggel. 
Wenige Tage später, am 8. Juli 1960, bese tzten be1gische Fallschirm· 
jäger wichtige Knotenpunkte des Lande •. Am 11. Juli 1960 erklärte 
die Provinz Katanp unter dem Millionär Moises Tschombe die Uno 
abhängigkeit, g.:folgt von Kasai, wo sich Kalondji zum "Kaixr" aus­
rufen lieB. Damit war den USA der Zugang zu den belgis.ch-bri tisch 
beherTIchten Regionen verschlossen. Washington seute fortan auf 
die Zcntralrcgierung, d.h. auf den Präsidenten Joseph Ka~vubu, und 
vermochte d.tmit auch, die damals noch unter US-EinfluB stehenden 
Vereinten Nationen für seine Ziele einzuspannen. Bereits ~ 15. Juli 
1960 waren auf Enuehen Lumumbas UN-Truppcn ins Land ge­
kommen. 
Patriee Lumumbas Pretltige in der Bcvolkerung wuchs ungeachtet der 
Schwierigkeiten. In dieser Situation faßten anscheinend unabhängig 
voneinander belgische SteUen und der U5-Gcheimdienst CIA im 
August 1960 den Enuchlu6 Lumumba ,,zu beseitigen". Der ClA 
setzte dabei, abgesehen von Mordplanen, auf kongolesische Politiker 
wie Kasavubu und J oseph Mobutu, den Stabschd der Armee:. Am 
14. September 1960 pu tschte Mobutu, Lumumba begab sich in der 
Haupt-uadt Leopoldville (heUle: Kill!ihan) unter den Schuu von UNo 
Trul)PCn. Der CIA - dia gehl aus den Untersuchungsberichten über 
den CIA in den 70er Jahrc:n hervor - war nun bemüht, Lumumba 
au' die~r SteUung hervor· und in die Winde !leiner Feinde zu locken. 
Diese _ darunter Kalondji, Kasavubu und Tschombe - hatten auf 
einer Konferen>; am 28. November 1960 ihrerseits beschlossen 
Lumumba >;u beseitigen, indem man ihn an Kalondj i auslieferte. Am 
selben Tag ent:r.og sich Lumumba der UN-Bewaehung, um zu seinen 
Anhängem im Osten zu gelllngen, die dort unter Führung Antoi,lot 
Giltngas eine Gegenregierung bildeten und mit Erfolg dem Puuch­
regime Widers tand leisteten. Am 2. D ...... ember 1960 wurde er unter­
wegs gefangen genommen und zunächst in der Nähe von Leopoldville 
eingesperrt. Der Industriekurier Ichrieb am 6. Dezember: "Die Nach­
richten aus dem Kongo lauten zum entenmal seit langer Zeit erfreu­
lich: Endlich ist es ge lungen, Lumumba -.;u verhaften_" 
Am 16." 7. Januar 1961 wurden Patriee Lumumba und seine zwei 
Mitgcfangenen Mpolo und OkilO nach Bakwanga. im Kasai geflogen. 
Da dort ghllnaische UN·Truppe:n den Flughafen bewachten, steuerte 
die M:uchine Elisabc:lhville in KlItanga an. Die drei Gefangenen er­
reichten d ie Stadt na.ch entsetzlic.hcn Foltern durch ilue Bewacher 
halbtot; Tschombe-Soldaten und betgische UnterofrlZicre übe.· 
nahmen die Bewachung. In der Nacht zum 19. Janua.r 1961 wurden 
sie im Ghtehaus der belgischen Fluggesc:llschaft Sabena erscbosxn. 
Die Leichen wurden :tuniehst vencblllTt, dann wieder 3U$gcgrabcn, 
mit Sehwdclslure übergmsen und, a.ls sie sich dennoch. nicht voll· 
end. auflösten, in einem Schacht der Grube "Etoile" ( .. Stem") der 
Union Miniere geworfen. Noch ;oIs Toten ftirchteten seine: Feinde den 
MythOli Lumumba. 
Die: Ermordung Patriee Lumumbas und die Sezession Katangas 
markieren den Beginn einCl der blutigsten Kriege in der jüngeren 
Geschichte Afrik as , der - ausge löst dureh die riva1 isie~nden Interes­
sen amerikaniJCher und europäischer Kapitalgruppen - seinen n öhe­
punkt 1964 finden 10Ute. 1965 übernahm Oberst Mobutu voUeool 
die Macht im Kongo und benannte ihn in Zaire um. In eine:m Akt 
seltenen Zynismus erkllltte er, der Mitverantwortliche fü r die AU II­
lieferung Lumumbas an seine Todfeinde, diesen zum Nat ionalhdden, 
um ihn für Kine eigene nationalistiseh·rc:aktionärc: Ideologie zu 
vcreinnahmen . Doch sein Name blieb und ist das Symbol des Frei· 
heitskampfe. de. Volke. von Zain:: und darüber hinaus Afrikas. 

J . Oltrowllky 



Rezensionen 
Kontroverses zur Afghanistan-Krise_ 

Intemaliollale Kriscnentwicklungen beleben den Büchermarkt. Die 
sog. Afghanistankrisc von 1919/80, die bis heute den Prozeß der 
Entspa.llllung zwischen 05t und West nicht unwesentlich belastet, 
vCI'1Ullaßle das deutschsprachige Verlagswesen in besonderem MaBe, 
die wachsende Nachfrage nach Hintergrundinfonnationen z;u bedie­
nen. Da gibt es auf der einen Seite "Schnellschüsse", die mit großem 
Werbeaufwand untcrs Volk geworfen werden. wie z.B.: 
Winhicd F. Wlcgandl. Afghanistan. Nichl aus heiterem Himmel, 
Orell Fü"li Verlag. Zürich 1980, 307 Seiten, 19,80 srr 
Was hier vom Verlag als "engagierte Meinung~uSerung" verkauft 
wird, ist eine duu:hgängig antikommunistische, offen für die islami· 
schen "Rebellen" Partei ergreifende Abhandlung eines Auslaruhkor­
~spondent'!n der Schweizerischen Depeschenagentur. 
Die folgende Veröffentlichung ~präsentiert den Standpunkt der 
herrschenden "Ostforschung": 
Heinrich Vogel (Hn,.). Die ... "jetische Intervention in Afghanistan. 
Enmehung und Hintergründe einer weltpolitischen Krise, NomOI 
VeTiagsge, ellsehaft, Baden· Baden 1980, 392 Seiten, 39,- DM 
Die umfangreiche Aufsatzsammlung, die in der vom Bundesinstitut 
rur o5!wiuenschaftliche und internationale Studien herausgegebenen 
Reihe "Osteuropa uml der internationale Kommunismus" erschienen 
ist, kann hier keiner aUJfo.ihrlichen Begutachtung unterzogen werden. 

Von Relevanz rur die aktuelle politische Auseinandersetzung inner­
halb der antiimperialiuischen Bewegung sind demgegenüber vor al­
lem die folgenden zwei BLicher: 
Wolfram Brönner, Afghanistan. Revolution und Konterrevolution, 
Verlag Marxistische Bläuer, Fnmkfurt/Main 1980, 277 Seiten, 
14,- DM 
50wie 
Karl·Heinrich Rudersdorf. Afghanistan - eine Sowjetrepublik? Mit 
weiteren Beiträgen von Ulrich AJbrecht und Andreu KohlKhiilter, 
rororo-aktuell 4643, Rcinbek bt: i Hamburg 1980, 173 Seiten, 
6,80 DM 
Hält man bt:ide Veröffentlichungen nebeneinander, so fiiilit zunächst 
auf, daß die Ak>;ente, was die Darstellung betrifft, unterschiedlich 
gesetzt sind: Während W. Brönner in einem gleichsam ausgewogenen 
Verhältnis die strategische Lage im Raum des Mittleren Ostens, die 
davon beeinflußten Modifikationen der VS·imperiaiiSlischen Strate­
gie, die innere Entwicklung Afghanistans vor und nach der April· 
Revolution 1978 und die Politik der Sowjetunion behandelt, be­
Khrinkt sich K.M. Rudersdorf weitestgehend auf die Analyse der 
afghanischcn Revolutionsereignisse selber. Letzteres ist nicht uno 
problematisch. 
Bereiu K.H. Rudendorfs übergeordnete Fragestellung (In "an",­
sichts der beiden Supermächte UdSSR und USA eine eigenständige 
Revolution in Entwicklungsländern" überhaupt noch möglich? 
S. 97) wird man durch eine "schiefe Optik" beantworten, wenn man 
den Blick lediglich auf die innere, durchaus problem~iche Entwick­
lung des .. fghaRischen Revolutiomproze$ses lenkt und allenfalls noch 
dessen Untentiltzung durch die SowjelUnion (und die", per se noch 
als belastendes Moment) mit in die Betrachtung einbt:zieht. Auch 
wenn man die bei W. Brönner implizit enthaltene These, daß die 
Existenz eines mächtigen sozialis'tischen Lagen eine Voraussetzung 
für die Verteidigungsflihigkeit sozial~volutionärer ProU!:sse in der 
Dritten Welt darstellt oder diese doch wenigstens enorm begünstigt, 
nicht teih, wird man den konkreten .. Fall Afghanistan" nicht (zu-

mindest aber nicht voll) begreifen können, wenn man die Interessen· 
lage des Imperialismus in der Region und die daraus resultierenden 
Aktionen - wie K.H. Rudersdorf - als irrelevant abtut. 
W. Brönner legt überzeugend dar, welches Ausmaß die äußere, durch 
Washington ges teuerte Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
Afghanistans bis zum Zeitpunkt des sowjctischen Eingreifens ange· 
nommen hatte und wie ernsthaft diese Intervention - in Kombina· 
tion mit der Widerstandstätigkeit der diversen, zumeist von ent­
machteten Großgrundbesitzern angeführten "Rebellen"gruppen -
den Bestand der Revolution bedrohte (besonders S. 69ff.). Du hier· 
zu inzwischen bekanntgewordene und bei W. Brönner detailliert aus· 
gebreitete M.alerial läßt eindeutige Schlußfolgerungen zu, die keines­
wegs nur relevant für die Beantwortung der Frage sind, ob die von 
der Sowjetunion dem afghanischen Regime (auf dessen mehrfache 
Aufforderung hin und auf der Grundlage dei beiderseitigen Freund· 
schafts\'ertrages) gewährte Truppenhilfe gerti;htfertigt war. 

Gleichwohl reduziert W. Brönner das Problem Afghanistan nicht auf 
den konterrevolutionären Interventionismus. Zum vollen Verständnis 
der Afghani5lankriR wird man, sofern man bereit ist, lich auf die 
Argumentationen des Buches von W. Brönner ohne die hierzulande 
üblichen Vorurteile einzulassen, mindenens die folgenden Faklo~n 
bt:rikksichtigen müssen; die von den USA lange vor "Afghanistan" 
angesteuerte Revision der Grundprii.missen des Enupannungsprozes· 
ses (So 9fr.). die äußere Einmi$chung in den afghanischen Revolu­
tionsprozeß, schließlich die Schwäche der regierenden Volksdemo­
kratischen Partei (VDPA), die ihrerseits nicht nur durch den konter­
revolutionären Interventionismus bedingt war, sondern durch die 
Auseinandersetzungen innerhalb der Führungsgruppe der VDPA (die 
unter Hafizullah Amin ein für die Partei durchaus bes tandsgefähr­
dende, Ausmaß angenommen hatten) noch beträchtlich verschifft 
wurde (vgl. besonders S. 89ff.). Daß hingegen in den meisten Län· 
dem Asiem und Afrikas wegen der dort herrschenden sozialökono­
mischen Rückstindigkeit, der erst rudimentif ausgebildeten Klassen­
vcrhällnis!le, der strukturellen Schwäche der Oberbauinstanzen usw. 
(Probleme, die S. 35 ff. eher phänomenologisch angerissen werden) 
auf den SozialismUJ orientierende Regimes prinzipiell, weil st ruktur· 
bt:dingt, Momente der Instabilität aufweisen (weswegen sie gerade 
auf die entwickelten sozialistischen Staaten als Stütze angewiesen 
sind), hätte meines Erachtens indessen durchaus schiffer herausge­
ubeitet werden können. 
Zentral flir die Analyse der Widersprilc.hlichkeit der innercn afghani· 
schen Entwicklung seit der revolutionären Machtergreifung scheint 
mir W. Brönners OIarakterisierung der VDPA als .. fortgeschrittene 
revolutionärdemokratische Partei" zu sein, "die sich von Anbeginn 
auf Grundprinzipien des wineruchaftlichen Sozialismus wie auf ein 
revolutionärdemokratisches Programm mit sozialistischer Orientie­
rung nützte" (S. 94). Von daher halte ich auch den bei K.H. Ruders­
dorf bemühten Vergleich der Amin-Periode und ihrer Entartungen 
mit dem Stalinismusphänomen (S. 106) filt unangebracht und wenig 
weiterführend. Ebenso läßt sich so die bei K.H. Rudendorf mehrfach 
(z.8. S. 97) beklagte Verwendung solch nebulöser Kategorien wie 
.. WiSfenschaftliche Weltanschauung" im Programm der VDPA er­
klären. Auch in deshalb die Polemik W. Brönnen gegen "eumkom­
muniSIische" Positionen (S. I 09ff.) besonders gerechtfertigt, da eine 
"reine Revolution" natürlich unter solchen Bedingungen noch viel 
weniger erwartet werden kann als unter de r Hegemonie einer kom­
munistischen Panel. 
Die Darstellung der fLir Außerutehende oft undurchlichtigen VDPA· 
Puteigeschichte gehört sicher zu den Stärken von W. Brönners Buch, 
wenngleich er sich gewisse spätere Revisionen wegen der schmalen 
Quetlenbasil, die heute zur Verfügung steht, zu Recht offenläßt. 
Seine Sicht der Dinge wird auch durch die über weite Strecken eben­
falls informierte Behandlung dieser Seite der afgttanischcn Entwid.· 
lung bei K.H. Rudersdorf nicht korrigiert, eher erhärtet. Einige von 
dessen Behauptungen, wie z.B. diejenige, daß die VDPA nie Vnter­
stü tzung durch b~ite Bevölkerungsgruppen gehabt und diese auch 
nicht "ernsthaft" angestrebt habe (S. 107), werden durch das bei W. 
Brönner belegte Fak tenmaterial über die Anstrengungen der VDPA 
zur Erlangung einer aktiven Massenbasis eindeutig widerlegt. 
Der Gebrauchswert beider Bücher wi rd durch umfangreiche Doku­
mentenanhänge erhöht, wobei W. Brönner hinsichtlich der Panei· 
geschichte, besonders was die entscheidenden Positionsdokumente 
der rivalisierenden VDPA·Flügd Khalq und Parcham betrifft, sicher 
die größere Vollständigkeit gelungen ist. Regierungs.dekrete sind bei 
K.H. Rudersrlorf mehrere zu finden. während W. Brönner nur das -
freilich en!Scheidende - Bodenreformgesetz abgedruckt hat. R. Falk 
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Kurzinformationen 
Jordanien·Syrien 
Ende NovembcrlAnfang Dcumbcr 1980 Khien ein Kriegsausbrudl 
twilchen Syrien und Jord.nim möglich als (I zu bddcncitigcn Trup­
penmauicrungen 1Ion '0.000 bl.w. 50.000 Mann im lYrisch-jordani­
.ehen GrCMbcrtich kam. Sie wurden KhlieBlich auf Vc:nnittlung 
Saudi Arabiens hin beendet, nachdem König Uunc:in offcnbu den 
essentiellen Bedingungen der Regierung Anad nattgegebc:n haUe:. 
Einmal soll der IlalChemitcnmonan:h, der der ultrarechten (Iunniti­
lIChen) Mollemhrudenchaft auf eigenem Territorium voUe Bewe­
gungsfreiheit samt militirilchen Ausbildungil.m gewährt, einer 
EilUtellung dieser Hilfe.tellung 'tugenimrnl haben. Die Brudenchaft 
wird !lir die im vergangencn Jahr wiederholten Unruhen und Terror­
alr.u~ auf syrischem Boden, einschließlich eines Attcnlat5\'el'$uchC1 
gegen PriUident Hafez a1-Asu.d vom Juni 1980, vc:rantworTlich ge­
macht. Zum anderen '01] König Hussein die von Syrien geforderte 
fortgesetzte Respcktierung der Palästinen.ischen B~freiungsorgan;"l1· 
l ion (PLO) als cinzig legit imen RcpräliCntantcn des palästinensischen 
Volkes zugesichert haben. Damaskus hatt~ d i~ jordanische Regierung 
des Vorhaben. angeklagt, mit den USA und brael fiir eine Art Camp· 
David·Ersau separat ins Geschäft kommen zu woUen. 
Wegen dieser Konfliktpunkte und aufgrund der kontrovencn POli· 
tion beideT Seilen zum Krieg 1..u.·I...n boykottierten Syrien und mit 
ihm die PLO, Libyen, Südjemen, Algerien und der Libanon auch die 
Ende November 1980 in Amman vcranstaltete 11. Gipfelkonferenz 
de r Arabischen Liga. Dort erhielt der I..u. namentlich auf Betreiben 
des jordanischen Könip Rückendeckung für seine Kric:gsführung und 
Gebietsanspriiche gegenüber dem Iran. 

Tschad·Libyen 
Die seit dem 20. Mirz 1980 zwischen den Regierunglluuppen unter 
Mininerprnident Goukouni Queddei, Abdelkader Wadel Kamougue 
und Ahmat Acyl eineraciu und den Streitkräften dei Nordens (FAN) 
von Hi,sene Habre andereneiu tobenden Klmpfe (,i ehe Al B !I/ 1980, 
S. 27·28), die bereit. 5.000 bis 6.000 Tote gefordert haben, sind im 
November 1980 in eine enucheidende PhllK getreten. Die Ober­
gangsregierung der Nationalen Einheit unter G. Queddci hat um der 
RebeUion He" zu werden, Libyen um Hilfe gebeten, deren Ausmaß 
noch nicht abzusehen in. Bereits am 1.5. Juni 1980 war zwischen 
beiden Stuten ein FreundKhaftsabkommen &Clchlossen worden. 
Die Rebellion von Hillene Habre wird nicht nur von Frankreieh 
mate riell und propagandistisch untentiltzt, sondern bellOnden von 
Ägypten, dem Sudan und lIus ländiJchen Söldnern. H. Habre erklärte 
sich sclbst bereit auf ;,raelische Hilfe zurückzugreifen. Frankreich, 
da. durch seine wiederholten mililärisehen Interventionen und seine 
Spaltungspolitik der Verur'tacher der momentanen Situation ilIt, sieht 
scine FeUe daVONchwimmen, da sein Schiltuing H. Habre immer 
mehr an Boden vcrliert. Eine militirisc::he Intervention ist delhalb 
nicht auszuschließen, obwohl ,,;e Zu diplomatischen Schwierigkeiten 
führen würde, wäre lie doch gegen eine anerkannte Regierung ge. 
richtet. 

Sambia 
Ende Oktober 1980 gab Sambias Präsident Kenneth Kaunda auf 
einer Pressekonrereru: bekannt, daß ein ror den 16./ 17. Oktober 
1980 geplan ter Staatsstreich ge&Cn seine Regierunc vereitelt worden 
sei, de r mit siidafrikllll.iJCher Unterstützung hab<': stattfmden sollen. 
Eine Anuhl sambismer OffIZiere und ehemaliger hober Staatsanrc· 
IlcUteT sei verhaftet worden; über Teile des Lande, wurden Auspngl­
lperren verhängt. 
Die näheren Umstinde die$Cs Ereignisses waren im Dezember 1980 
noch undurchsichtig, so die Art der Beteiligung Sildafrikas. Anderer· 
seit. war es nicht das erste Mal, daS Auseinanderaclzungcn inncrhalb 
Sambias mit bewaffnetcn Banden stattfanden, die zum Teil noch aus 
der Zeit des angolanisehen Unabhingigkeit$kampfu bzw. aus Zim· 
babwe lIammen. SiidafrikaniKhes Militär hielt ropc das Jahr 1979 
\ber im Grenzg<':biet zu Angola und Namibia einen Teil Sambiu 
besetzt, ve rwÜlItete du Land und vertrieb die Bevölkerung. Bedetu· 
samer Anstoß ror du Anwaduen einer Oppotition gegen Kaunda ist 
die kat:.u trophale wirtschaftliche Lage des Landes, Folge sowohl de r 
Opfer, die Sambia in Untentill7.ung des Freiheitskampfes in Zirn . 
babwe brachte, ab aber auch vor allem der Unzulänglichkeiten und 
Inkonsequenzen dcr staatlichen Wirtsehafl.$politik (siehe Sambia· 
Einschätzung in AlB 6/1978). Diese wird von Privalwirtschllft und 
führenden Mitgliedern der Staatspartei heftig allackiert und lUhrte 
anscheinend auch zur Wiederbelebull( der Titigkeit der alten rechten 
Oppa.ition - aber auch zu Unnlhe in der GcwerkKhaft. 

46 

Namibia-BRD 
Vom 23. bis 2.5. Oktober 1980 hielt sich Sam Nujoma, Prilident der 
Südwe$lafrik.aniKhc:n VoLksorpniution Namibias (SWAPO) in Bonn 
auf, eingeladen von der Bundesregierung, nachdem ein früherer 
Termin mit dem Hinweis auf die anstebenden Bundestagswahlen 
vcnchoben worden war. Angesichts der durch Südafrikas Alleingang 
zugespitzten Lage in Namibia war Bonns Interesse klar: Einwirkung 
auf die SWAPO, an ciner friedlichen LölUng der Namibia·Ff1Ige fest· 
zuhalten; Erlliuterul18 der eigenen Position, mit allen "relcvllllten" 
Konfliktparteien zu sprechen. S. Nujoma gab die prinzipielle Bereit· 
Khaft zu einer friedlichen Lösung gcmiS dem UN·Plan (freie W:.hlen 
unter UNO-Aubicht) zu erkennen, kündigte aber !Ur den Fall dei 
Scheitems eine Ventirkung der bewaffneten Kampbktionen an. 
1m Sinne der genannten Bonner .,Ausgewogenheit" - die einer 
Aufwertung entspricht - Wlll" man in Bonn am 10.{11. Dezcmber 
1980 berei t, auch D. Mudge, den FUhrer der 1108- Tumhallen­
All ianz , ciner Partei von Pretorias Gnaden, zu empfangen. Diescs 
Gespräch kam jedoch aus bisl:U\g unerfindlichen Grunden nich t zu· 
stande. 

Südafrika 
Am 26.11.1980 wurden im 1IOg. "Silvenon Sicgc"·Prozcß (liehe AlB 
11·12/ 1980) die Kämpfer deI Umkhonto we Sizwe, dei miliräri· 
sehen Arms dei Afrilc.aniJchen Nationalkongresse, (ANC), NJ. Lubisi 
(28 J.), P.T. Mashigo (20) und N. Manana (24) zum Tode sowie sechl 
weitere Angc:k laate zu Haftstrafen 7-wilchen 10 und 20 J ahrcn verur­
tcil t. In dem von Behinderungen der Verteidigung, widersprilchlichen 
Aussagen der Zeugen der Ank1aae u.a. gekennzeichneten Proze8 
\O."lII"en ihnen Mord und Mordversuch bei Oberfillen im JlII"lulll"/ Febru· 
ar 1980 auf die Sockmckalll"·PolizeUtlition und eine Bank in Silver­
ton (Pretoria) zu Lau gelegt worden. 
8ci letztgenanntem Ansehlag konnte keinem der Verurteilten eine 
Beteiligung nachgewiellCn werden. Aus der An des Angrifft auf die 
Polizcistation konnte die Verteidigung beweisen, daß die drei an ihm 
beteiligten und jctzt zum Tode verurte ilten Kämpfer ausdrilcklich 
den Tod von Polizisten vermieden, lediglich die Beschldigung des 
Gebäudes wlgeJlll:bt hatten. So wurde in der Urteibbegriindung 
neben vcnchiedcnen "Vergchen" gegen die Gesetze der Apartheid 
einzig die Mitgliedschaft im ANC als ausreichend zur Auuprechung 
der KapitalJtnfen erachtet. 

Dbervolta 
In der westafrilc.anischen Rcpublik Obervolta übernahm am 
25. 11.1980 ein -'I.köpfiger "MiütärauSichuS für die Fortführung dei 
nationalen Fortschritt," un ter Oberst Saye Zeroo (48) die Macht 
Wld stürzte den 1918 gewählten Prtsidenten Sangoule Uniizana. S. 
Zerbo, ein chemaliger AuBenminilter und Kommandeur der Truppen 
der Hlluptitadt Ouagadougou erklirte, daß du ,,sich rapide ver· 
Khlechtemde soziale Klim .... den Stunr. der Regierung notwendig 
gemacht habe. Die Einmischung von politischen PlII"teien in den seit 
2 Monaten daucrnden Lehrerstreik habe es - '0 S. Zeroo weiter -
der Regierung unmöglich gemacht K hwerwiegcnde Probleme "tu 
lösen. 
General S. Lamizana Wlll" 1966 an die Macht gekommen, IUIchdem 
sein VOrgingeT Maurice Y:ameogo. der Obervolta seit der Unabhän· 
gigkeit 1960 mit der danlilligen Einheitspartei Demokratische Union 
VoItllS - Oemok~tische Sammlung Afriku (UDV·RDA, heute 
PDV·RDA) regiert hatte, durch Maucnaktionen der Gewerkschaftcn 
gestürzt wurde. Nach einer zivilen Regierung ( 1 97~74) übernahm S. 
Uniizana erneut die Macht, wurde aber durch einen Generalnreik 
Ende 197.5 gc"twungen ein Mchrplll'teicnJY5tem zu errichten. Die 
Wahlen von 1978 brachten rur die UDV·RDA die Mehrheit. Weiter· 
hin waren im Parlflment die Nationale Union rur die Verte idigtmg der 
Oemokntie (UNDD) von M. Yameogo und die Fortschrittliche 
Front Voltas (FPV) vertreten. Letztere ilt ein Zusammensch.luB 
mehrerer Parteien unter der Führuna: der IUItiolUlldemokratiJchen 
Fortschrittlichen Union (UPV) vonJose:ph Ki·Zerbo. 

Äthiopien 
Mit dem Besuch des sudanesischen Staatschefs Gafaar M. e1·Numeiri 
Ende November 1980 in Addis Abcba und der ReiM: des Vonitzen. 
den des Provisorischen Mililirisehen VerwaltungSl':ilts (PMAC) Men· 
gistu Haile Mariam Anfang Dezember 1980 nach Kenia bt Äthiopien 
ofCensichtiieh einen entscheidenden Schritt bei der Stabilisierul18 der 
iuBeren 8cdingungen seiner Revolution vorangekommen. Seit Men· 



gistus Besuch in Khartum im Mai 1980 war eine merkliche Ent­
spannung der Beziehungen zwischen Äthiopien und dem Sudan felt­
stellbar, in deren Gefolge Numeiri seine Unteruüttung der eri· 
treiKhen Scparatinenorganisationen nahezu einges teUt hat. Bis auf 
einen befestigten Bergort mit dem Namen NaUa, der gegenwärtig 
Wlter Beschuß einer neuen äthiopischen Offensive steht, verfügten 
die eritreiKhen .5eparatistenorganisationen bis Ende leuten Jahres 
über keine befest igten Bast ionen mehr. In dem Ende November 1980 
in Addis Abeba von Numeiri und Mengistu unteneichneten Kom­
munique unterstreichen die beiden Seiten u.a. "ihre Entschlosscn­
heit, e ine Atmosphäre der gegenseitigen Verständigung und des Ver· 
trauens am Horn von Afrika und 'Zwischen ihren beiden Staaten zu 
schaffen, auf der Grundlage der gegenseitigen Achtung der Souve­
riintität, territorialen Integrität, Unverletzlichkeit der Grenzen und 
Nichtcirunischung in die inneren Angelegenheiten". 
Zum Abschluß der Gespräche zwischen MengiSlu und dem keniani· 
sehen Präsidenten Mai wurde Somalia aufgefordert, "öffentlich und 
bedingungslos aller Ansprüche auf äthiopisches, kenianisches und 
djiboutisches Territorium ;r;u entsagen" und Äthiopien eine ange' 
messene Entschädigung rur die Folgen des Ogaden·Krieges (1977/78) 
zu zahlen. Erst im November 1980 hatte das Regime in MogadiKhu 
die kriegeriKhe Auseinandersetzung in der äthiopiKhen Südprovinz 
wieder zu eskalieren versucht und seine Gebietsforderungcn an Kenia 
und Djibouti bekräftigt. 

Guinea-Blssau 
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Am 14. November wurde die Regierung Luis Cabrals im westafrika­
nischen Guinea·Bissau durch einen Militärputsch gestürzt, der offen­
bar vom überwiegenden Teil der Truppen unterstützt und von der 
Bevölkerung ohne Proteste hingenommen wurde. L. Cabral, seit der 
Unabhängigkeit 1974 Vorsitzender des Staatsrates Guinca·Bissaus, 
wurde unter HausarTCst geste llt, ein Revolutionsrat unter Joao Ber­
nardo Vieira, dem legendären Kommandeur der GueriUaeinheiten der 
Befreiungsbewegung PAIGC, übernahm die Macht. Ein grofl.er Teil 
der bisherigen Minister behielt ihre Ämter und die Staatspartei 
PAIGC, die auch auf den Kapverdischen Inseln die Regierung stellt, 
KIll erhalten bleiben. 
Eine aus lösende Rolle spielten offenbar die erheblichen wirtschaft­
lichen Schwierigkeiten des armen Landes (siehe Bericht von H. Bla· 
senbrei in AlB 11·12(1979 und 1/1980), außerdem polit ische Macht­
fragen und VOr allem ethnische Probleme zwischen dem Fenland und 
den Kapverden, die ursprunglich in einem Staatsverband unabhängig 
werden sollten. Nach der Verabschiedung einer neuen Verfassung am 
10. November 1980 hatte Cabral offenbar "ersucht, Vieira faktisch 
auszuschalten, der bis dabin Ministerp räsident gewesen war; sogar 
von Mordplänen gegen Vicira war die Rede. Mit dieser geplanten 
Entmachtung verband sich jedoch die - zumindest vordergründig -
entscheidende Frage: Zwischen den heUhäutigen Mischlingen von 
den Kapverden, die innerhalb der PAIGC und in den wicht igsten 
ilaatlichen SteUen dominierten (auch Luis Cabral stammt von den 
Kapverden) , und der afrikanischen Bevölkerung sehwan:er Hautfarbe 
hatte sich offenbar ein Gegensatz herausgebildet, den die PAIGC 
nicht zu überwinden vennochte. Vor diescm Hintergrund wird de r 
Staatss treich als Entmachtung der Kapverdianer ;r;ugunsten eines 
afrikanischen Nationalismus und als Absage an weitere Versuche 
gewerte t, d ie beiden Länder, die unte r der PAIGC gemeinsam den 
antikolonialen Kampf geführt halten, zu vereinigen. 

Peru 
Aus den Kommunalwahlen vom 23. November 1980 ging die Ver­
einigte Linke (l U) als zweitstärkne Kraft des Landes hetvor. Im 
Vorfe ld der Wahlen hauen sich die wichtigsten linken Paneien zu 
einem Wahlbündnis zusammengeschlossen und in Lima als gemein· 
samen Kandidaten den Rechtsanwalt Alfonso Barrantcs aufgestellt. 
Zwar konnte die regierende Volksalliaru. (AP ) noch die Mehrheit 
erringen, und ;r;war, im Großraum Lima mit 35% der Stimmen vor 

der IU mit 27%. Doch mußte sie auf gesamtnationaler Ebene Ein­
buBen hinnehmen. 
Die EnttäuKhung vieler über die nichteingehaltenen Wahlverspre­
mungen F. Bclaun<ies (vgl. AlB 11- 12/1980) trug mit zum Erfolg 
der LinkskrHte bei. Damit verbunden war rur die Vereinigte Linke 
der Gewinn von 6 Distriktbürgenneisu:rschaften in der Hauptstadt 
sowie von II Mandaten in der Gemeindeverwaltung der Gesamt· 
provinz Lima. Auch in zablreichen anderen Provinzen und Städten 
bauten die Linken ihre Positionen aus, so in Arequipa, der zweit· 
wiChtigsten Stadt Perus. Dort wird ein Kandidat der IU das Amt des 
Bürgermeisters übernehmen. Der Ausgang der Kommunalwahlen be· 
stärkte die Linke in ihrem Einigungsbestreben und lieB sie zu einer 
emstzunchmenden Gegenkraft für die gegenwärtige Regierung 
Belaundes werden. 

Nikaragua 
Zum wiederholten Mal (vgl. Al B 7.8/ 1980) versucht die konsetvative 
Opposition Nikaraguas seit Anfang November 1980, durch den 
Boykott des pluralistisch zusammcngeset;r;ten Staatsrats, der vor­
läufig quasiparlamentarische Funktionen erftiLlt, den Revolu,tions­
pro ... eß aufzuhalten 
Am 12.11.1980 legten 11 Mitglieder dieses überaus wichtigen Staats· 
organs - die Vertre ter des Obersten Rats der Privatunternehmer 
(COSEP), der bürgerlichen Par teien Demokratische NikaraguaniKhe 
Bewegung (MON ), Konsetvativ-Demokrat ische Partei und Olristlich­
Soziale Partei sowie zweier Gewerkschaften - fti.r unbefristete Zei t 
ihre Mandate n;tder. Angeblich wollen sie damit gegen die venehärf· 
ten Maßnahmen protestieren, zu denen die Regierung des Nationalen 
Wiederaufbaus in letzter Zeit g:genüber den zunehmenden Aktivi· 
tä ten der Konterrevolution ge7.wungen in. Wie mehrere Geständnisse 
inzwischen inhaftierter Konterrevolutionäre bezeugen, war ftir No­
vember 1980 ein Putschversuch geplant, an dem führende Mitglieder 
der MON, des COSEP, Init iatoren tines "Aufstandes" im September 
1980 im Gebiet um Bluefields sowie ehemalige Somoza·Gardisten im 
In- und Ausland maßgeblich beteiligt waren. Der COSEP hatte in 
diesem Zusammenhang beträchtliche Finanzmillel für die Korrom­
pierung sandinistiseher Offiziere zum Zwecke einer Spaltung der 
Annce bereitgestellt. Wie Staatsratsvorsil2ender Carlos Nunez fest­
stell te, fühlt sich die nikaraguanische Konterrevolution offenbar 
dU TCh den Wahlsieg des designierten US·Präsidenten R. Reagan zu 
Provokationen ermuntert. 

Uruguay 
58% der zur Wahl "erpflichttten Wähler stimmten am 25.11 .1980 bei 
einem Referendum gegen den VerfanungJentwutf der uruguayischcn 
Militärdiktatur. Gescheitert ist damit ihr Projekt der Instilulionali· 
sierung und Legitimierung ihre r seit 1973 bestehenden Herrschaft. 
So war im zur AbstimmWlg geste ll ten Verfassungsentwurf vorge· 
lIChen, daß das Militär im eigens neu zu schaffenden Nationalen 
Sicherheits .... t die Mehrheit besitzt, daS das Militär durch eine Ver­
fa.ssungsklausel jedeneit hätte den Notstand ausrufen können. Die 
Annahme des Enlwurds hille auch die andauernde IIlcgalisierung der 
Linksparteien, der Frente Amplio Klwie der Gewerkschaftszentr.de 
CNT bedeutet. 
Es gibt jedoch hum An;p;cichtn dallir, daß die Militärs dieses Votum 
respektieren. InnenminiHtr Nuncz erkl iirte du Ergeb nis der Ab· 
stimmung für "nicht wichtig" und Präsident Mendez fUgte hinzu, daß 
von einem Rückschlag für die Diktatur nicht die Rede sein könne. 

Südkorea 
Im Zuge einer .. ~ozialen Säuberung" zur "Ausrottung des sozialen 
Obcls" ist die Militärdiktatur unter GencrJI Chon Du Hwan daran­
gegangen, ihre mililärfaschistische Herrschaft auszubauen. Im Zuge 
ihrer Gleichschaltungspolitik des öffentlichen Lebens (vgL Al B 9 und 
11-12fJ980) benannte die Diktatur Anfang November 1980 8 1 I 
Politiker. Ihnen wird bis 1988 verboten, sich zoo betätigen. 
Ihren größten Schlag führt die Dik tatur gegen prominente Opposi­
tionspolitiker um Kim Dae Jung, denen vorgeworfen wird, sich zum 
Stun der Regierung verschworen und den Volksaufstand von 
Kwangju im Mai 1980 angeuttelt ~u haben. In der Bcrufungsimtaw. 
.... ~rden im November 1980 die Todesurteile gegen Kim Dae Jung 
und vier weitere Personen bestätigt. Für den Fall der Hinrichtung 
Kim Dae Jungs kündigte Japan die Einstellung jeglicher Wirtschaft· 
hilfe für Südkorea an. 
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Die Indianerfrage vor dem IV. Russell-Tribunal 
Zahlreiche Venrctcr ethnischer Minderheiten, Ven.cu:. von Kir­
chen und Parteien. Zuhörn aus Europa und Amerika hatten sich 
zwbchcn dem 24. und 30. November 1980 in der Rottcrdamcr 
Kongrc:ßhallc Oe Doclcß cingdundcn, um dem IV. Russdl·Tribunal 
zur Situation der Indianer in Nord-, Mittel- und Südamerika beizu­
wohnen. Die Id~ zum dicsjihrigen Thema geht zurück auf die 
Genre. Konferenz der nichtsla:ulichcn Organisationen (NGO) bei 
den Vereinten Nlitionen imJahrc 1977, die ,ich mit der Di,krimi­
nierung der eingeborenen Völker heider Amerika auseinander­
sctzte. In ihrer Schlußrcsolulion forderte damals die Genfe. Kon­
ferenz eine verstirkte OffentlichkcII5Vbeit in der Indianedrage. 
1963 von dem Philosophen und NobeipreiSlr~r Bennnt Ruucll 
II'Cgriindet, hat sich die RuucU·friedensuiftung 1:um Ziel ~setu. 
rlir die AchtWlg der Menschenrechte und rur Abrilnung einzu­
treten. Zu den Schirmherren der Griinderjahre zählen Persönlich· 
keiten wie die Präsidenten Nyerere (Tansania). Kaunda (Sambia) 
Wld Senghor (SenegaI). Allgemeiner Arbeitsr;&hmen des RUilsell­
Tribunal, ist der gesetdich-juristiKhe Jl intergrund des Völkerrecht. 
Wld der Menschenrechte (z.B. die UNO- Konvention ZW" Verhütung 
und Bennfung von Völkermord; die internationa.le Konvention zur 
Beseitigung jeder form von Ra.uendiskriminierong) sowie Gesetze 
der betroffenen Länder_ Die bilherigen RusseJl-Tribuna.le. die keine 
rechtlichen Befugni~se beloitzen, sondern nur Empfehlungen weiter­
geben können, untersuchten die IIintergrunde des Vietnamkrieges 
(1967), die Unterdrückung in Lateinamerika (1973-76) und die 
Situation der Meruchemechte on der BRD (1978). 
Du Rotterdamer Tribunal machte es ,ich ZW" Aufgabe, "die Welt­
öffentlichkeit tiber die bedrohliche Situation der Indianer zu infor­
mll:ren. ihre konkreten Lcbenlbedingungen in politischer, ökono­
mIscher und kultureller Hinsicht verbeuern zu helfen. Solidarität 
und Untel1tützung Hit ihren Lebenskampf zu gewinnen, Aufmerk­
samkeit zu erreichen rur andere Mlnderhdten in vergleichbaren 
Situationen", 
Die siebzc:hnköpfi~ Jury. die sich U_II_ aus sachverständigen Wissen­
Khafllem und Jurinen :.:usammenset.tt. konnte in Rotterdam mit 
$0 bekannten Namen wie lIouensia de Bussi Alknde (der Witwe 
des 1913 erm<)1'deten chik:n.iKhen Präsidenten), dem uruguayi­
sehen Schriftsteller Eduardo Galeano und der mittlerweile berühm· 
ten boli,'ianischen Mlnenarbeiterfrau DomitUa Moema Viczzer, die 
Khon bei der UN-frauenkonfereru: im Juli 1980 große Anerken· 
nung erntete, auf .. 'arten, 
8<:reiu vor Beginn des IV. RUlIM:lI·Tribunllls erregte die AusreiseYeT­
... eigerung für das brasilianische jury-Mitghed. den Indianerfiihrer 
Mario juruna, ... eltweite Empörung. Die unlautere brasilianische 
Indianerbehörde FUNAI hatte Junma, dll Ihm als Indianer laut 
brasilianischem Gesetz keine vollen Blirgerre(hte zusteh(n, die 
Reise nach Rotterdam zunächst untenagt, Die schlieBliche Ge­
nehmigung und das Zugeständnis der Burgcm:ehte seitens des bra­
silianischen Gerichtshofes wurde zugleich ab "hinorisches Urteil" 
gefeiert. 
Insgesamt 14 Einzelfälle trugen Opfer und Augen:teugen dem Rot­
terdamer Tribunal, das von der hollandiKhen Ameitsgruppe In­
dianerprojekt mitverann<litu ... ·urde. vor. Eingeladen warat auch 
Vertreter der angeklagten Konzerne, Regierungen, Behörden und 
Kirchen. Daß sie jedoch dem Tribuna.l fernblieben, "spricht rur 
sich", ... ie die Veranstalter konstatierten. Trotz der nationalen 
Unterschiede spiegelten sich in den DanteIlungen die gleichen 
l)c likte an der Indiani:Khen Bevölkerung wider: ioegaler Landraub 
durch einheimische Oligarchie und internationale Koru:eme, Ver· 
treibung und Völkermord. Zentörung ihrer Sprache und Kultur. 
Irokesen, Navajo. und Vertreter ... eiterer nordamerikanischer 
Indiänernationcn beriehleten vom Eindringen großer Unternehmen 
(z,B, der US-Atomic-Energy-Commiuion) in ihre Rescrvate, 
zwangsweiser Umsiedlung Wld Vertrapbnichen seitens der USo 

Regierung. Von ähnlichen Verbrechen wußten auch die kanadi· 
lIChen Vertreter zu enihlen. Zu den spektakulänten FiIlen, die der 
Jury zu~tngen wurden, gehörte das Massaker an indianischen 
Bauern in der spanischen Bottchaft in Guatemala-Stadt Anfang 
let%tenjahres (vgl. AlB 4'1980). 
Delweiteren kamen Angehörige: indianischer Minderheiten Bn­
silienl zu Won_ Sie $Ieoten die indianerfeindlichc Politik der In· 
dianerbehörde FUNAI bloß, klagten zahlreiche Missionen der be· 
wußten Zerstörung ihrer Kultur IIn, schilderten die brasilianische 
Siedlungspolitik und die Plünderung der BodenS<:hätze im Amuo­
nasbecken durch Multis, die eine systematische Ausrotlung der 
dort lebenden eingeborenen Bevölkerung nicht scheuen, Von 
Völkermord und Vertreibung zugunlten von Monopo!interessen 
Iprachen auch die Kampas aus dem peruanischen Amuonasgebiet. 
Auch hier nehen sie der hochgestochenen Industria.lisierungspolitik 
einel Bclaunde im Wege_ Auch Venreter aus Panama, Kolumbien 
us .... mao::hten in ihren Erläuterungen Landraub und RcprelSioo 
deutlich_ Da nicht a.lle vorgetragenen Fälle von der jury eingehend 
behandelt werden konnten. wW"de seitens der Ver.>rutaltet eine 
weitere Tagung zu diesen Fragen in Erwligung gezogen. 
Das Tribunal endete mit der scharfen Verurteilung der Regierungen 
der USA und des lateinamerikanischen Halbkontinenll sowie kireh· 
lieher und sonstiger Organisationen. In ihrer Schlu6alr.te stellte die­
jury u_a. fest, "daß ernue Verletzungen der Menschenrechte und 
Völkermord an vielen Onen von der Arktis bis Chile vorkommen", 
Die Regierungen und internationalen Organisationen wurden auf· 
gefordert, "den akzeptierten Normen der allgemeinen Menschen­
rechte ebenso wie den besonderen Rechten der eingeborenen 
Völker Ameriku Geniige zu tun", Der Anspruch dieses Tribunal" 
"auf die weltweite MeinungsbilduTIJ Einfluß nehmen (zu wollen) 
und das "'eitvttbreitete, aber falsche Bild von den Indianern (zu) 
«ntören, das durch RassilmWl und feindseligkeit geschaffen wor· 
den ist". ist zweifelsohne begriißcmwert. Da es aber keine Strafen 
verhängen kann, "appeUiert " allein an menschliches GewiSKn Wld 
menschliche Vernunfl". 
Doch darf es nicht bei moralischen Appellen bleilnn. Der Emanzi­
plltiond<ampf der indianischen Bevölkerung Amerikas und der 
anderen unterdrückten Minderheiten verdient die Untentlltzung 
de r demokr.nischen Kräfte in a.ller Weh und er muH auf anderen 
Ebenen weitergeführt werden. Eine echte LösWlg der in ROllerdam 
aufgeworfenen Indianerfrage aber steht nur dann :tu erwarten, 
wenn die Indianc:rbewegung ,ich in ihrem jeweiligen Land in den 
antiimperialistischen und so~:ialcn Befreiungskampf einreiht, wie 
dies gegenwirtig in Guatemala bcilpielhaft geschieht. 




